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V

Zur Einführung

1. Die systematischen Nachweise aus Schrifttum, Rechtsprechung
und Gutachten reagieren auf eine Anfrage, die jedes Institut in
Deutschland kennt, das sich mit ausländischem Recht befasst:
„Was gibt es in deutscher Sprache zumRecht von ...?“Auch uns
erreichten Fragen dieser Art so häufig, dass wir uns daran
machten, die entsprechenden Publikationen systematisch zu-
sammenzutragen und jederzeit verfügbar zu halten. Das Ergeb-
nis dieser Arbeit legen wir hiermit in achter Auflage vor; erst-
malig imVerlag sellier. european law publishers (s.elp), demwir
für die Aufnahme in sein Verlagsprogramm sehr verbunden
sind. Trotz der Sammelleidenschaft, die uns bei unserem Vor-
haben beflügelte, wissen wir natürlich, dass es uns unmöglich
gelungen sein kann, wirklich vollständig zu sein. Wen wir über-
sahen, den bitten wir einerseits um Nachsicht und andererseits
um einen Hinweis, damit wir unseren Datenbestand ergänzen
können. Denjenigen, die dieser Bitte in den vergangenen Jahren
nachgekommen sind, sprechen wir an dieser Stelle unseren auf-
richtigen Dank aus.

2. Unsere Sammlung bringt ausländisches Privat- und Privatver-
fahrensrecht in deutscher Sprache; fremdsprachige Titel zu in-
tegrieren, hätte bedeutet, eine weltweite Bibliographie vorzule-
gen. Selbst auf englischsprachige Einträge mussten wir ihrer
schierenMenge wegen verzichten. Das Sprachkriterium versag-
te freilich dort, wo schon die Primärliteratur (auch) auf Deutsch
erscheint, also insbesondere in Liechtenstein, Österreich und
der Schweiz. Insoweit haben wir zu einem zusätzlichen Aus-
wahlkriterium greifenmüssen und uns für den Erscheinungsort
entschieden. Was in der Bundesrepublik zum Recht dieser Län-
der publiziert worden ist, wurde also erfasst, ebenso die in
Österreich und der Schweiz zum Recht von Drittstaaten er-
schienenen Titel (soweit uns zugänglich), nicht aber die öster-
reichische Literatur zum österreichischen Recht (usw.).

3. Unsere Sammlung bringt systematische Nachweise aus Schrift-
tum, Rechtsprechung und Gutachten. Wir haben also Mono-
graphien, Festschriften, Sammelbände, Kommentare und Zeit-
schriften ausgewertet, Leitsätze von Urteilen und Beschlüssen
nachgewiesen und uns bemüht, auch die veröffentlichten Gut-
achten der Fachinstitute zu dokumentieren. Die Leitsätze der
Entscheidungen sind teils wörtlich übernommen, teils für unse-
re Zwecke von uns neu formuliert worden; Parallelzitate sind
angegeben.

4. Nicht aufgenommen wurden die auf der Welt einzigartigen Lo-
seblattwerke Bergmann/Ferid/Henrich, Internationales Ehe-
und Kindschaftsrecht, Ferid/Firsching/Dörner/Hausmann, In-
ternationales Erbrecht, ferner Geimer/Schütze, Internationaler
Rechtsverkehr in Zivil- und Handelssachen sowie Rieck, Aus-
ländisches Familienrecht. Wir sagten uns, dass jedermann, der
unsere Bibliographie findet, längst auch schon den Weg zu je-
nen Werken gefunden haben wird.

5. Da es unser Anliegen ist, eine Antwort auf Fragen vorhalten zu
können wie: was gibt es zum Ehegüterrecht von Brasilien, zum
Gesellschaftsrecht von Frankreich oder zum Internationalen
Vertragsrecht Japans?, ist diese Sammlung nach Ländern auf-
gebaut. Beiträge und Entscheidungen, die sich gleichzeitig
zum Recht verschiedener Länder äußern, sind folgerecht mehr-
fach verzeichnet worden. Gewisse Schwierigkeiten bereiteten
bei diesem Aufbau freilich die Staaten mit personal oder terri-

torial gespaltenen Rechtsordnungen. In der ersten Gruppe fin-
det sich deshalb Material gelegentlich auch in der Systemstelle
„Religiöse Rechte“. Wir haben sie aber jeweils nur mit Titeln
besetzt, die sich entweder nur mit dem religiösen Recht als sol-
chem (also nicht in seiner Eigenschaft als staatlich verwiesenes
Recht) befassen, oder mit solchen Titeln, die die Besonderhei-
ten im Recht religiöser Minderheiten beleuchten. In manchen
stark vom Islam geprägten Staaten hätten wir sonst z.B. das Fa-
milienrecht weitgehend entleeren müssen. Nicht ganz einfach
durchzuhalten war unser Ansatz aber auch für die Staaten mit
territorial gespaltenen Rechtsordnungen. Für die USA haben
wir uns z.B. entschlossen, Arbeiten zum Bundesrecht und
gliedstaatenübergreifende Darstellungen „vor der Klammer“
in einem Allgemeinen Teil zu bringen. Für das Vereinigte Kö-
nigreich empfahl sich dasselbe Vorgehen dagegen schon des-
halb nicht, weil man in Schottland, Nordirland und auf den Ka-
nalinseln (letztere sind, genau genommen, nicht einmal ein Teil
des Vereinigten Königreiches) häufig nur auf Modifikationen
eines gemeinsamen Basisrechtes trifft. Alles Material, das sich
nicht spezifisch zuordnen ließ, musste deshalb unter „England
undWales“ ausgewiesen werden, und dies trotz des Umstandes,
dass die meisten der hier eingestellten Informationen auch für
die anderen Teilrechtsgebiete des Vereinigten Königreiches von
Belang sind.

6. Die Länderliste und die Schreibweise der Ländernamen orien-
tiert sich an dem „Verzeichnis der Staatennamen für den amt-
lichen Gebrauch in der Bundesrepublik Deutschland (Stand:
22. April 2009)“, verfügbar unter http://www.auswaertiges-amt.
de/cae/servlet/contentblob/332368/publicationFile/3097/Staat
ennamen.pdf. Das ehemalige Birma (engl. Burma) z.B. findet
man also unter Myanmar, das ehemalige Zaire unter Dem. Rep.
Kongo, Puerto Rico als ein Teilrechtsgebiet unter USA und die
Elfenbeinküste unter Côte d’Ivoire.

7. Wir möchten nicht unerwähnt lassen, dass unsere Sammlung
über ihren reinen Informationswert hinaus auch der Wissen-
schaft nützlich sein kann. Die Zahl der zu einem bestimmten
Thema veröffentlichten auslandskundlichen und rechtsverglei-
chenden Forschungsarbeiten ist ein nicht unerheblicher Indika-
tor für das Wirksamwerden von Rezeptionsvorgängen. Eine
Sammlung wie die vorliegende macht aber auch deutlich, dass
und welche Rechtsordnungen von der deutschen Rechtswissen-
schaft bislang vernachlässigt wurden. Unser Nachbarstaat Dä-
nemark ist hierfür ein Beispiel. Eine verblüffende Lücke tut sich
z.B. aber auch auf, wenn man den geringen Bestand an Infor-
mationen über ein solch riesiges Land wie Indien auf sich wir-
ken lässt. Würde es uns gelingen, mit unserer „Datenbank“ die
Aufmerksamkeit zukünftiger Doktoranden vermehrt auf die
Rechtsordnungen von Ländern zu richten, über die in deut-
scher Sprache bislang noch allzu wenig vorliegt, so wäre das
ein gewollter Nebeneffekt.

8. Die rechtsberatenden Berufe mögen mit Blick auf die Rechts-
wahl insbesondere im Vertragsrecht erkennen, ob über das ge-
wählte Recht in ausreichender Zahl schnell zugängliche Mate-
rialien verfügbar sind. Besonders hervorheben möchten wir
schließlich, dass wir für den Berichtszeitraum ca. 2500 bundes-
deutsche Entscheidungen nachweisen konnten, die auf der Ba-
sis von ausländischem Recht ergangen sind. Einen besonders
hohen Anteil daran haben familienrechtliche Entscheidungen;
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einen auffällig geringen schuldrechtliche. Insbesondere im Ver-
tragsrecht ist das ein recht aussagekräftiger Indikator. Er zeigt,
dass größere Vertragsrechtsstreitigkeiten mit Auslandsberüh-
rung heute weitgehend vor Schiedsgerichten ausgetragen wer-
den.

9. Der ausdrückliche Hinweis darauf, dass unsere Bibliographie
nahezu ausschließlich Sekundärliteratur zusammenführt und
dass solche Sekundärliteratur aufs Ganze fehleranfälliger ist
als dasMaterial, aus dem sie schöpft, magmanchem überflüssig
erscheinen; wir mögen gleichwohl nicht auf ihn verzichten. Ein
Referenzbuch kann für den Inhalt des in ihm erschlossenen li-
terarischen Stoffes keine Verantwortung übernehmen.

10. Gegenständlich ist die nachstehende Sammlung jeweils in drei
Hauptgruppen untergliedert: Internationales Privatrecht, Sach-
recht und Verfahrensrecht. Der Ausdruck „Internationales Pri-
vatrecht“wird hier also im herkömmlich engenVerständnis des
deutschen Rechts verwendet; er steht für Rechtsanwendungs-
recht i.S.v. „choice of law“. Nicht immer decken sich freilich
der Titel eines literarischen Beitrages und sein Inhalt; wir haben
stets auf letzteren abgestellt. Vor allem (aber nicht nur) im Be-
reich der Rechtsprechung und der Gutachten hatten wir es zu-
dem häufig mit übergreifenden Erkenntnissen zu tun: Ein Ur-
teil äußert sich eben, wenn die deutsche Kollisionsnorm eine
Gesamtverweisung ausspricht, bei ordnungsgemäßer Begrün-
dung oft zu allen drei Gebieten. Wir haben darauf im Interesse
des Benutzers jedenfalls bei den Ländern, für die uns viel Mate-
rial vorlag, mit einer Mehrfachnennung der Entscheidungen
reagiert. Man findet Rechtsprechung im Übrigen jeweils am
Ende der entsprechenden Systemstelle. Insgesamt verzeichnet
diese Auflage ca. 25.000 Publikationen und Entscheidungen,
verschlüsselt auf insgesamt ca. 40.000 Einträge.

11. In der Einzelgliederung stimmen die beiden Hauptgruppen In-
ternationales Privatrecht und Sachrecht nahezu vollständig
überein. Wir mussten ein Schema entwerfen, in dem einerseits
weder mit zu groben noch mit zu feinen Systemstellen gearbei-
tet wird, und in das sich andererseits das oft auf andere dogma-
tische Kategorien zugeschnittene auslandskundliche Material
einigermaßen zuverlässig einfügen ließ. Seine schnelle Auffind-
barkeit war unser oberstes Ziel. Nach einem auf die Rechtsquel-
len bezogenen ersten Abschnitt, dessen wichtigster Teil Nach-
weise über ins Deutsche übersetzte ausländische Gesetzestexte
bringt, findet man deshalb zunächst das bürgerliche Vermö-
gensrecht, sodann das Personen-, Familien- und Erbrecht und
schließlich das Arbeits- und Wirtschaftsrecht. Im Verfahrens-
recht sind nach den Quellen zunächst das Recht der Internatio-
nalen Zuständigkeit und das Anerkennungsrecht besonders he-
rausgegriffen. Abschnitte über Verfahren und Beweis, über das
Schiedsgerichtswesen, über Zustellungsfragen und über das
Zwangsvollstreckungsrechts schließen sich an.

12. Unsere Sammlung hält sonach wiederkehrend für jedes Land
die folgenden Systemstellen vor:

A. Internationales Privatrecht
I. Gesetze; Gesetzesentwürfe; Internationale Abkommen

1. Gesetzestexte und Texte von Staatsverträgen
2. Gesetzesentwürfe und Entwürfe von Staatsverträgen
3. Vertragsstaat internationales Übereinkommen

II. Allgemeine Einführungen und Gesamtdarstellungen
III. Vermögensrecht

1. Schuld- und vermögensrechtliche Gesamtdarstellun-
gen; Allgemeines

2. Schuldrecht
a. Vertragsrecht
b. Deliktsrecht
c. Sonstige gesetzliche Schuldverhältnisse (Ge-

schäftsführung ohne Auftrag;
ungerechtfertigte Bereicherung)

3. Sachenrecht
IV. Personen-, Familien- und Erbrecht

1. Gesamtdarstellungen; Allgemeines
2. Personen-, Namens- und Geschäftsfähigkeitsrecht
3. Familienrecht

a. Gesamtdarstellungen; Allgemeines
b. Eherecht
c. Verwandtschaftsrecht (inkl. Kindschaftsrecht)
d. Verlöbnis; nichteheliche Lebensgemeinschaft
e. Vormundschaft; Pflege

4. Erbrecht
V. Arbeits- und Wirtschaftsrecht

1. Gesamtdarstellungen; Allgemeines
2. Arbeits- und Sozialrecht
3. Handels-, Transport- und Versicherungsrecht
4. Gesellschaftsrecht
5. Urheberrecht und gewerblicher Rechtsschutz
6. Unlauterer Wettbewerb und Kartellrecht
7. Zahlungsverkehr, Wertpapiere und Bankgeschäfte

VI. Fragen des allgemeinen Teils, des interlokalen, des in-
tertemporalen und des interpersonalen Rechts

VII. Fallsammlungen
VIII. Sonstiges
B. Sachrecht
I. bis V. wie A.
VI. Religiöse Rechte

1. Gesamtdarstellungen; Allgemeines
2. Christentum
3. Islam
4. Übrige Religionsrichtungen

VII. Fallsammlungen und Rechtsprechungsberichte
VIII. Sonstiges; insbes. Staatsangehörigkeit
C. Verfahrensrecht (inkl. Schiedsgerichtsbarkeit)
I. Gesetze, Gesetzesentwürfe; Internationale Abkommen

1. Gesetzestexte und Texte von Staatsverträgen
2. Gesetzesentwürfe und Entwürfe von Staatsverträgen
3. Vertragsstaat internationaler Übereinkommen

II. Gesamtdarstellungen; Allgemeines
III. Internationale Zuständigkeit
IV. Anerkennung ausländischer Entscheidungen

1. Anerkennung ausländischer Entscheidungen in
Deutschland

2. Anerkennungsvoraussetzungen in dem genannten
Land

V. Verfahren und Beweis
VI. Schiedsgerichtsbarkeit und Schiedsvertrag
VII. Zustellung
VIII. Insolvenz-, Vergleichs- und Zwangsvollstreckungsrecht
IX. Sonstiges

13. Wiewohl sich die vorstehende Gliederung im Lauf der Jahre als
nach unserem Eindruck hinreichend leistungsfähig erwiesen
hat, blieben Einordnungszweifel natürlich nicht aus. Der Be-
nutzer sollte deshalb zunächst sehen, dass sich Übersetzungen
gesetzlicher Rechtsquellen stets am Anfang des jeweiligen Län-
derberichtes finden und in dem systematischen Teil nicht noch
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einmal aufgeführt sind. Den Text eines ausländischen Urheber-
rechtsgesetzes etwa findet man demgemäß in der obigen Glie-
derung nicht unter B. V. 5. sondern unter B. I. 1. In den Sach-
abschnitten sind wir jeweils von der breit angelegten Gesamt-
darstellung zur Untersuchung von Einzelfragen vorangeschrit-
ten. Wer etwas zum Deliktsrecht (A. III. 2. b. oder B. III. 2. b.)
sucht und dort enttäuscht wird, mag also noch in den vorgela-
gerten Rubriken III. 1. (Schuldrechtliche Gesamtdarstellungen)
oder II. (Allgemeine Einführungen) fündig werden. Entspre-
chend sind wir grundsätzlich bei gebietsübergreifenden Dar-
stellungen verfahren, sofern nicht die Fülle des Materials im In-
teresse der Benutzbarkeit eine doppelte Nennung eines Titels
angeraten sein ließ. Ein Titel, der z.B. sowohl die vertrags- als
auch die deliktsrechtliche Verjährung untersucht, steht demge-
mäß bei III. 2. (Schuldrecht), eine Darstellung des gesamten
Unterhaltsrechts bei IV. 3. a. usw. Rein auf die literarische Gat-
tung haben wir nur bei den Fallsammlungen und Rechtspre-
chungsberichten (VII.) abgestellt; ihres temporären Charakters
wegen meinten wir, sie aus den zugehörigen Sachabschnitten
heraushalten zu sollen.

14. Vielfach waren die Einordnungsprobleme freilich auch gegen-
ständlicher Art. So haben wir Arbeiten zum Produkthaftungs-
recht i.d.R. zum Deliktsrecht gestellt, mögen sie sich oft auch
noch zusätzlich zum Vertragsrecht äußern. Untersuchungen
zu Joint Ventures findet man im Gesellschaftsrecht, Abhand-
lungen über Lizenzverträge im gewerblichen Rechtsschutz
und Urheberrecht, solche zur Anerkennung ausländischer
Schiedssprüche unter C. VI. (Schiedsgerichtsbarkeit und
Schiedsvertrag), und Beiträge zur Anerkennung ausländischer
Entscheidungen haben wir (wiewohl sie sich zwangsläufig dazu
ebenfalls äußern) nicht noch einmal unter der Rubrik Interna-
tionale Zuständigkeit (C. III.) gebracht. Hier wie in ähnlichen
Fällen musste eine Schwerpunktbetrachtung helfen, die Fülle
des Materials im Griff zu behalten.

15. Diese Sammlung verzeichnet die uns bis zum 1. Juni 2011 be-
kannt gewordenen Veröffentlichungen.

Osnabrück, im Juni 2011 Christian v. Bar



© sellier. european law publishers 
www.sellier.de

Abkürzungsverzeichnis

a.A. anderer Ansicht
a.a.O. am angegeben Ort
A.B. Wet houdende algemene bepalingen der wetgeving van het Koninkrijk (Niederlande)
a.F. alte(r) Fassung
ABGB Allgemeines Bürgerliches Gesetzbuch v. 1. Juni 1811 (Österreich)
Abk. Abkommen
ABl. Amtsblatt
ABl.EG Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften (seit 1968, Ausgabe C: Mitteilungen und Bekanntmachungen/ seit

1958, Ausgabe L: Rechtsvorschriften)
Abs. Absatz
Abschn. Abschnitt
Abt. Abteilung
AbzG Gesetz betreffend die Abzahlungsgeschäfte v. 16.Mai 1894 (RGBl. 450)
AcP Archiv für die civilistische Praxis (Tübingen, seit 1818; zitiert nach Band (Jahr) und Seite)
Acta Jur.Hung. Acta juridica Hungaricae Academiae Scientiarum (Budapest, seit 1959; zitiert nach Jahr (Band) und Seite)
AdoptG Gesetz über die Annahme als Kind und zur Änderung anderer Vorschriften v. 2. Juli 1976 (BGBl. 1976 I 1749)
AdWirkG Gesetz über Wirkungen der Annahme als Kind nach ausländischem Recht v. 5. November 2001 (BGBl. 2001 I

2950), geändert durch das Gesetz vom 17.Dezember 2008 (BGBl. 2008 I 2586)
ADS Allgemeine Deutsche Seeversicherungsbedingungen v. 1919
ADSp Allgemeine deutsche Spediteurbedingungen v. 31. Oktober 1978 (BAnz. Nr. 211, S. 5)
AE Arbeitsrechtliche Entscheidungen (Bonn, seit 1991; zitiert nach Jahr und Seite)
afgh. afghanisch (-e, -es, -er)
AfkKR Archiv für katholisches Kirchenrecht (Paderborn, seit 1959/60; zitiert nach Jahr und Seite)
AfP Zeitschrift für Medien und Kommunikationsrecht (Düsseldorf, seit 1995; zitiert nach Jahr und Seite)
Afr.R. Afrika-Recht und Wirtschaft. Vierteljahreszeitschrift für Recht und Wirtschaft im südlichen Afrika; deutsch-

südafrikanische Juristenvereinigung e.V. (Wiesbaden, seit 1979; zitiert nach Jahr und Seite)
Afr.Spectrum Afrika-Spectrum. Deutsche Zeitschrift für moderne Afrika-Forschung; deutsches Institut für Afrika-Forschung

(Hamburg u.a., seit 1966; zitiert nach Jahr und Seite)
AG Amtsgericht
AGB Allgemeine Geschäftsbedingungen
AGBG Gesetz zur Regelung des Rechts der Allgemeinen Geschäftsbedingungen v. 9. Dezember 1976 (BGBl. 1976 I

3317)
AGBGB Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch
AgrarR Agrarrecht. Zeitschrift für das gesamte Recht der Landwirtschaft der Agrarmärkte und des ländlichen Raumes

(Münster, seit 1971; zitiert nach Jahr und Seite)
AGs Die Aktiengesellschaft (Köln, seit 1977; zitiert nach Jahr und Seite)
ägypt. ägyptisch (-e, -es, -er)
AHK Außenhandelskammer
AiB Arbeitsrecht im Betrieb. Zeitschrift für Betriebsratsmitglieder (Köln, seit 1980; zitiert nach Jahr und Seite)
AIDA Landesreferate der internationalen Vereinigung für Versicherungsrecht. Association Internationale du Droit

des Assurances = Weltkongreß für Versicherungsrecht (seit 1962; zitiert nach Jahr, Thema, Titel und Band)
AJP Aktuelle Juristische Praxis (Lachen/ Schweiz seit 1992; zitiert nach Jahr und Seite)
AKB Allgemeine Bedingungen für die Kraftfahrtversicherung
AktG Gesetz über Aktiengesellschaften und Kommanditgesellschaften auf Aktien (Aktiengesetz) v. 6. September 1965

(BGBl. 1965 I 1089)
ALG Gesetz über die Alterssicherung der Landwirte v. 29. Juli 1994 (BGBl. 1994 I 1890)
alg. algerisch (-e, -es, -er)
allg. allgemein
Alt. Alternative
amerikan. amerikanisch (-e, -es, er)
amtl. amtlich
AnfG Gesetz betreffend die Anfechtung von Rechtshandlungen eines Schuldners außerhalb des Konkursverfahrens

vom 21. Juli 1879 (RGBl. 277) i.d.F. vom 20.Mai 1898 (RGBl. 709)
angol. angolanisch (-e, -es, -er)
Anh. Anhang
Anl. Anlage
Anm. Anmerkung

VIII



© sellier. european law publishers 
www.sellier.de

IX

Abkürzungsverzeichnis

Anw. Anweisung
AnwBl. Anwaltsblatt. Nachrichten für Mitglieder des Deutschen Anwaltsvereins (Hamburg, seit 1926; zitiert nach Jahr

und Seite)
AO Abgabenordnung v. 16.März 1976 (BGBl. 1976 I 613)
AöR Archiv des öffentlichen Rechts (Tübingen u.a., seit 1911; zitiert nach Band (Jahr) und Seite)
APuZ Aus Politik und Zeitgeschichte. Beilage zu „Das Parlament“ (Bonn, seit 1953; zitiert nach Jahr und Seite)
arab. arabisch (-e, -es, -er)
ArbG Arbeitsgericht
ArbGG Arbeitsgerichtsgesetz i.d.F. der Bekanntmachung v. 2. Juli 1979 (BGBl. 1979 I 853, ber. 1036)
ArbR Arbeit und Recht. Zeitschrift für Arbeitsrechtspraxis (Köln, seit 1953; zitiert nach Jahr und Seite)
Arch.iur.Crac. Archivum iuridicum Cracoviense (Warschau, seit 1968; zitiert nach Jahr und Seite)
ArchVR Archiv für Völkerrecht (Tübingen, seit 1948; zitiert nach Jahr und Seite)
arg. argentinisch (-e, -es, -er)
ARSP Archiv für Rechts- und Sozialphilosophie = Archives de philosophie du droit et de philosophie sociale

(Wiesbaden, seit 1933/ 34; zitiert nach Band (Jahr) und Seite)
Art., Artt. Artikel
ArztR Zeitschrift für Arztrecht (Karlsruhe, seit 1965; zitiert nach Jahr und Seite)
Ast., ASt Antragsteller (-in)
ASVG Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (Österreich)
AsylVfG Gesetz über das Asylverfahren (Asylverfahrensgesetz) v. 16. Juli 1982 (BGBl. 1982 I 946)
AT Allgemeiner Teil
ATV Altguthabentilgungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung v. 26. August 1997 (BGBl. 1997 I 2214)
äthiop. äthiopisch (-e, -es, -er)
AtomG Gesetz über die friedliche Verwendung der Kernenergie und den Schutz gegen ihre Gefahren i.d.F. v. 15. Juli

1985 (BGBl. 1985 I 1565), geändert durch Gesetz. v. 18. Februar 1986 (BGBl. 1986 I 265)
AuA Arbeit und Arbeitsrecht. Monatsheft für die betriebliche Praxis (Berlin, seit 1963; zitiert nach Jahr und Seite)
AufenthaltsG/EWG Gesetz über Einreise und Aufenthalt von Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten der Europäischen

Wirtschaftsgemeinschaft (Aufenthaltsgesetz/ EWG) i.d.F. v. 31. Januar 1980 (BGBl. 1980 I 116)
Aufl. Auflage
AusfG Ausführungsgesetz
ausl. ausländisch (-e, -es, -er)
AuslG Ausländergesetz v. 28. April1965 (BGBl. 1965 I 353)
AuslInvestmG Gesetz über den Vertrieb ausländischer Investmentanteile und über die Besteuerung der Erträge aus

ausländischen Investmentanteilen v. 28. Juli 1969 (BGBl. 1969 I 986)
Außenwirtschaft Schweizerische Zeitschrift für internationale Wirtschaftsbeziehungen (Zürich, seit 1946; zitiert nach Jahr und

Seite)
austr. australisch (-e, -es, -er)
AußStrG Gesetz über das gerichtliche Verfahren in Rechtsangelegenheiten außer Streitsachen (Österreich)
AV Allgemeine Verwaltungsvorschrift; Allgemeine Verfügung
AVA Anerkennungs- und Vollstreckungsabkommen
AVAG Gesetz zur Ausführung zwischenstaatlicher Anerkennungs- und Vollstreckungsverträge in Zivil- und

Handelssachen v. 30.Mai 1988 (BGBl. 1988 I 662)
AVG Angestelltenversicherungsgesetz i.d.F. v. 28.Mai 1924 (RGBl. 1924 I 5563)
AVÜ Anerkennungs- und Vollstreckungsübereinkommen
AW-Prax Außenwirtschaftliche Praxis. Zeitschrift für Außenwirtschaft in Recht und Praxis (Köln, seit 1995; zitiert nach

Jahr und Seite)
AW/R Recht im Außenhandel. Beilage zu: Der Außenhandel. Fortsetzung: Recht in der Außenwirtschaft (Ost-Berlin,

seit 1959; zitiert nach Band (Jahr) und Seite)
AWG Außenwirtschaftsgesetz v. 28. April1961 (BGBl. 1961 I 481; 1961 III 7 7400-1)
AWVO Verordnung zur Durchführung des Außenwirtschaftsgesetzes i.d.F. v. 20. Dezember 1966 (BGBl. 1966 I 1)
Az. Aktenzeichen
B.M.J. (Deutsches) Bundesministerium der Justiz
BW Burgerlijk Wetboek v. 10. April1938 (Niederlande)
B.W.-N.A. Burgerlijk Wetboek der Niederländischen Antillen
BAG Bundesarbeitsgericht
BauR Zeitschrift für das gesamte öffentliche und zivile Baurecht (Düsseldorf, seit 1970; zitiert nach Jahr und Seite)
BAnwBl. Berliner Anwaltsblatt (Berlin, seit 1927; zitiert nach Jahr und Seite)
BArbBl Bundesarbeitsblatt (Stuttgart, seit 1950; zitiert nach Jahr und Seite)
Bay.JMBl. Bayerisches Justizministerialblatt; vormals: Justizministerialblatt für den Freistaat Bayern (München, seit 1863;

zitiert nach Jahr und Seite)
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BayObLG Bayerisches Oberstes Landesgericht
BayObLGZ Entscheidungen des Bayerischen Obersten Landesgerichts in Zivilsachen (München, seit 1948; zitiert nach Jahr

und Seite)
BayVerf Verfassung des Freistaates Bayern v. 3. Oktober 1946
BayVerfGH Bayerischer Verfassungsgerichtshof
BayVGH Bayerischer Verwaltungsgerichtshof
BB Der Betriebs-Berater. Zeitschrift für Recht und Wirtschaft, Zehntagedienst für Wirtschafts-, Steuer-, Arbeits-

und Sozialrecht; (Heidelberg, seit 1946; zitiert nach Jahr und Seite)
Bd. Band
BEG Bundesgesetz zur Entschädigung für Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung v. 29. Juni 1956 (BGBl. 1956 I

562)
Beil. Beilage
Bek. Bekanntmachung
Bekl. Beklagte(r)
belg. belgisch (-e, -es, -er)
Bem. Bemerkung
BetrAV Mitteilungsblatt der Arbeitsgemeinschaft für betriebliche Altersversorgung (Heidelberg, seit 1955; zitiert nach

Jahr und Seite)
BetrAVG Gesetz zur Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung (Betriebsrentengesetz) v. 19. Dezember 1974

(BGBl. 1974 I 3610)
Betrifft Justiz Betrifft Justiz, Zeitschrift für Richterinnen und Richter, Staatsanwälte und Staatsanwältinnen (Mühltal, seit

1985; zitiert nach Jahr und Seite)
BetrVG Betriebsverfassungsgesetz v. 15. Januar 1972 (BGBl. 1972 I 13)
BeurkG Beurkundungsgesetz v. 28. August 1969 (BGBl. 1969 I 1513)
BfAI Bundesstelle für Außenhandelsinformation
BFH Bundesfinanzhof
BFHE Sammlung der Entscheidungen und Gutachten des Bundesfinanzhofs (Bonn, seit 1952; zitiert nach Band und

Seite)
BGB Bürgerliches Gesetzbuch v. 18. August 1896 (RGBl. 195)
BGBl. Bundesgesetzblatt (seit 1950, dann in Teilen: BGBl. I (seit 1951), BGBl. II (seit 1951), BGBl. III = Sammlung des

Bundesrechts (Lfg. 1. 1958 – 117. 1966); zitiert nach Jahr, Teil und Seite)
BGE Bundesgerichtsentscheidungen (Schweiz)
BGH Bundesgerichtshof
BGHWarn Warneyer, Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes in Zivilsachen (Köln u.a., seit 1959; zitiert nach Jahr und

Nr.)
BGHZ Amtliche Sammlung der Entscheidungen des Bundesgerichtshofes in Zivilsachen (Köln, seit 1951; zitiert nach

Band und Seite)
BHaftG Preußisches Gesetz über die Haftung des Staates und anderer Verbände für Amtspflichtverletzungen von

Beamten bei Ausübung der öffentlichen Gewalt v. 1. August 1909
BinnSchG Gesetz betreffend die privatrechtlichen Verhältnisse der Binnenschiffahrt v. 15. Juni 1895 i.d.F. 20.Mai 1898

(RGBl. 868)
BKGG Bundeskindergeldgesetz i.d.F. v. 30. Januar 1990 (BGBl. 1990 I 150)
BKR Zeitschrift für Bank- und Kapitalmarktrecht (München, seit 2001; zitiert nach Jahr und Seite)
BldiP Blätter für deutsche und internationale Politik (Bonn, seit 1956; zitiert nach Jahr und Seite)
BNotO Bundesnotarordnung v. 24. Februar 1961 (BGBl. 1961 I 98)
BörsG Börsengesetz v. 27.Mai 1908 (RGBl. 215)
bosn. bosnisch-herzegowinisch (-e, -es, -er)
BR Behindertenrecht (München, seit 1995; zitiert nach Jahr und Seite)
BRAGO Bundesgebührenordnung für Rechtsanwälte v. 26. Juli 1957 (BGBl. 1957 I 907)
BRAK-Mitt. Bundesrechtsanwaltskammer-Mitteilungen (Köln, seit 1970; zitiert nach Jahr und Seite)
BRAO Bundesrechtsanwaltsordnung v. 1. August 1959 (BGBl. 1959 I 565)
brasil. brasilianisch (-e, -es, -er)
BRats-Drucks. Bundesratsdrucksachen, Verhandlungen des Bundesrates (Bonn, seit 1949; zitiert nach Legislaturperiode,

Nummer und Seite)
BRepD Bundesrepublik Deutschland
brit. britisch (-e, -es, -er)
BRüG Bundesrückerstattungsgesetz v. 19. Juli 1957 (BGBl. 1957 I 734)
BSG Bundessozialgericht
BSGE Entscheidungen des Bundessozialgerichts (Köln, seit 1955; zitiert nach Band und Seite)
BStBl. Bundessteuerblatt (Bonn, seit 1951; zitiert nach Jahr, Teil und Seite)
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BT-Drucks. Bundestagsdrucksachen, Verhandlungen des Deutschen Bundestages (Bonn, seit 1949; zitiert nach
Legislaturperiode, Nummer und Seite)

BtG Gesetz zur Reform des Rechts der Vormundschaft und Pflegschaft für Volljährige – Bundesbetreuungsgesetz
(BGBl. 1990 I 2002)

BtPrax Betreuungsrechtliche Praxis (Köln, seit 1992; zitiert nach Jahr und Seite)
bulg. bulgarisch (-e, -es, -er)
BVerfG Bundesverfassungsgericht
BVerfGE Amtliche Sammlung der Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts (Tübingen, seit 1952; zitiert nach Band

und Seite)
BVertrG Gesetz über die Angelegenheiten der Vertriebenen und Flüchtlinge (Bundesvertriebenengesetz) v. 23. Oktober

1961 i.d.F. v. 10. August 2007 (BGBl. 2007 I 1902)
BVerwG Bundesverwaltungsgericht
BVerwGE Entscheidungen des Bundesverwaltungsgerichts (Berlin, von 1955 – 1990, Köln, seit 1991; zitiert nach Band und

Seite)
BVFG siehe unter BVertrG
BVG Gesetz über die Versorgung der Opfer des Krieges i.d.F. v. 20. Januar 1967 (BGBl. 1967 I 142)
BWNotZ Mitteilungen aus der Praxis, Vorgänger: Zeitschrift für das Notariat in Baden-Württemberg (Stuttgart, seit 1970;

zitiert nach Jahr und Seite)
bzw. beziehungsweise
C. Bust. Código Bustamente
C.com. Code de commerce; Código comercio
C.pen. Code pénale; Código penal
C.proc.civ. Code de procédure civile; Codice di procedura civile; Código de procedimiento civil; Código de processo civil
CARICOM Caribbean Community
CaS Causa Sport. Die Sport-Zeitschrift für nationales und internationales Recht sowie für Wirtschaft (Zürich, seit

2004; zitiert nach Jahr und Seite)
Cass. Cour de Cassation; Corte di Cassatione
Cass.Civ. Cour de Cassation, Chambre Civile
Cass.Crim. Cour de Cassation, Chambre Criminelle
Cass.Req. Cour de Cassation, Chambre des Requêtes
Cc Code civil; Código civil; Codice civile; Civil code
CCC Civil and Commercial Code (Thailand)
CCM Caribbean Common Market
CCZ Corporate Compliance Zeitschrift (München, seit 2008; zitiert nach Jahr und Seite)
ch. chapter
CHF Schweizer Franken
chil. chilenisch (-e, -es, -er)
chin. chinesisch (-e, -es, -er)
China aktuell Monatszeitschrift des Instituts für Asienkunde (Hamburg, seit 1972; zitiert nach Jahr und Seite)
CIC Codex Iuris Canonici
CIEC Commission Internationale de l'Etat Civil
CIEC-Übk. Nr. 1 CIEC-Übereinkommen Nr. 1 v. 27. September 1956 über die Erteilung gewisser für das Ausland bestimmter

Auszüge aus Personenstandsbüchern (BGBl. 1961 II 1055; 1962 II 42; BAnz. Nr. 53/74)
CIEC-Übk. Nr. 2 CIEC-Übereinkommen Nr. 2 vom 26. September 1957 über die kostenlose Erteilung von

Personenstandsurkunden und den Verzicht auf ihre Legalisierung (BGBl. 1961 II 1055, 1067; 1962 II 43)
CIEC-Übk. Nr. 3 CIEC-Übereinkommen Nr. 3 über den internationalen Austausch von Auskünften in

Personenstandsangelegenheiten v. 4. September 1958 (BGBl. 1961 II 1055, 1071; 1962 II 44)
CIEC-Übk. Nr. 4 CIEC-Übereinkommen Nr. 4 über die Änderung von Namen und Vornamen v. 4. September 1958 (BGBl. 1961

II 1055, 1076; 1962 II 45)
CIEC-Übk. Nr. 5 CIEC-Übereinkommen Nr. 5 über die Erweiterung der Zuständigkeit der Behörden, vor denen nichteheliche

Kinder anerkannt werden können v. 14. September 1961 (BGBl. 1965 II 19, 1162)
CIEC-Übk. Nr. 6 CIEC-Übereinkommen Nr. 6 über die Feststellung der mütterlichen Abstammung nichtehelicher Kinder v.

12. September 1962 (BGBl. 1965 II 17, 23)
CIEC-Übk. Nr. 7 CIEC-Übereinkommen Nr. 7 zur Erleichterung der Eheschließung im Ausland v. 10. September 1964 (BGBl.

1969 II 445, 451, 588, 2054)
CIEC-Übk. Nr. 8 CIEC-Übereinkommen Nr. 8 v. 10. September 1964 über den Austausch von Einbürgerungsmitteilungen
CIEC-Übk. Nr. 9 CIEC-Übereinkommen Nr. 9 betreffend die Entscheidung über die Berichtigung von Einträgen in

Personenstandsbüchern (Zivilstandsregistern) v. 10. September 1964 (BGBl. 1969 II 445, 588; 1969 II 2054)
CIEC-Übk. Nr. 10 CIEC-Übereinkommen Nr. 10 v. 18. September 1966 über die Feststellung gewisser Todesfälle
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CIEC-Übk. Nr. 11 CIEC-Übereinkommen Nr. 11 über die Anerkennung von Entscheidungen in Ehesachen v. 8. September 1967
(Erik Jayme/ Rainer Hausmann, Internationales Privat- und Verfahrensrecht, 8. AuflageMünchen 1996, Nr. 89)

CIEC-Übk. Nr. 12 CIEC-Übereinkommen Nr. 12 v. 10. September 1970 über die Legitimation durch nachfolgende Eheschließung
(Erik Jayme/ Rainer Hausmann, Internationales Privat- und Verfahrensrecht, 8. AuflageMünchen 1996, Nr. 32)

CIEC-Übk. Nr. 13 CIEC-Übereinkommen Nr. 13 zur Verringerung der Fälle von Staatenlosigkeit v. 13. September 1973 (BGBl.
1977 II 613; I 1101 (Ausführungsgesetz))

CIEC-Übk. Nr. 14 CIEC-Übereinkommen Nr. 14 über die Angabe von Familiennamen und Vornamen in den
Personenstandsbüchern v. 13. September 1973 (BGBl. 1976 II 1473; 1977 II 254)

CIEC-Übk. Nr. 15 CIEC-Übereinkommen Nr. 15 zur Schaffung eines internationalen Stammbuches der Familie v. 12. September
1974 (StAZ 1975, S. 45 – 47; Riv. dir. int. priv. proc. 1981, S. 229 – 232)

CIEC-Übk. Nr. 16 CIEC-Übereinkommen Nr. 16 v. 8. September 1976 über die Erteilung mehrsprachiger Auszüge aus
Personenstandsbüchern (Riv. dir. int. priv. proc. 1984, S. 603 – 607)

CIEC-Übk. Nr. 17 CIEC-ÜbereinkommenNr. 17 v. 15. September 1977 über die Befreiung bestimmter Akten undDokumente von
der Legalisation (Riv. dir. int. priv. proc. 1982, S. 399 – 401)

CIEC-Übk. Nr. 18 CIEC-Übereinkommen Nr. 18 v. 5. September 1980 über die freiwillige Anerkennung nichtehelicher Kinder
CIEC-Übk. Nr. 19 CIEC-Übereinkommen Nr. 19 v. 5. September 1980 über das auf Namen und Vornamen anwendbare Recht

(StAZ 1980, S. 113/ 114)
CIEC-Übk. Nr. 20 CIEC-ÜbereinkommenNr. 20 v. 5. September 1980 über die Ausstellung eines Ehefähigkeitszeugnisses (Riv. dir.

int. priv. proc. 1985, S. 898 – 902)
CIEC-Übk. Nr. 21 CIEC-ÜbereinkommenNr. 21 v. 8. September 1982 über die Ausstellung eines Zeugnisses über unterschiedliche

Familiennamen
CIEC-Übk. Nr. 22 Übereinkommen über die Angabe von Familiennamen und Vornamen in den Personenstandsbüchern vom

13. September 1973 (BGBl. 1976 II 1473)
CIETAC China International Economic and Trade Arbitration Commission
CIM Convention internationale concernant le transport de marchandises par chemins de fer. Internationales

Übereinkommen v. 7. Februar 1970 über den Eisenbahnfrachtverkehr (BGBl. 1974 II 381)
Cjud Code judiciaire (Belgien)
CMR Convention relative au Contrat de transport international de marchandises par route. Übereinkommen über

den Beförderungsvertrag im internationalen Straßengüterverkehr v. 19.Mai 1956 (BGBl. 1961 II 1120)
Comm.It.-Germ. Il Commercio Italo-Germanico (Mailand, seit 1940; zitiert nach Jahr und Seite)
Comp.L.Rev. Comparative Law Review. Hikakuhó Zasshi, Chuo Universität (Tokio; zitiert nach Band, Jahr und Seite)
CPLR New York Civil Practice Law and Rules
CR Computer und Recht (Zürich, seit 1976; zitiert nach Jahr und Seite)
CR Computer und Recht (Köln, seit 1985; zitiert nach Jahr und Seite)
Conf. La Haye Conférence de La Haye de droit international privé, Haager Konferenz für Internationales Privatrecht
Corp. Corporation
COTIF Convention relative aux transports internationaux ferroviaires, Übereinkommen über den internationalen

Eisenbahnverkehr v. 9.Mai 1980
CSFR Tschechoslowakische Föderative Republik
CSME Carribbean Single Market and Economy
CStP Code du statut personnel
CVR Genfer Übereinkommen über die internationale Beförderung von Personen und Gepäck auf der Straße v.

1.März 1973 (Revue de droit uniforme 1974 II S. 68 ff.)
d.h. das heißt
DA Allgemeine Verwaltungsschrift zum Personenstandsgesetz; Dienstanweisung für die Standesbeamten und ihre

Aufsichtsbehörden, i.d.F. v. 23. November 1987 (BAnz. Nr. 227a)
DÄ Deutsches Ärzteblatt (Köln, seit 1964; zitiert nach Jahr und Seite)
dän. dänisch (-e, -es, -er)
DAJV-NL Deutsch-Amerikanische-Juristen-Vereinigung, Newsletter (Bonn, seit 1975; zitiert nach Jahr und Seite)
DAngVers Die Angestelltenversicherung (Berlin, seit 1954; zitiert nach Jahr und Seite)
DAR Deutsches Autorecht (München, seit 1926; zitiert nach Jahr und Seite)
DAVorm Der Amtsvormund. Rundbrief des Deutschen Instituts für Vormundschaftswesen (Heidelberg, seit 1951; zitiert

nach Jahr und Seite)
DB Der Betrieb. Wochenschrift für Betriebswirtschaft, Steuerrecht, Wirtschaftsrecht, Arbeitsrecht, (Düsseldorf, seit

1948; zitiert nach Jahr und Seite)
DDR Deutsche Demokratische Republik
DDR-Außen-
wirtschaft

siehe unter RiA

dem. demokratisch (-e, -es, -er)
Der Bürger im Staat Der Bürger im Staat (Opladen, seit 1998; zitiert nach Jahr und Seite)
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Der Konzern Zeitschrift für Gesellschaftsrecht, Steuerrecht, Bilanzrecht und Rechnungslegung der verbundenen
Unternehmen (Köln, seit 2003; zitiert nach Jahr und Seite)

ders. derselbe
DEZ Deutsche Erbrechtszeitschrift ( Stuttgart, von 1996 – 2009; zitiert nach Jahr und Seite)
DGVZ Deutsche Gerichtsvollzieher-Zeitung. Zeitschrift für Vollstreckungs-, Zustellungs- und Kostenwesen; (Berlin,

seit 1881; zitiert nach Jahr und Seite)
Die AG Die Aktiengesellschaft. Zeitschrift für das gesamte Aktienwesen (Köln, seit 1956; zitiert nach Jahr und Seite)
Die Bank Die Bank. Zeitschrift für Bankpolitik und Bankpraxis (Köln. seit 1977; zitiert nach Band (Jahr) und Seite)
Die Mitbestimmung Monatszeitschrift der Hans-Böckler-Stiftung (Düsseldorf, seit 1982; zitiert nach Jahr und Seite)
DIS-Mitteilungen Mitteilungen des Deutschen Instituts für Schiedsgerichtswesen
disp.prel. Disposizioni preliminari (Disposizioni sulla legge in generale). Disposizione per l'attuazione del Codice civile e

disposizione transitorie. Bestimmungen zur Durchführung des Zivilgesetzbuches u. Übergangsbestimmungen
v. 30.März 1942 Nr. 318 (Italien)

DIV Deutsches Institut für Vormundschaftswesen
DNotZ Deutsche Notarzeitschrift. Verkündungsblatt der Bundesnotarkammer (München u.a., seit 1901; zitiert nach

Jahr und Seite)
dominik. dominikanisch (-e, -es, -er)
DÖV Die Öffentliche Verwaltung. Zeitschrift für Verwaltungsrecht und Verwaltungspolitik (Stuttgart, seit 1948;

zitiert nach Jahr und Seite)
DPA Deutsches Patentamt
DPJZ Deutsch-Polnische Juristenzeitschrift, (Berlin, seit 2000; zitiert nach Jahr und Seite)
DRiZ Deutsche Richterzeitung. Organ des Deutschen Richterbundes (Köln u.a., seit 1909; zitiert nach Jahr und Seite)
DRV Deutsche Rentenversicherung (Frankfurt/ M., seit 1939; zitiert nach Jahr und Seite)
dsgl. desgleichen
DStR Deutsches Steuerrecht. Zeitschrift für Praxis und Wissenschaft des gesamten Steuerrechts (München u.a., seit

1962; zitiert nach Jahr und Seite)
DSWR Datenverarbeitung, Steuer, Wirtschaft, Recht (München, seit 1971; zitiert nach Jahr und Seite)
dt. deutsch (-e, -es, -er)
Dt.-belg. AVA Deutsch-belgisches Anerkennungs- und Vollstreckungsabkommen, Abkommen zwischen der Bundesrepublik

Deutschland und dem Königreich Belgien über die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung von
gerichtlichen Entscheidungen, Schiedssprüchen und öffentlichen Urkunden in Zivil- und Handelssachen v.
30. Juni 1958 (BGBl. 1959 II 766)

Dt.-brit. AVA Deutsch-britisches Anerkennungs- und Vollstreckungsabkommen, Abkommen zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und dem Vereinigten Königreich Großbritannien und Nordirland über die gegenseitige
Anerkennung undVollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen in Zivil- undHandelssachen v. 14. Juli 1960
(BGBl. 1961 II 302)

Dt.-griech. AVA Deutsch-griechisches Anerkennungs- und Vollstreckungsabkommen, Vertrag zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und dem Königreich Griechenland über die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung von
gerichtlichen Entscheidungen, Vergleichen und öffentlichen Urkunden in Zivil- und Handelssachen v.
4. November 1961 (BGBl. 1963 II 110)

Dt.-iran. Ndl.Abk. Niederlassungsabkommen zwischen dem Deutschen Reich und dem Kaiserreich Persien v. 17. Februar1 929
(RGBl. 1930 I 1006)

Dt.-ital. AVA Deutsch-italienisches Anerkennungs- und Vollstreckungsabkommen, Abkommen zwischen dem Deutschen
Reich und dem Königreich Italien über die gegenseitige Anerkennung und Vollstreckung gerichtlicher
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen v. 9.März 1936 (RGBl. 1937 II 145)

Dt.-ndl. AVA Deutsch-niederländisches Anerkennungs- und Vollstreckungsabkommen, Vertrag zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich der Niederlande über die gegenseitige Anerkennung und
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen und anderer Schuldtitel in Zivil- und Handelssachen v. 30. August
1962 (BGBl. 1965 II 27)

Dt.-österr. AVA Deutsch-Österreichisches Anerkennungs- und Vollstreckungsabkommen, Vertrag zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Österreich über die gegenseitige Anerkennung und
Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen, Vergleichen und öffentlichen Urkunden in Zivil- und
Handelssachen v. 6. Juni 1959 (BGBl. 1960 II, 1246)

Dt.-österr.Vormund-
schaftsabk.

Vormundschaftsabkommen zwischen dem Deutschen Reich und der Republik Österreich vom 5. Februar 1927
(RGBl. 1927 II 511)

Dt.-schweiz. AVA Deutsch-schweizerisches Anerkennungs- und Vollstreckungsabkommen, Abkommen zwischen dem
Deutschen Reich und der Schweizerischen Eidgenossenschaft über die gegenseitige Anerkennung und
Vollstreckung von gerichtlichen Entscheidungen und Schiedssprüchen v. 2. November 1929 (RGBl. 1930 II
1066)
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Dt.-span. AVA Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Spanien über die Anerkennung und Vollstreckung von
gerichtlichen Entscheidungen und Vergleichen sowie vollstreckbaren öffentlichen Urkunden in Zivil- und
Handelssachen vom 14.November 1983 (BGBl. 1987 II 35)

Dt.-tun. AVA Deutsch-tunesisches Anerkennungs- und Vollstreckungsabkommen, Vertrag zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und der Tunesischen Republik über Rechtsschutz und Rechtshilfe, die Anerkennung und
Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen sowie über die
Handelsschiedsgerichtsbarkeit v. 19. Juli 1966 (BGBl. 1969 II 890)

DuD Datenschutz und Datensicherung (Braunschweig u.a., seit 1977; zitiert nach Jahr und Seite)
DVO Durchführungsverordnung
DWiR Deutsche Zeitschrift für Wirtschafts- und Insolvenzrecht (Berlin, seit 1991; zitiert nach Jahr und Seite)
DWW Deutsche Wohnungswirtschaft. Zentralorgan für das gesamte Haus- und Grundstückswesen (Düsseldorf, seit

1948; zitiert nach Jahr und Seite)
e.V. eingetragener Verein
EAG Einheitliches Gesetz über den Abschluß von internationalen Kaufverträgen über bewegliche Sachen vom 17. Juli

1973 (BGBl. 1973 I 868; 1974 I 358)
Eastlex Fachzeitschrift für Osteuroparecht (Wien, seit 2003; zitiert nach Jahr und Seite)
ECE Economic Commission for Europe (Wirtschaftskommission für Europa)
Ecolex Fachzeitschrift für Wirtschaftsrecht (Wien, seit 1990; zitiert nach Jahr und Seite)
EDV u. Recht Elektronische Datenverarbeitung und Recht (Berlin, seit 1970; zitiert nach Jahr und Seite)
EG Einführungsgesetz (soweit nichts näheres angegeben ist, handelt es sich um das Einführungsgesetz zum

Bürgerlichen Gesetzbuch [EGBGB] i.d.F. v. 25. Juli 1986 [BGBl. 1986 I 1142] oder a.F. v. 18. August 1896 [RGBl.
1896 604]. außer Kraft getreten am 1. September 1986)

EG Europäische Gemeinschaft(en)
EGBGB siehe EG
EGGVG Einführungsgesetz zum Gerichtsverfassungsgesetz v. 27. Januar 1877 (RGBl. 1877 77)
EGHGB Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch v. 10.Mai 1897 (RGBl. 1897 437)
EGMR Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte
EGScheckG Einführungsgesetz zum Scheckgesetz v. 14. August 1933 (RGBl. 1933 I 605)
EGV Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften v. 25.März 1957
EGVVG Einführungsgesetz zum Versicherungsvertragsgesetz v. 7. November 1939 (RGBl. 1939 I 2223)
EGZGB Einführungsgesetz zum Zivilgesetzbuch
EGZPO Gesetz betreffend die Einführung der Zivilprozeßordnung v. 30. Januar 1877 (RGBl. 1877 244)
EheFamBezG Gesetz über die Ehe und die Familienbeziehungen (Serbien)
EheG Ehegesetz v. 22. Februar 1946 i.d.F. v. 25. Juli 1986 (Amtsblatt des Kontrollrats in Deutschland, S. 77; BGBl. 1986

III 4 Nr. 404-1)
EheNÄndG Gesetz über die Änderung des Ehenamens (Ehenamensänderungsgesetz) v. 27.März 1979 (BGBl. 1979 I 401)
ehel. ehelich (-e,-es,-er,-es)
EheRG (Erstes) Gesetz zur Reform des Ehe- und Familienrechts (Eherechtsreformgesetz) v. 14. Juni 1976 (BGBl. 1976 I

1421)
EheVO Verordnung über Eheschließung und Ehescheidung v. 24. November 1955 (GBl. DDR 1955 I 849)
Einl. Einleitung
einschl. einschließlich
EKG Einheitliches Gesetz über den internationalen Kauf beweglicher Sachen v. 17. Juli 1973 (BGBl. 1973 I 856; 1974 I

358)
EKG Einf. Übk. Haager Übereinkommen zur Einführung des EKG v. 1. Juli 1964 (BGBl. 1973 II 886)
El Mensajero Mitteilungsblatt der deutsch-mexikanischen Juristenvereinigung (München, seit 1990; zitiert nach Jahr und

Seite)
ELR European Law Reporter (Luxemburg, seit 1998; zitiert nach Jahr und Seite)
EMRK Konvention vom 4.November 1950 zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (Europäische

Menschenrechtskonvention), Gesetz v. 7. August 1952 (BGBl. 1952 II 685)
engl. englisch (-e, -es, -er)
Entsch. Entscheidung
EPCA Employment Protection (Consolidation) Act 1978 (Vereinigtes Königreich)
EPÜ Münchener Europäisches Übereinkommen über die Erteilung europäischer Patente v. 5. Oktober 1973 (BGBl.

1976 II 649)
ERA Einheitliche Richtlinien und Gebräuche für Dokumenten-Akkreditive
ErbR Zeitschrift für die gesamte erbrechtliche Praxis (Berlin, seit 2006; zitiert nach Jahr und Seite)
ErbStG Erbschaftssteuergesetz i.d.F. v. 17. April1974 (BGBl. 1974 I 933)
ERPL European Review of Private Law/ Revue europeenne de droit public (London, seit 1993; zitiert nach Band (Jahr)

und Seite)
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EuBVO Verordnung (EG) Nr. 1206/2001 des Rates vom 28.Mai 2001 über die Zusammenarbeit zwischen denGerichten
der Mitgliedstaaten auf dem Gebiet der Beweisaufnahme in Zivil- oder Handelssachen

EuEheGVVO Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 des Rates vom 29.Mai 2000 über die Zuständigkeit und die Anerkennung und
Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung für
die gemeinsamen Kinder der Ehegatten („Brüssel II“)

EuEheVO Verordnung (EG) Nr. 2201/2003 des Rates vom 27. November 2003 über die Zuständigkeit und die
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die elterliche
Verantwortung und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1347/2000 („Brüssel IIa“)

EuGH Europäischer Gerichtshof
EuGRZ Europäische Grundrechte-Zeitschrift (Kehl, seit 1974; zitiert nach Jahr und Seite)
EuGVÜ Brüsseler EWG-Übereinkommen v. 27. September 1968 über die gerichtliche Zuständigkeit und die

Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen (BGBl. 1972 II 774)
EuGVVO Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche Zuständigkeit und die

Anerkennung undVollstreckung von Entscheidungen in Zivil- undHandelssachen (ABl.EG L 12, S. 1) („Brüssel
I“)

EuGWO EG-Verordnung vom 22. Dezember 2000 über die gerichtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und
Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen

EuIns Saarbrücken Europa-Institut der Universität des Saarlandes: Vorträge, Reden und Berichte aus dem Europa-Institut (zitiert
nach Band und Seite)

EuIHÜ Europäisches Übereinkommen über die Internationale Handelsgerichtsbarkeit vom 21. April1961 (BGBl. 1964
II 426)

EuLF The European Legal Forum. Forum iuris communis Europae (München, seit 2001; zitiert nach Jahr und Seite)
Europa ethnica Europa ethnica. Zeitschrift für Minderheitenfragen mit offiziellen Mitteilungen der Föderalistischen Union

Europäischer Volksgruppen (Wien, seit 1958; zitiert nach Jahr und Seite)
Europarecht Europarecht (Baden-Baden, seit 1966; zitiert nach Jahr und Seite)
EurUP Zeitschrift für europäisches Umwelt- und Planungsrecht (Berlin, seit 2003; zitiert nach Jahr und Seite)
EuSorgÜ Europäisches Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen über das

Sorgerecht für Kinder und die Wiederherstellung des Sorgeverhältnisses (BGBl. 1990 II 220)
EuTranspR Europäisches Transportrecht, European Transport Law, Droit européen des transports (Antwerpen, seit 1966;

zitiert nach Jahr und Seite)
EuVTVO Verordnung (EG) Nr. 805/2004 vom 21. April2004 zur Einführung eines europäischen Vollstreckungstitels für

unbestrittene Forderungen
EuZVerbraucherR Europäische Zeitschrift für Verbraucherrecht (Baden-Baden, von 1986 – 1988; zitiert nach Jahr und Seite)
EuZW Europäische Zeitschrift für Wirtschaftsrecht (München, seit 1990; zitiert nach Jahr und Seite)
evtl. eventuell
EVÜ EWG-Übereinkommen über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anwendbare Recht
EWG-V Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft v. 25.März 1957 (BGBl. 1957 II 766)
EWiR Entscheidungen zum Wirtschaftsrecht (Köln, seit 1985; zitiert nach Jahr und Seite)
EWS Europäisches Wirtschafts- und Steuerrecht (München, seit 1990; zitiert nach Jahr und Seite)
FA Fachanwalt Arbeitsrecht (Köln u.a., seit 1997; zitiert nach Jahr und Seite)
Fam. Familien-...
FamG Familiengericht; Familiengesetz
FamGB Familiengesetzbuch
FamPra.ch Die Praxis des Familienrechts = La pratique du droit de la famille (Basel/ Genf, seit 2000; zitiert nach Jahr und

Seite)
FamRÄndG Gesetz zur Vereinheitlichung und Änderung familienrechtlicher Vorschriften (Familienrechtsänderungsgesetz)

v. 11. August 1961 i.d.F. v. 17. Dezember 2008 (BGBl. 2008 I 2586)
FamRB Familien-Rechtsberater (Köln, seit 2002; zitiert nach Jahr und Seite)
FamRB Int. Familien-Rechtsberater, Internationaler Teil (Köln, seit 2002; zitiert nach Jahr und Seite)
FamRG Familienrechtsgesetz
FamRRefG Gesetz vom 19.Mai 1975, Nr. 151 über die Familienrechtsreform (Italien)
FamRZ Zeitschrift für das gesamte Familienrecht (Bielefeld, seit 1954; zitiert nach Jahr und Seite)
ff. fortfolgende
FF Forum Familien und Erbrecht (Berlin, seit 1997; zitiert nach Jahr und Seite)
FG Finanzgericht
FG Prax Praxis der Freiwilligen Gerichtsbarkeit (München, seit 1995; zitiert nach Jahr und Seite)
FGB siehe FamGB
FGG Gesetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit v. 21. Juli 1879 i.d.F. und Bekanntmachung v.

20.Mai 1898 (RGBl. 771)
finn. finnisch (-e, -es, -er)
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FIW-Schriftenreihe Forschungsinstitut für Wirtschaftsverfassung undWettbewerb, FIW-Schriftenreihe (Köln u.a.. seit 1962; zitiert
nach Jahr, Heft und Seite)

FlaggRG Gesetz zur Einführung eines zusätzlichen Registers für Seeschiffe unter der Bundesflagge im internationalen
Verkehr v. 23.März 1989 (BGBl. 1989 I 550)

FLF Zeitschrift für Finanzierung, Leasing und Factoring (Bonn, seit 1954; zitiert nach Jahr und Seite)
Fn. Fußnote
Forderungs-Praktiker Forderungs-Praktiker (Heidelberg, seit 2009; zitiert nach Jahr und Seite)
Forderung & Voll-
streckung

Forderung & Vollstreckung (Bonn, seit 2008; zitiert nach Jahr und Seite)

Forost Arbeitspapiere Forschungsverbund Ost- und Südosteuropa
Forum
International (D)

Forum des Internationalen Rechts (München, seit 1996; zitiert nach Jahr und Seite)

FOWI Schriftenreihe des Forschungsinstituts für mittel- und osteuropäisches Wirtschaftsrecht der
Wirtschaftsuniversität Wien (zitiert nach Band)

FPR Familie, Partnerschaft und Recht (München, seit 1995; zitiert nach Jahr und Seite)
FRES Familienrechtsentscheidungssammlung. Entscheidungssammlung zum gesamten Bereich von Ehe und Familie;

(Baden-Baden, seit 1979; zitiert nach Band und Seite)
FRL Friedlandrichtlinien. Richtlinien für die Prüfung der Staatsangehörigkeit und Namensführung im

Grenzdurchgangslager Friedland vom 28. Juli 1976 (StAZ 1979, S. 256)
frz. französisch (-e, -es, -er)
FS Festschrift
Fundamenta Juridica Fundamenta Juridica. Hannoversche Beiträge zur rechtswissenschaftlichen Grundlagenforschung (Baden-

Baden, seit 1986; zitiert nach Band und Seite)
FuR Familie und Recht (Neuwied, seit 1990; zitiert nach Jahr und Seite)
FVG Familien- und Vormundschaftskodex v. 25. Februar 1964 (Polen)
g.F. geltende Fassung
GBG Grundbuchgesetz (Österreich)
GBl. Gesetzesblatt
GBO Grundbuchordnung v. 24.März 1897 i.d.F. v. 26.Mai 1994 (BGBl. 1994 I 1114)
GBVfg. Allgemeine Verfügung über die Einrichtung und Führung des Grundbuchs v. 8. August 1935 (RMBl. 637)
GebrMG Gebrauchsmustergesetz i.d.F. v. 28.August 1986 (BGBl. 1986 I 1455)
GenG Gesetz betreffend die Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften v. 1.Mai 1889 i.d.F. v. 25.Mai 1998 (RGBl.

1889 810)
Ges. Gesetz
Ges.u.jur.Pers.Übk. Brüsseler EWG-Übereinkommen über die gegenseitige Anerkennung von Gesellschaften und juristischen

Personen vom 29. Februar 1968 (BGBl. 1972 II 370)
GeschmMG Gesetz betreffend das Urheberrecht an Mustern und Modellen (Geschmacksmustergesetz) v. 11. Januar 1876

(RGBl. 1876 I 11)
Gesgeb.sozial.Staaten Die Gesetzgebung der sozialistischen Staaten (Berlin, seit 1971; zitiert nach Band)
GesR Gesellschaftsrecht
GesRZ Der Gesellschafter. Zeitschrift für Gesellschaftsrecht (Wien, seit 1972; zitiert nach Jahr und Seite)
GesundhR Gesundheitsrecht (Köln, seit 2000; zitiert nach Jahr und Seite)
GewO Gewerbeordnung i.d.F. der Bekanntmachung v. 24. September 1980 (BGBl. 1980 I 425)
GG Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland v. 23.Mai 1949 (BGBl. 1949 I 51)
Giur.it. Giurisprudenza italiana (Turin, seit 1862; zitiert nach Jahr (Teil) und Seite)
GKG Gerichtskostengesetz i.d.F. v. 15. Dezember 1975 (BGBl. 1975 I 3047)
GleichberG Gesetz über die Gleichberechtigung von Mann und Frau auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechts v. 18. Juni

1957 (BGBl. 1957 I 609)
GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung
GmbHG Gesetz betreffend die Gesellschaften mit beschränkter Haftung v. 20. April1892 (RGBl. 1892 477) i.d.F. v. der

Bekanntmachung v. 20.Mai 1898 (RGBl. 1898 846)
GmbHR GmbH-Rundschau (Köln, seit 1977; zitiert nach Jahr und Seite)
GmbHSt GmbH-Steuerpraxis. Gestaltungsempfehlungen für die GmbH-Praxis; Steuern, Vergütung, Haftung (Bonn, seit

1978; zitiert nach Jahr und Seite)
GMBl. Gemeinsames Ministerialblatt
G.O.L. General Obligations Law (USA/ New York)
GPR Zeitschrift für Gemeinschaftsprivatrecht (München, seit 2004; zitiert nach Jahr und Seite)
grdsl. grundsätzlich
griech. griechisch (-e, -er, -es)
GRUR Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht (Weinheim, seit 1980; zitiert nach Jahr und Seite)
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GRUR Int. Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht, Internationaler Teil (Weinheim, seit 1980; zitiert nach Jahr und
Seite)

GRUR-RR Gewerblicher Rechtsschutz und Urheberrecht, Rechtsprechungs-Report (München u.a., seit 2001; zitiert nach
Jahr und Seite)

GS Gedächtnisschrift
GSZ Großer Senat in Zivilsachen
GuG Grundstücksmarkt und Grundstückswert (Neuwied, seit 1994; zitiert nach Jahr und Seite)
GVBl. Gesetz- und Verordnungsblatt
GVG Gerichtsverfassungsgesetz i.d.F. v. 9.Mai 1975 (BGBl. 1975 I 1077)
GVÜ siehe EuGVÜ
GWB Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (Kartellgesetz) i.d.F. v. 24. September 1980 (BGBl. 1980 I 1761)
GwG Gesetz über das Aufspüren von Gewinnen aus schweren Straftaten (Geldwäschegesetz) v. 13. August 2008

(BGBl. 2008 I 1690)
GWR Gesellschafts- und Wirtschaftsrecht (München, seit 2009; zitiert nach Jahr und Seite)
H.L. House of Lords
h.M. herrschende Meinung
H.R. Hoge Raad (Niederlande)
Haager AdÜbk. Haager Übereinkommen über den Schutz von Kindern und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der

internationalen Adoption v. 29.Mai 1993 (BGBl. 2001 II 1034)
Haager BeweisÜbk. Haager Übereinkommen über die Beweisaufnahme im Ausland in Zivil- und Handelssachen v. 18.März 1970

(BGBl. 1977 II 1472)
Haager EheWÜbk. Haager Abkommen betreffend den Geltungsbereich der Gesetze in Ansehung der Wirkungen der Ehe auf die

Rechte und Pflichten der Ehegatten in ihren persönlichen Beziehungen und auf das Vermögen der Ehegatten v.
17. Juli 1905 (RGBl. 1912 453; BGBl. 1955 II 188)

Haager
KindesentÜbk.

Haager Übereinkommen über die zivilrechtlichen Aspekte internationaler Kindesentführung v. 25. Oktober
1980 (BGBl. 1990 II 206, 220)

Haager
KindesUnterhAVÜ

Haager Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen auf dem Gebiet der
Unterhaltspflicht gegenüber Kindern v. 15. April1958 (BGBl. 1961 II 1006)

Haager
KindesUnterhÜbk.

Haager Übereinkommen über das auf Unterhaltsverpflichtungen gegenüber Kindern anzuwendende Recht v.
24. Oktober 1956 (BGBl. 1961 II 1013)

Haager Konf. siehe unter Hague Conf.
Haager Test. Übk. Haager Übereinkommen über das auf die Form letztwilliger Verfügungen anwendbare Recht v. 5. Oktober 1961

(BGBl. 1965 II 1145)
Haager UnterhAVÜ Haager Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung von Unterhaltsentscheidungen v.

2. Oktober 1973 (BGBl. 1986 II 826)
Haager UnterhÜbk. Haager Übereinkommen über das auf Unterhaltspflichten anzuwendende Recht v. 2. Oktober 1973 (BGBl. 1986

II 837)
Haager ZPÜbk. Haager Übereinkommen über den Zivilprozeß v. 1.März 1954 (BGBl. 1958 II 577)
Haager Zust. Übk. Haager Übereinkommen über die Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher Schriftstücke im Ausland in

Zivil- und Handelssachen v. 15. November 1965 (BGBl. 1977 II 1453)
Habil. Habilitation
Hague Conf. Hague Conference on Private International Law = Haager Konferenz für Internationales Privatrecht
Hamb.JVBl. Hamburgisches Justizverwaltungsblatt (Hamburg seit 1912; zitiert nach Jahr und Seite)
HanefGB Hanefitisches Gesetzbuch
Harv.L.Rev. Harvard Law Review (Cambridge, Mass, seit 1887/ 88; zitiert nach Band (Jahr) und Seite)
HaSta Der Hamburger Standesbeamte. Mitteilungsblatt des Landesverbandes der Hamburgischen Standesbeamten

(Hamburg, seit 1958; zitiert nach Jahr und Seite)
HAuslG Gesetz über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer im Bundesgebiet v. 25. April1951 (BGBl. 1951 I 269)
HausratsVO VO über die Behandlung der Ehewohnung und des Hausrats nach der Scheidung (6. DVO zum EheG) v.

21. Oktober 1944 (RGBl. 1944 I 256)
Hdb Handbuch
HeimatlAuslG siehe unter HAuslG
hess. hessisch (-e, -er, -es)
HessAGBGB Hessisches Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch v. 17. Juli 1899 (GVBl. II 230-1)
HGB Handelsgesetzbuch v. 10.Mai 1897 (RGBl. 1897 219)
HKÜ siehe unter Haager KindesentÜbk.
Hogaku Shimpo The Chuo Law Review (Tokyo, seit 1891; zitiert nach Band (Jahr) und Seite)
Hrsg. Herausgeber
hrsgg. herausgegeben
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HWiG Gesetz über den Widerruf von Haustürgeschäften und ähnlichen Geschäften (Haustürwiderrufsgesetz) v.
16. Januar 1986 (BGBl. 1986 I 122)

i.d.F. in der Fassung
i.S.d. im Sinne der/ des
i.S.v. im Sinne von
i.V.m. in Verbindung mit
IAO Internationale Arbeitsorganisation
IATA International Air Transport Association
ICC International Chamber of Commerce
IDR Journal of international dispute resolution (Frankfurt/ M., von 2004 – 2006; zitiert nach Jahr und Seite)
iFamZ Inderdisziplinäre Zeitschrift für Familienrecht (Wien, seit 2006; zitiert nach Jahr und Seite)
IGH Internationaler Gerichtshof
IHK Industrie- und Handelskammer
IHR Internationales Handelsrecht (Hamburg, seit 1999; zitiert nach Jahr und Seite)
IJVO Jahresheft der Internationalen Juristenvereinigung Osnabrück (Osnabrück, seit 1989/ 1990; zitiert nach Band

(Jahr) und Seite)
ILA International Law Association
ILO International Labour Association
InVo Insolvenz & Vollstreckung (Bonn, seit 1996; zitiert nach Jahr und Seite)
in Vorb. in Vorbereitung
Incoterms International Commercial Terms
ind. indisch (-e, -es, -er)
InDAT-Report InDAT-Report: Verwalter – Verfahren – Gerichte (Köln, seit 2000; zitiert nach Jahr und Seite)
indones. indonesisch (-e, -es, -er)
InfAuslR Informationsbrief Ausländerrecht (Frankfurt/ M., seit 1979; zitiert nach Jahr und Seite)
Informaciones Informaciones. Zeitschrift für den deutsch-spanischen Rechtsverkehr (Barcelona, seit 1984; zitiert nach Jahr

und Seite)
Informatik und
Recht

Informatik und Recht (Frankfurt/ M, seit 1985; zitiert nach Band (Jahr) und Seite)

insbes. insbesondere
InsVZ Zeitschrift für Insolvenzverwaltung und Sanierungsberatung (Köln, seit 2009; zitiert nach Jahr und Seite)
IntEheR Internationales Eherecht
IntGesR Internationales Gesellschaftsrecht
IntSteuerR Internationales Steuerrecht (München, seit 1991; zitiert nach Jahr und Seite)
IPG Gutachten zum Internationalen und ausländischen Privatrecht (Frankfurt/ M., seit 1965/ 66; zitiert nach Jahr

und Nummer)
IPR Internationales Privatrecht
IPR-G IPR-Gesetz
IPRax Praxis des Internationalen Privat- und Verfahrensrechts (Bielefeld, seit 1981; zitiert nach Jahr und Seite)
IPRspr. Die deutsche Rechtsprechung auf demGebiete des Internationalen Privatrechts (Berlin u.a., seit 1926/ 27; zitiert

nach Jahr und Nr.)
IPuG Internationale Politik und Gesellschaft (Bonn, seit 1994; zitiert nach Jahr und Seite)
irak. irakisch (-e, -es, -er)
iran. iranisch (-e, -es, -er)
islam. islamisch (-e, -es, -er)
ISO International Organisation for Standardization
israel. israelisch (-e, -es, -er)
IT-Rechtsberater Der IT-Rechtsberater (Köln, seit 2001; zitiert nach Jahr und Seite)
ital. italienisch (-e, -es, -er)
IÜS siehe unter IÜZ
IÜZ Brüsseler Internationales Übereinkommen zur einheitlichen Feststellung von Regeln über den Zusammenstoß

von Schiffen v. 23. September 1910 (RGBl. 1913 49)
IVR siehe unter IZVR
IWB Internationale Wirtschaftsbriefe. Zeitschrift für internationales Steuer- und Wirtschaftsrecht (Herne u.a., seit

1954; zitiert nach Jahr, Fach, Land, Gruppe und Seite)
IWF-Abk. Abkommen über den Internationalen Währungsfonds von Bretton Woods vom 1. – 22. Juli 1944
IzRspr. Sammlung der deutschen Entscheidungen zum interzonalen Privatrecht
IZVR Internationales Zivilverfahrensrecht
j.P. juristische Person
J.Trib. Journal des Tribunaux (Lausanne, seit 1877; zitiert nach Jahr (Nummer) und Seite)
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JA Juristische Arbeitsblätter (Bielefeld, seit 1969; zitiert nach Jahr und Seite)
JAmt Das Jugendamt (Heidelberg, seit 2001; zitiert nach Jahr und Seite)
jap. japanisch (-e, -es, -er)
Jap.Ann.Int.Law Japanese Annual of International Law. The International Law Association of Japan (seit 1957; zitiert nach Band

(Jahr) und Seite)
Jb. BauR Jahrbuch Baurecht (Düsseldorf, seit 1998; zitiert nach Jahr und Seite)
Jb.f.Afr.R. Jahrbuch für Afrikanisches Recht (Heidelberg, seit 1980; zitiert nach Band (Jahr) und Seite)
Jb.InterGU Jahrbuch der internationalen Gesellschaft für Urheberrecht (Baden-Baden, von 1964 – 1993; zitiert nach Band

(Jahr) und Seite)
Jb.ital.R. Jahrbuch für Italienisches Recht (Heidelberg, seit 1988; zitiert nach Band (Jahr) und Seite)
Jb.d.Kam.u.Ber.R. Jahrbuch des Kammer- und Berufsrechts (Baden-Baden, seit 2003, zitiert nach Jahr (Erscheinungsjahr) und

Seite)
jBGB japanisches Bürgerliches Gesetzbuch
JbIntR Jahrbuch für internationales Recht (Göttingen, seit 1949; zitiert nach Band und Seite)
JzS Jahrbuch zum Strassenverkehrsrecht (St. Gallen, seit 2003; zitiert nach Jahr und Seite)
JBl Juristische Blätter (Wien, seit 1872; zitiert nach Jahr und Seite)
JBlSaar Justizblatt des Saarlandes (Saarbrücken, seit 1957; zitiert nach Jahr und Seite)
JbOstR Jahrbuch für Ostrecht (Bonn, seit 1960; zitiert nach Band (Jahr) und Seite)
Jg. Jahrgang
JMBl.NRW Justizministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen (Moers, von 1947 – 2009; zitiert nach Jahr und Seite)
JN Gesetz über die Ausübung der Gerichtsbarkeit und die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte in bürgerlichen

Rechtssachen (Jurisdiktionsnormen) v. 1. August 1895 (RGBl. 1895 Nr. 111)
jordan. jordanisch (-e, -es, -er)
JR Juristische Rundschau (Berlin, seit 1947; zitiert nach Jahr und Seite)
JRP Journal für Rechtspolitik (Wien, seit 1998; zitiert nach Jahr und Seite)
jugosl. jugoslawisch (-e, -es, -er)
Jura Jura. Juristische Ausbildung (Berlin, seit 1979; zitiert nach Jahr und Seite)
JurBüro Das Juristische Büro (Köln, seit 1956; zitiert nach Jahr und Seite)
Juridikum Juridikum. Zeitschrift im Rechtsstaat (Wien, seit 1990; zitiert nach Jahr und Seite)
JurisPR-FamR Juris Praxisreport Familien- und Erbrecht (Online-Publikation, Saarbrücken, seit 2004; zitiert nach Nummer,

Jahr und Anmerkung)
JuS Juristische Schulung (München, seit 1961; zitiert nach Jahr und Seite)
JuS-Magazin Beilage zu: Juristische Schulung (München, seit 2004; zitiert nach Jahr und Seite)
Justiz Die Justiz. Amtsblatt des Justizministeriums Baden-Württemberg (Villingen, seit 1952; zitiert nach Jahr und

Seite)
JWG Gesetz für Jugendwohlfahrt i.d.F. v. 25. April1977 (BGBl. 1977 I 633, ber. 795)
JZ Juristenzeitung (Tübingen, seit 1945; zitiert nach Jahr und Seite)
K & R Kommunikation & Recht. Betriebs-Berater für Medien, Telekommunikation, Multimedia (Heidelberg, seit

1998; zitiert nach Jahr und Seite)
kalif. kalifornisch (-e, -es, -er)
kanad. kanadisch (-e, -es, -er)
Kap. Kapitel
KaRS Kapitalanlagen, Recht und Steuern (Göttingen, seit 1988; zitiert nach Jahr und Seite)
KartA Kartellamt
KG Kammergericht, Kommanditgesellschaft
Kirche & Recht Kirche & Recht. Zeitschrift für die kirchliche und staatliche Praxis (Berlin, seit 1995; zitiert nach Jahr und Seite)
KJUG Kinder- und Jugendschutz in Wissenschaft und Praxis (München, seit 2008; zitiert nach Jahr und Seite)
Kl. Kläger(in)
KO Konkursordnung i.d.F. v. 20.Mai 1898 (RGBl. 1898 369)
kolumb. kolumbianisch (-e, -es, -er)
KonsularG Gesetz über die Konsularbeamten, ihre Aufgaben und Befugnisse (Konsulargesetz) v. 11. September 1974 (BGBl.

1974 I 2317)
KostO Gesetz über die Kosten in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (Kostenordnung) i.d.F. v. 26. Juli

1957 (BGBl. 1957 I 960)
KreisG Kreisgericht
KRG Kontrollratsgesetz
KriseG Gesetz Nr. 95 v. 3. April1979 über Eilmaßnahmen für die außerordentliche Verwaltung in Krise geratener

Großunternehmen (Italien)
Kritische Justiz Kritische Justiz. Vierteljahresschrift für Recht und Politik (Baden-Baden, seit 1968; zitiert nach Jahr und Seite)
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KritV Kritische Vierteljahresschrift für Gesetzgebung und Rechtswissenschaft (München, seit 1859; zitiert nach Jahr
und Seite)

kroat. kroatisch (-e, -es, -er)
KSchG Kündigungsschutzgesetz v. 25. August 1969 (BGBl. 1969 I 1371)
KSI Krisen-, Sanierungs- und Insolvenzberatung (Berlin, seit 2005; zitiert nach Jahr und Seite)
KSzW Kölner Schrift zum Wirtschaftsrecht (Köln, seit 2010; zitiert nach Jahr und Seite)
KTS Konkurs-, Treuhand- und Schiedsgerichtswesen. Zeitschrift für alle Fragen des Konkurs-, Vergleichs- und

Treuhandwesens sowie der Zwangsversteigerung und -verwaltung (Köln u.a., seit 1927; zitiert nach Jahr und
Seite)

KUR Kunst und Recht. Journal für Kunstrecht, Urheberrecht und Kulturpolitik (Berlin, seit 2006; zitiert nach Jahr
und Seite)

KWG Gesetz über das Kreditwesen i.d.F. v. 3.Mai 1976 (BGBl. 1976 I 1122)
LAG Landesarbeitsgericht
L.Ed.2d United States Supreme Court Reports. Lawyer's Edition, 2d Series (Rochester, N.Y., seit 1957; zitiert nach Band

und Seite)
LegitimG Legitimationsgesetz
lfd. laufende
Lfg. Lieferung
LG Landgericht
liban. libanesisch (-e, -es, -er)
liecht. liechtensteinisch (-e, -es, -er)
LiechtOG Liechtensteinischer Oberster Gerichtshof
lit. litera
LJZ Liechtensteinische Juristenzeitung (Vaduz, seit 1980; zitiert nach Jahr und Seite)
LM Lindenmaier-Möhring. Nachschlagewerk des Bundesgerichtshofes, Entscheidungen in Zivilsachen (München,

seit 1951; zitiert nach Nr. und §)
LohnfortzG Lohnfortzahlungsgesetz
LS Leitsatz
LSG Landessozialgericht
Ltd. Limited
LuftVG Luftverkehrsgesetz i.d.F. v. 21. August 1936 (RGBl. 1936 I 653, 936); v. 4. November 1968 (BGBl. 1968 I 1113)
LuftVO Luftverkehrs-Ordnung v. 10. August 1963 (BGBl. 1963 I 652)
LuftVZO Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung v. 19. Juni 1964 (BGBl. 1964 I 370)
LugÜ Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in

Zivil- und Handelssachen, geschlossen in Lugano am 16. September 1988 (BGBl. 1994 II 2658)
luxemb. luxemburgisch (-e, -es, -er)
LVG Landesverwaltungsgericht
LwVG Gesetz über das gerichtliche Verfahren in Landwirtschaftssachen v. 21. Juli 1953 (BGBl. 1953 I 667)
m.a.W. mit anderen Worten
m.Anm. mit Anmerkung
m.Aufs. mit Aufsatz
m.w.N. mit weiteren Nachweisen
malays. malaysisch (-e, -es, -er)
MarkenR Markenrecht (Köln, seit 1999; zitiert nach Jahr und Seite)
marok. marokkanisch (-e, -es, -er)
mazed. mazedonisch (-e, -es, -er)
Mdj. Minderjähriger
MDR Monatsschrift für Deutsches Recht (Köln u.a., seit 1947; zitiert nach Jahr und Seite)
MDStV Staatsvertrag über Mediendienste zwischen den deutschen Bundesländern (am 1.März 2007 abgelöst durch das

Telemediengesetz)
MedR Medizin und Recht. Mitteilungen aus gerichtlicher Medizin und Psychiatrie, Gefängnismedizin und

-psychologie, Kriminologie, Strafrecht und Strafvollzug (seit 1959/ 60; zitiert nach Jahr und Seite)
MedizinR Medizinrecht ( München u.a., seit 1983; zitiert nach Jahr und Seite)
mexik. mexikanisch (-e, -es, -er)
mfl Marknadsföringslag (Schwedisches Marktgesetz)
MFOR siehe unter WGO
Minn. Minnesota
MittArgDJ Mitteilungsblatt der Argentinisch-Deutschen Juristenvereinigung (Gütersloh, seit 1989; zitiert nach Jahr und

Seite)
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MittBayNotK Mitteilungen des Bayerischen Notarvereins, der Notarkasse und der Landesnotarkammer Bayern (München,
seit 1965; zitiert nach Jahr und Seite)

MittDBJV Mitteilungen der Deutsch-Brasilianischen Juristenvereinigung (zitiert nach Jahr und Seite)
MittDtPatentanw. Mitteilungen der deutschen Patentanwälte (Berlin u.a., seit 1901; zitiert nach Jahr und Seite)
MittRhNotK Mitteilungen der Rheinischen Notarkammer (Köln, seit 1961; zitiert nach Jahr und Seite)
MittVDRW Mitteilungen Vereinigung für Deutsch-Russisches Wirtschaftsrecht e.V., (Hamburg, seit 1992; zitiert nach Jahr

und Seite)
MMA Madrider Abkommen betreffend die internationale Registrierung von Fabrik- und Handelsmarken v.

14. April1891 in der Stockholmer Fassung v. 1967 (BGBl. 1970 II 293, 418, 991; 1971 II 200; 1973 II 1)
MMR Multimedia und Recht. Zeitschrift für Informations-, Telekommunikations- und Medienrecht (München, seit

1998; zitiert nach Jahr und Seite)
mongol. mongolisch (-e, -es, -er)
MRG Militärregierungsgesetz
MR Int. Europäische Rundschau zum Medienrecht, IP- & IT-Recht (Wien, München, seit 2004; zitiert nach Jahr und

Seite)
MRK siehe EMRK
MSA Haager Übereinkommen über die Zuständigkeit der Behörden und das anzuwendende Recht auf dem Gebiet

des Schutzes von Minderjährigen (Haager Minderjährigenschutzabkommen) v. 5. Oktober 1961 (BGBl. 1971 II
219)

MSchG Schweizerisches Bundesgesetz über den Schutz von Marken und Herkunftsangaben (Markenschutzgesetz)
MuR Medien und Recht (Wien, seit 2001; zitiert nach Jahr und Seite)
muslim. muslimisch (-e, -es, -er)
Mypos Myops. Berichte aus der Welt des Rechts (München, seit 2007; zitiert nach Jahr und Seite)
n.F. neue Fassung
NAG Bundesgesetz betreffend die zivilrechtlichen Verhältnisse der Niedergelassenen und Aufenthalter (Schweiz)
NÄG Gesetz über die Änderung von Familiennamen und Vornamen (Namensänderungsgesetz) v. 5 Januar 1938

(RGBl. 1938 I 9)
NamÄnd.VwV Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Gesetz über die Änderung von Familiennamen und Vornamen vom

11. August 1980 (Beilage Nr. 26/80 zum BAnz. Nr. 153a/1980, StAZ 1980, S. 291)
NBW Nieuw Burgerlijk Wetboek (Niederlande)
NCPC Nouveau Code de procédure civile (Frankreich)
ndl. niederländisch (-e, -es, -er)
Nds. Ärztebl. Niedersächsisches Ärzteblatt. Mitteilungsblatt der Ärztekammer Niedersachsens und der kassenärztlichen

Vereinigungen (Hannover, seit 1963; zitiert nach Jahr und Seite)
Nds., Niedersachsen
nds. niedersächsisch (-e, -es, -er)
Nds.Rpfl. Niedersächsische Rechtspflege (Celle, seit 1947; zitiert nach Jahr und Seite)
NDV Nachrichtendienst des Deutschen Vereins für Öffentliche und Private Fürsorge (Berlin, seit 1920; zitiert nach

Jahr und Seite)
NEhelG Gesetz über die rechtliche Stellung der nichtehelichen Kinder v. 19. August 1969 (BGBl. 1969 I 1243)
nicarag. nicaraguanisch (-e, -es, -er)
niger. nigerianisch (-e, -es, -er)
NJ Neue Justiz. Zeitschrift für Rechtsentwicklung und Rechtsprechung in den Neuen Ländern(Berlin, Baden-

Baden, seit 1947; zitiert nach Jahr und Seite)
NJW Neue Juristische Wochenschrift (München u.a. seit 1947; zitiert nach Jahr und Seite)
NJW-CoR NJW-Computerreport (München, seit 1988; zitiert nach Jahr und Seite)
NJW-RR NJW-Rechtsprechungsreport (München u.a., seit 1986; zitiert nach Jahr und Seite)
norweg. norwegisch (-e, -es, -er)
Notar Notar. Monatsschrift für die gesamte notarielle Praxis (Berlin, seit 1997; zitiert nach Jahr und Seite)
NotBZ Zeitschrift für die notarielle Beratungs- & Beurkundungspraxis (Köln, seit 1997; zitiert nach Jahr und Seite)
Nr., Nrn. Nummer, -n
NTS Abkommen zwischen den Parteien des Nordatlantikvertrages über die Rechtsstellung ihrer Truppen (Nato-

Truppenstatut) v. 19. Juni 1951 (BGBl. 1961 II 1190)
NVersZ Neue Zeitschrift für Versicherung und Recht (München u.a., seit 1998; zitiert nach Jahr und Seite)
NZA Neue Zeitschrift für Arbeitsrecht (München, seit 1993; zitiert nach Jahr und Seite)
NZBau Neue Zeitschrift für Baurecht und Vergaberecht (München, seit 2000; zitiert nach Jahr und Seite)
NZG Neue Zeitschrift für Gesellschaftsrecht (München u.a., seit 1998; zitiert nach Jahr und Seite)
NZI Neue Zeitschrift für das Insolvenzrecht und Sanierung (München, seit 1998; zitiert nach Jahr und Seite)
NZM Neue Zeitschrift für Miet- und Wohnungsrecht (München, seit 1998; zitiert nach Jahr und Seite)
NZS Neue Zeitschrift für Sozialrecht (München u.a., seit 1992; zitiert nach Jahr und Seite)
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NZV Neue Zeitschrift für Verkehrsrecht (München u.a., seit 1988; zitiert nach Jahr und Seite)
o.ä. oder ähnliches
o.g. oben genannt (-e, -es, -er)
OER Osteuropa-Recht. Zeitschrift für Gegenwartsfragen des Ostens (Stuttgart, seit 1955; zitiert nach Band (Jahr) und

Seite)
ÖAnwBl. Österreichisches Anwaltsblatt (Wien, seit 1970; zitiert nach Jahr und Seite)
ÖARR Österreichisches Archiv für Recht & Religion (Freistadt, seit 1999; zitiert nach Jahr und Seite)
ÖBA Österreichisches Bank-Archiv. Zeitschrift für das gesamte Bank- und Börsenwesen (Wien seit 1953; zitiert nach

Jahr und Seite)
ÖBl Österreichische Blätter für gewerblichen Rechtsschutz und Urheberrecht (Wien, seit 1990; zitiert nach Jahr und

Seite)
ÖJZ Österreichische Juristenzeitung (Wien, seit 1946; zitiert nach Jahr und Seite)
ÖNZ Österreichische Notariatszeitung (Wien, seit 1868; zitiert nach Jahr und Seite)
ÖRdW Österreichisches Recht der Wirtschaft (Wien, seit 1983; zitiert nach Jahr und Seite)
ÖRZ Österreichische Richterzeitung (Wien, seit 1908; zitiert nach Jahr und Seite)
österr. österreichisch (-e, -es, -er)
OG Bundesgesetz über die Organisation der Bundesrechtspflege v. 16. Dezember 1943 (Schweiz)
OHG Offene Handelsgesellschaft
OLGZ Entscheidungen der Oberlandesgerichte in Zivilsachen einschließlich der freiwilligen Gerichtsbarkeit

(München u.a., seit 1965; zitiert nach Jahr und Seite)
OR Obligationenrecht. Bundesgesetz betreffend die Ergänzung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches, Fünfter Teil,

Obligationenrecht, v. 30.März 1911/ 18. Dezember 1936 (Schweiz)
Orientierungen Orientierungen zur Wirtschafts- und Gsellschaftspolitik (Bonn, seit 1979; zitiert nach Jahr und Seite)
Osaka Univ.L.Rev. Osaka University Law Review (Osaka, seit 1952; zitiert nach Band (Jahr) und Seite)
Osteuropa Zeitschrift für Gegenwartsfragen des Ostens. Deutsche Gesellschaft für Osteuropakunde e.V. (Stuttgart u.a., seit

1951; zitiert nach Jahr und Seite)
Osteuropa-Wirtschaft Gesellschaft für Osteuropakunde (Stuttgart u.a., seit 1956; zitiert nach Jahr und Seite)
ÖZW Österreichische Zeitschrift für Wirtschaftsrecht (Wien, seit 1974; zitiert nach Jahr und Seite)
P.I.L. Private International Law
pakistan. pakistanisch (-e, -es, -er)
pan. panamesisch (-e, -es, -er)
PatG Patentgesetz i.d.F. v. 16. Dezember 1980 (BGBl. 1981 I 1)
PersF Personalführung (Düsseldorf, seit 1968; zitiert nach Jahr und Seite)
peru. peruanisch (-e, -es, -er)
PflVG Gesetz über die Pflichtversicherung für KfZ-Halter v. 5. April1965 (BGBl. 1965 I 213; 1965 III 925-1)
Pharma-Recht Pharma-Recht (Frankfurt/ M., seit 1978; zitiert nach Band (Jahr) und Seite)
PHI Produkthaftpflicht international (Karlsruhe, seit 1981; zitiert nach Jahr und Seite)
phil. philippinisch (-e, -es, -er)
Plädoyer Plädoyer. Zeitschrift für Recht und Politik (Zürich, seit 1983; zitiert nach Jahr und Seite)
PMZ Blatt für Patent-, Muster- und Zeichenwesen (München u.a., seit 1894/ 95; zitiert nach Jahr und Seite)
PolAHK Polnische Außenhandelskammer, Warschau
poln. polnisch (-e, -es, -er)
port. portugiesisch (-e, -es, -er)
Pravna misal Pravna misal. Organ na Instituta za Pravni Nauki pri Balgarskata Akademija na Naukite (Sofia, seit 1957; zitiert

nach Band (Jahr) und Seite)
Proc.civ. siehe unter C.proc.civ.
Prot. Protokolle
PStG Personenstandsgesetz v. 8. August 1957 (BGBl. 1957 I 1125)
PStV Verordnung zur Ausführung des Personenstandsgesetzes (Personenstandsverordnung) i.d.F. der

Bekanntmachung v. 25. Februar 1977 (BGBl. 1977 I 377)
PuG Politik & Gesellschaft (Bonn, seit 2008; zitiert nach Jahr und Seite)
PVÜ Pariser Verbandsübereinkunft zum Schutze des gewerblichen Eigentums v. 20.März 1883. Mehrfach revidiert:

2. Juni 1934 London, 31. Oktober 1958 Lissabon, 14. Juli 1967 Stockholm (BGBl. 1970 II 391)
r+s Recht und Schaden. Monatliche Informationsschrift für Schadensversicherung und Schadensersatz;

(Kippenheim, seit 1974; zitiert nach Jahr und Seite)
R.L.R. Int. Ed. Ritsumeikan Law Review International Edition (Kyoto, seit 2007; zitiert nach Jahr und Seite)
RabelsZ Zeitschrift für ausländisches und Internationales Privatrecht (Berlin u.a., seit 1927; zitiert nach Band (Jahr) und

Seite)
RArbG Reichsarbeitsgericht
RB Rechtbank (Niederlande)
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RBÜ (P.F.) Revidierte Berner Übereinkunft zum Schutz von Werken der Literatur und Kunst v. 9. September 1886 (in der
Pariser Fassung v. 1971)

RdA Recht der Arbeit. Zeitschrift für die Wissenschaft und Praxis des gesamten Arbeitsrechts (Berlin u.a., seit 1948;
zitiert nach Jahr und Seite)

RdE Recht der Energiewirtschaft (Köln, seit 1992; zitiert nach Jahr und Seite)
RdErl. Runderlaß
RdJB Recht der Jugend und des Bildungswesens. Zeitschrift für Schule, Berufsausbildung und Jugenderziehung

(Darmstadt, seit 1952; zitiert nach Jahr und Seite)
Rdnr., Rdnrn. Randnummer, -n
RDSA Recognition of Divorces and Legal Separation (Jersey) Act 1973
RdW Recht der Wirtschaft (Stuttgart u.a., seit 1976; zitiert nach Jahr und Seite)
Rec.des Travaux Travaux du Comité Français de Droit International privé (Paris, seit 1934; zitiert nach Jahr und Seite)
Recht in Japan Recht in Japan. Berichte über Entwicklungen und Tendenzen im japanischen Recht (Frankfurt/ M., seit 1975;

zitiert nach Heft und Seite)
Recht und Medizin Recht und Medizin (Frankfurt/ M., seit 1979; zitiert nach Band und Seite)
Recht & Psychiatrie Recht & Psychiatrie (Bonn, seit 1983; zitiert nach Jahr und Seite)
Recht und Staat Recht und Staat in Geschichte und Gegenwart (Tübingen, seit 1913; zitiert nach Band und Seite)
Rechts-
anwendungsVO

Verordnung v. 7. Dezember 1942 über die Rechtsanwendung bei Schädigungen deutscher Staatsangehöriger
außerhalb des Reichsgebietes (RGBl. 1942 I 706)

Rechtstheorie Rechtstheorie. Zeitschrift für Logik und juristische Methodenlehre, Rechtsinformatik,
Kommunikationsforschung, Normen- und Handlungstheorie, Soziologie und Philosophie des Rechts (Berlin,
seit 1970; zitiert nach Jahr und Seite)

RegBl. Regierungsblatt
RegE. Regierungsentwurf
Rev.hell.dr. int. Revue hellénique de droit international (Athen, Paris, seit 1948; zitiert nach Jahr und Seite)
Rev. IVSS Internationale Revue für soziale Sicherheit (Oxford u.a., seit 1967; zitiert nach Jahr und Seite)
RG Reichsgericht
RGBl. Reichsgesetzblatt (1871 – 1945; seit 1922 aufgeteilt in die Teile I und II; Reichs-Gesetz-Blatt für das Kaiserthum

Oesterreich; Reichsgesetzblatt für die im Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder)
RGZ Amtliche Sammlung der Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen (Berlin, von 1872 – 1945; zitiert nach

Band und Seite)
RHaftG Gesetz über die Haftung des Reichs für seine Beamten v. 22.Mai 1910 (RGBl. 1910 798)
RiA Recht in der Außenwirtschaft (Ost-Berlin, von 1968 – 1973; zitiert nach Jahr (Band) und Seite)
RiAf Recht in Afrika (Köln, seit 1998; zitiert nach Jahr und Seite)
RiAmt Das Recht im Amt. Zeitschrift für Behörden, Verwaltungen und öffentliche Betriebe (Berlin u.a., seit 1954;

zitiert nach Jahr (Nummer) und Seite)
RIW-Schriftenreihe Recht der internationalen Wirtschaft, Schriftenreihe, (Heidelberg, seit 1956; zitiert nach Band und Seite)
RIW/AWD Recht der internationalen Wirtschaft (Heidelberg, seit 1954; zitiert nach Jahr und Seite)
RNotzZ Rheinische Notar-Zeitschrift (Köln, seit 2011; zitiert nach Jahr und Seite)
ROW Recht in Ost und West. Zeitschrift für Rechtsvergleichung und interzonale Rechtsprobleme (Berlin, seit 1957;

zitiert nach Jahr und Seite)
RPfleger Der deutsche Rechtspfleger (Bielefeld, seit 1889; zitiert nach Jahr und Seite)
RPflStud Rechtspfleger Studienhefte (Bielefeld, seit 1977; zitiert nach Jahr und Seite)
RpflG Rechtspflegergesetz v. 5. November 1969 (BGBl. 1969 I 2065)
RPG Recht und Politik im Gesundheitswesen (Frankfurt/ M, seit 1995; zitiert nach Jahr und Seite)
RRa Reiserecht aktuell (München, seit 1993; zitiert nach Jahr und Seite)
RSFSR Russische Sozialistische Föderative Sowjetrepublik
Rspr. Rechtsprechung
rum. rumänisch (-e, -es, -er)
russ. russisch (-e, -es, -er)
RuStAG Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz v. 22. Juli 1913 (RGBl. 1913 583)
RuStAGÄndG Gesetz zur Änderung des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes v. 20. Dezember 1974 (BGBl. 1974 I 3714)
RV Die Rentenversicherung. Zeitschrift über die Angestellten- und Arbeiterrentenversicherung, einzige und

unabhängige Monatsschrift über Rechtsfragen, Organ für den Bundesverband der Sozial- und Rentenberater
(Sankt Augustin, seit 1960; zitiert nach Jahr und Seite)

RVaktuell Fachzeitschrift und amtliche Mitteilungen der Deutschen Rentenversicherung (Berlin, seit 2005; zitiert nach
Jahr und Seite)

Rv. Wetboek van Burgerlijke Rechtsvordering (Niederlande)
Rvgl. Rechtsvergleichung
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RVO Reichsversicherungsordnung v. 19. Juli 1911 (RGBl. 1911 509) i.d.F. der Bekanntmachung v. 15. Dezember 1924
(RGBl. 1924 I 779)

Rz Randziffer
S. Seite
s. siehe
S.Ct. Supreme Court Reporter (St. Paul, Minn., seit 1883; zitiert nach Band und Seite)
SAE Sammlung arbeitsrechtlicher Entscheidungen (Köln, seit 1948; zitiert nach Jahr und Seite)
SAG Die Schweizerische Aktiengesellschaft. Zeitschrift für Rechts-, Steuer- und Wirtschaftsfragen der

Aktiengesellschaften und Gesellschaften mit beschränkter Haftung = La société anonyme suisse (Zürich, seit
1928; zitiert nach Jahr und Seite)

ScheckG Scheckgesetz v. 14. August 1933 (RGBl. 1933 I 597)
SchiedssprücheAVÜ siehe unter UN-SchiedsAVÜ
SchiedsVZ Zeitschrift für Schiedsverfahren (München, seit 2003; zitiert nach Jahr und Seite)
SchiffsRG Gesetz über Rechte an eingetragenen Schiffen und Schiffsbauwerken v. 15. November 1940 (RGBl. 1940 I 1499)
SchKG Schuldbeitreibungs- und Konkursgesetz (Schweiz)
SchlHA Schleswig-Holsteinische Anzeigen (Glückstadt, seit 1837; zitiert nach Jahr und Seite)
schwed. schwedisch (-e, -es, -er)
Schwed. AdoptG Schwedisches Gesetz v. 19. November 1971 über internationale, die Adoption betreffende Rechtsverhältnisse
Schwed. EheG Schwedisches Ehegesetz v. 11. Juni 1920
Schwed.ElternG Schwedisches Elterngesetz v. 10. Juni 1949 (i.d.F.v. 10.Mai 1974)
schweiz. schweizerisch (-e, -es, -er)
SchZfWiR Schweizerische Zeitschrift für Wirtschaftsrecht (Zürich, seit 1990; zitiert nach Jahr und Seite)
sec., secs. section(s)
SeefrachtG Seefrachtrecht. Gesetz zur Änderung v. Vorschriften des Handelsgesetzbuches über das Seefrachtrecht v.

10. August1937 (RGBl. 1937 I 891)
SeeMG Seemannsgesetz vom 26. Juli 1957 (BGBl. 1957 II 713)
senegal. senegalesisch (-e, -es, -er)
serb. serbisch (-e, -es, -er)
SFRJ Sozialistische Föderative Republik Jugoslawien
SGB Sozialgesetzbuch v. 11. Dezember 1975 (BGBl. 1975 I 3015)
SGB IV Sozialgesetzbuch (SGB) – Gemeinsame Vorschriften für die Sozialversicherung – v. 23. Dezember 1976 (BGBl.

1976 I 3845)
SGB VI Sozialgesetzbuch (SGB) – Gesetzliche Rentenversicherung – v. 18. Dezember 1989 (BGBl. 1989 I 2261, 1990 I

1337)
SGB X Sozialgesetzbuch (SGB) – Verwaltungsverfahren – v. 18. August 1980 (BGBl. 1980 I 1469)
SGB XII Sozialgesetzbuch (SGB) – Sozialhilfe – v. 27. Dezember 2003 (BGBl. 2003 I 3022)
SGG Sozialgerichtsgesetz i.d.F. v. 23. August 1958 (BGBl. 1958 I 613)
Sic! Zeitschrift für Immaterialgüter-, Informations- und Wettbewerbsrecht (Zürich, seit 1997; zitiert nach Jahr und

Seite)
SJZ Schweizerische Juristen-Zeitung (Zürich, seit 1904; zitiert nach Jahr und Seite)
Slg. Sammlung
slowen. slowenisch (-e, -es, -er)
SorgeRG Gesetz zur Neuregelung des Rechts der elterlichen Sorge v. 18. Juli 1979 (BGBl. 1979 I 1061)
SorgeRÜbkAG Gesetz zur Ausführung des Haager Übereinkommens vom 25. Oktober 1980 über die zivilrechtlichen Aspekte

internationaler Kindesentführung und des Europäischen Übereinkommens vom 20.Mai 1980 über die
Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen über das Sorgerecht für Kinder und die
Wiederherstellung des Sorgeverhältnisses (BGBl. 1990 I 701)

SozA Soziale Arbeit. Dt. Zeitschrift für soziale und sozialverwandte Gebiete (Berlin, seit 1975; zitiert nach Jahr und
Seite)

SozG Sozialgericht
Soziale Sicherheit Sozialpolitische Monatszeitschrift der Gewerkschaften (Köln, seit 1952; zitiert nach Jahr und Seite)
Sozialer Fortschritt Unabhängige Zeitschrift für Sozialpolitik (Berlin, seit 1975; zitiert nach Jahr und Seite)
SozSich Öst Soziale Sicherheit. Fachzeitschrift der österreichischen Sozialversicherung (Wien, seit 1948; zitiert nach Jahr und

Seite)
Sp. Spalte
span. spanisch (-e, -es, -er)
SpuRt Zeitschrift für Sport und Recht (München u.a., seit 1994; zitiert nach Jahr und Seite)
ss. subsection(s)
st. pers. statut personnel
st. Rspr. ständige Rechtsprechung
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StA Staatsangehörigkeit
Staat und Recht Staat und Recht (Ost-Berlin, von 1952 – 1989; zitiert nach Band (Jahr) und Seite)
StARegG Erstes Gesetz zur Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit v. 22. Februar 1955 (BGBl. 1955 I 65)
StAZ Das Standesamt. Zeitschrift für Standesamtswesen, Personenstandsrecht (Frankfurt/ M., seit 1948; zitiert nach

Jahr und Seite)
StB Staatsblad van het Koninkrijk der Nederlanden
STB Der Steuerberater (Frankfurt/ M., seit 1958; zitiert nach Jahr und Seite)
StBürgerG Gesetz über die Staatsbürgerschaft der DDR (Staatsbürgerschaftsgesetz v. 20. Februar 1967)
StGB Strafgesetzbuch i.d.F. v. 10.März 1987 (BGBl. 1987 I 945)
StGBl. Staatsgesetzblatt (Österreich)
StIGH Ständiger Internationaler Gerichtshof
Stimmen zur Zeit Monatsschrift für Frieden und Völkerverständigung. Österreichischer Friedensrat (Wien, von 1956 – 1966;

zitiert nach Jahr und Seite)
StPO Strafprozeßordnung i.d.F. v. 7. April1987 (BGBl. 1987 I 1075)
StrVert Strafverteidiger (Frankfurt/ M., seit 1981; zitiert nach Jahr und Seite)
Studia Cywilistyczne Chronique de politique étrangère (Krakau, seit 1961; zitiert nach Band (Jahr) und Seite)
StVG Straßenverkehrsgesetz v. 19. Dezember 1952 (BGBl. 1952 I 832)
StVO Straßenverkehrs-Ordnung i.d.F. v. 29.März 1956 (BGBl. 1956 I 327)
süd-korean. süd-koreanisch (-e, -es, -er)
Südosteuropa-ML Südosteuropa-Mitteilungen (München, seit 1975; zitiert nach Jahr und Seite)
SVR Straßenverkehrsrecht (Baden-Baden, seit 2004; zitiert nach Jahr und Seite)
syr. syrisch (-e, -es, -er)
SZ Germ.Abt. Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte (Weimar, seit 1880; zitiert nach Band (Jahr) und Seite)
SZIER Schweizerische Zeitschrift für internationales und europäisches Recht (Zürich, seit 1991; zitiert nach Jahr und

Seite)
SZSV Schweizerisches Zentralblatt für Staats- und Verwaltungsrecht (Zürich, seit 1989; zitiert nach Jahr und Seite)
SZW Schweizerische Zeitschrift fürWirtschafts- und Finanzmarktrecht (Zürich, seit 2006; zitiert nach Jahr und Seite)
TabWerbG Gesetz über Tabakwerbung
TMG Telemediengesetz v. 26. Februar 2007 (BGBl. 2007 I 179)
thail. thailändisch (-e, -es, -er)
TranspR Transportrecht (Frankfurt/ M., seit 1983; zitiert nach Jahr und Seite)
Trib.civ. Tribunal civil (Frankreich)
trib.d'inst. Tribunal d'instance (Frankreich)
Trib.gr. inst. Tribunal de grande instance (Frankreich)
tsch. tschechisch (-e, -es, -er)
TSG Gesetz über die Änderung der Vornamen und der Feststellung der Geschlechtszugehörigkeit in besonderen

Fällen (Transsexuellengesetz) v. 10. September 1980 (BGBl. 1980 I 1654)
tun. tunesisch (-e, -es, -er)
türk. türkisch (-e, -es, -er)
u.a. unter anderem
u.a.m. und andere(s) mehr
u.U. unter Umständen
Übers. Übersetzer
Übk. Übereinkommen
UCC Uniform Commercial Code (USA)
UFITA Archiv für Urheber-, Film-, Funk- und Theaterrecht (Berlin, Baden-Baden, seit 1928, zitiert nach Band (Jahr)

und Seite)
ukrain. ukrainisch (-e, -es, -er)
UN United Nations
Universitas Universitas. Orientierung in der Wissenswelt (Stuttgart, seit 1946; zitiert nach Jahr und Seite)
UN-SchiedsAVÜ New Yorker UN-Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche v.

10. Juni 1958 (BGBl. 1961 II 122)
ung. ungarisch (-e, -es, -er)
UngWZG Gesetz Nr. 17/1969 über das Warenzeichen (Ungarn)
unstr. unstreitig
UrhG Gesetz über Urheberrecht und verwandte Schutzrechte (Urheberrechtsgesetz) v. 9. September 1965 (BGBl. 1965

I 1273)
Urt. Urteil
US United States
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U.S. United States Supreme Court, cases adjudged in Supreme Court (Washington, D.C., seit 1875; zitiert nach Band
und Seite)

U.S.C. United States Code
UStA Haager Abkommen über das auf Unterhaltspflichten anwendbare Recht (Haager Unterhaltsstatutsabkommen)

v. 2. Oktober 1973 (BGBl. 1986 II 837)
UStG Umsatzsteuergesetz v. 29.Mai 1967 (BGBl. 1967 I 545)
UTransferV. Unterhaltstransfervereinbarung v. 25. April1974 (BGBl. 1974 II 621 ff.)
UWG Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb v. 7. Juni 1909 (RGBl. 1909 499)
v. von, vom
VAG Gesetz über die Beaufsichtigung der privaten Versicherungsunternehmen und Bausparkassen

(Versicherungsaufsichtsgesetz) i.d.F. v. 13. Oktober 1983 (BGBl. 1983 I 1262)
VAHRG Gesetz zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich (Versorgungsausgleichshärteregelungsgesetz) v.

21. Februar 1983 (BGBl. 1983 I 105)
venezol. venezolanisch (-e, -es, -er)
VerbrKrG Verbraucherkreditgesetz
VerbrSchG Verbraucherschutzgesetz (Spanien)
Verein. Arab. Rep. Vereinigte Arabische Republiken
VerfGH Verfassungsgerichtshof
VerfOdSIHK Verfahrensordnung des Schiedsgerichtshofes der Internationalen Handelskammer
VergR Vergaberecht (Köln, seit 2001; zitiert nach Jahr und Seite)
VerschÄndG Gesetz zur Änderung vonVorschriften des Verschollenheitsrechts v. 15. Januar 1951 (BGBl. 1951 I 59; 1951 III 4

Nr. 401-7)
VerschG Verschollenheitsgesetz i.d.F. v. 15. Januar 1951 (BGBl. 1951 I 63, BGBl. 1951 III 4 Nr. 401-6)
VersR Versicherungsrecht. Juristische Rundschau für die Individualversicherung (Karlsruhe, seit 1950; zitiert nach

Jahr und Seite)
VersRAI Versicherungsrecht. Beilage Ausland (Karlsruhe, seit 1959; zitiert nach Jahr und Seite)
VersRdSch Die Versicherungsrundschau. Fachzeitschrift für Sozial- undVertragsversicherung (Wien, seit 1946; zitiert nach

Jahr und Seite)
VersW Versicherungswirtschaft (Karlsruhe, seit 1945; zitiert nach Jahr und Seite)
VerwArch Verwaltungsarchiv (Berlin u.a., seit 1892; zitiert nach Jahr und Seite)
VerwR Verwaltungsrecht
VFGüterstandsG Gesetz über den ehelichen Güterstand von Vertriebenen und Flüchtlingen v. 4. August 1969 (BGBl. 1969 I 1067)
VG Verwaltungsgericht
VGH Verwaltungsgerichtshof
vgl. vergleiche
VglO Vergleichsordnung v. 26. Februar 1935 (RGBl. 1935 I 321)
VO Verordnung
VOBl. Verordnungsblatt
Vorauss. Voraussetzung (-en)
Vorbem. Vorbemerkung
Vorgänge Vorgänge. Zeitschrift für Bürgerrechte und Gesellschaftspolitik (Berlin, seit 1962; zitiert nach Jahr und Seite)
VP Die Versicherungspraxis (Bonn, seit 2000; zitiert nach Jahr und Seite)
VPP-Rundbrief Rundbrief der Vereinigung von Fachleuten des Gewerblichen Rechtsschutzes (Duisburg, seit 1955; zitiert nach

Jahr und Seite)
VR Volksrepublik
VRS Verkehrsrechts-Sammlung. Entscheidungen aus allen Gebieten des Verkehrsrechts (Berlin, seit 1949; zitiert

nach Band (Jahr) und Seite)
VRÜ Verfassung und Recht in Übersee (Baden-Baden, seit 1968; zitiert nach Jahr und Seite)
VSSR Vierteljahresschrift für Sozialrecht (Köln, seit 1990; zitiert nach Jahr und Seite)
VuR Verbraucher und Recht (Düsseldorf, seit 1986; zitiert nach Jahr und Seite)
VVG Gesetz über den Versicherungsvertrag v. 30.Mai 1908 (RGBl. 1908 263)
VwGO Verwaltungsgerichtsordnung v. 21. Januar 1960 (BGBl. 1960 I 17)
VwVerfG Verwaltungsverfahrensgesetz v. 25.Mai 1976 (BGBl. 1976 I 1253)
VwZG Verwaltungszustellungsgesetz v. 3. Juli 1952 (BGBl. 1952 I 379)
WA Warschauer Abkommen v. 12. Oktober 1929 zur Vereinheitlichung von Regeln über die Beförderung im

internationalen Luftverkehr. Erstes Abkommen zur Vereinheitlichung des Luftprivatrechts (RGBl. 1933 II
1039) in der Haager Fassung v. 28. September 1955 (BGBl. 1958 II 291, 312, 1964 II 1295)

WährG Erstes Gesetz zur Neuordnung des Geldwesens (Währungsgesetz) v. 20. Juni 1948 (Gesetz Nr. 61 der
amerikanischen und der britischen Militärregierung; VO Nr. 158 der französischen Militärregierung)

Waseda Bull.Comp.L. Waseda Bulletin of Comparative Law (zitiert nach Band (Jahr) und Seite)
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WBl Wirtschaftsrechtliche Blätter (Wien u.a., seit 1987; zitiert nach Jahr und Seite)
WechselO siehe unter WO
WEG Gesetz über das Wohnungseigentum und das Dauerwohnrecht v. 15.März 1951 (BGBl. 1951I 175)
WG Wechselgesetz v. 21. Juni 1933 (RGBl. 1933 I 399)
WGO Die wichtigsten Gesetzgebungsakte in den Ländern Ost- und Südeuropas und den ostasiatischen

Volksdemokratien. Monatshefte für Osteuropäisches Recht (Hamburg, seit 1958; zitiert nach Jahr und Seite)
WHG Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushaltes i.d.F. der Bekanntmachung v. 23. September 1986 (BGBl. 1986 I

1529, ber. 1654)
WiB Wirtschaftsrechtliche Beratung. Zeitschrift für Wirtschaftsanwälte und Unternehmensjuristen (München u.a.,

seit 1994; zitiert nach Jahr und Seite)
WIPO World Intellectual Property Organization (Weltorganisation für geistiges Eigentum)
WiR Wirtschaftsrecht. Zeitschrift für Theorie und Praxis des sozialistischenWirtschaftsrechts (Berlin-Ost, von 1970

– 1989; zitiert nach Jahr und Seite)
WiRO Wirtschaft und Recht in Osteuropa. Zeitschrift zur Rechts- und Wirtschaftsentwicklung in den Staaten Mittel-

und Osteuropas (München u.a., seit 1992; zitiert nach Jahr und Seite)
WiSt Wirtschaftwissenschaftliches Studium. Zeitschrift für Ausbildung und Hochschulkontakt (München, seit 1972;

zitiert nach Jahr und Seite)
Wistra Zeitschrift für Wirtschafts- und Steuerstrafrecht (Heidelberg, seit 1982; zitiert nach Jahr und Seite)
WiVerw Wirtschaft und Verwaltung. Vierteljahresbeilage zum Gewerbearchiv (Alfeld/ Leine, seit 1976; zitiert nach Jahr

und Seite)
WM Wertpapier-Mitteilungen. Zeitschrift für Wirtschafts- und Bankrecht (Köln, seit 1947; zitiert nach Jahr und

Seite)
WO Wechselordnung i.d.F. vom 3. Juni 1908 (RGBl. 326)
WPg DieWirtschaftsprüfung. Zeitschrift für Betriebs- und Finanzwirtschaft (Stuttgart, seit 1950; zitiert nach Jahr und

Seite)
WPNR Weekblad voor Privaatrecht. Notariaat en Registratie (Den Haag; zitiert nach Jahr und Seite)
WR Wirtschaftsrecht. Zeitschrift für Theorie und Praxis (Berlin, seit 1970; zitiert nach Jahr und Seite)
WRP Wettbewerb in Recht und Praxis (Frankfurt/ M., seit 1955; zitiert nach Jahr und Seite)
WRV Weimarer Reichsverfassung v. 11. August 1919 (RGBl. 1919 1383)
WSI-Mitteilungen Monatsschrift des Wirtschafts- und Sozialwissenschaftlichen Instituts des Deutschen Gewerkschaftsbundes

(Köln, seit 1973; zitiert nach Jahr und Seite)
WUA Welturheberrechtsabkommen v. 6. September 1962 in der Pariser Fassung v. 24. Juli 1971 mit Zusatzprotokoll

(BGBl. 1973 II 1069, 1111)
WuM Wohnungswirtschaft und Mietrecht (Köln, seit 1948; zitiert nach Jahr und Seite)
WürttAGBGB Württembergisches Ausführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbuch v. 29. Dezember 1931 (RegBl. 545)
WuW Wirtschaft undWettbewerb. Zeitschrift für Kartellrecht, Wettbewerbsrecht undMarktorganisation; Düsseldorf

(Basel, seit 1951; zitiert nach Jahr und Seite)
WvK Wetboek van Koophandel (Niederlande)
WVR Wiener Vertragsrechtskonvention v. 23.Mai 1969 (BGBl. 1985 II 923)
WZG Warenzeichengesetz i.d.F. v. 2. Januar 1968 (BGBl. 1968 I 1)
z.B. zum Beispiel
z.F. zukünftige Fassung
Z.f.d.ges.StaatsW. Zeitschrift für die gesamte Staatswissenschaft (Tübingen, seit 1944; zitiert nach Band (Jahr) und Seite)
z.T. zum Teil
z.Zt. zur Zeit
ZaöRV Zeitschrift für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht (Stuttgart, seit 1929; zitiert nach Band (Jahr)

und Seite)
ZAP Zeitschrift für die Anwaltspraxis (zitiert nach Jahr und Seite)
ZAR Zeitschrift für Ausländerrecht und Ausländerpolitik (Baden-Baden, seit 2003; zitiert nach Jahr und Seite)
ZBB Zeitschrift für Bankrecht und Bankwirtschaft (Köln, seit 1989; zitiert nach Jahr und Seite)
ZBergR Zeitschrift für Bergrecht (Köln, seit 1860; zitiert nach Jahr und Seite)
ZBernJV Zeitschrift des Bernischen Juristenvereins. Organ für Rechtspflege und Gesetzgebung des Bundes sowie der

Kantone Bern, Luzern und Soloturn = Revue de la Société des Juristes Bernois (Bern, seit 1864; zitiert nach Jahr
und Seite)

ZBF Zeitschrift für die Betriebswirtschaftliche Forschung (Köln, seit 1906; zitiert nach Jahr und Seite)
ZBl Schweizerische Zentralblatt für Staats- und Verwaltungsrecht (Zürich, seit 1900; zitiert nach Jahr und Seite)
ZChinR Zeitschrift für chinesisches Recht (Freiburg, seit 1994; zitiert nach Jahr und Seite)
ZDMG Zeitschrift der deutsch-morgenländischen Gesellschaft (Leipzig, Wiesbaden, seit 1845; zitiert nach Jahr und

Seite)
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ZentrfSSV Zentralblatt für Sozialversicherung, Sozialhilfe und Versorgung (Sankt Augustin, seit 1904; zitiert nach Jahr und
Seite)

ZErb Zeitschrift für die Steuer- und Erbrechtspraxis (Östringen, seit 1999; zitiert nach Jahr und Seite)
ZESAR Zeitschrift für europäisches Sozial- und Arbeitsrecht (Berlin, seit 2002; zitiert nach Jahr und Seite)
ZEuIPR Zeitschrift für Europarecht, internationales Privatrecht und Rechtsvergleichung (Wien, seit 1991; zitiert nach

Jahr und Seite)
ZEuP Zeitschrift für Europäisches Privatrecht (München, seit 1993; zitiert nach Jahr und Seite)
ZEuS Zeitschrift für Europarechtliche Studien (Saarbrücken, seit 1998; zitiert nach Jahr und Seite)
ZEV Zeitschrift für Erbrecht und Vermögensnachfolge (München, seit 1994; zitiert nach Jahr und Seite)
ZfA Zeitschrift für Arbeitsrecht (Köln u.a., seit 1970; zitiert nach Jahr und Seite)
ZfB Zeitschrift für Betriebswirtschaft (Wiesbaden, seit 1924; zitiert nach Jahr und Seite)
ZfBR Zeitschrift für deutsches und internationales Bau- und Vergaberecht. Offizielles Organ der Deutschen

Gesellschaft für Baurecht e.V. und des Instituts für deutsches und Internationales Baurecht e.V. (Wiesbaden,
seit 1978; zitiert nach Jahr und Seite)

ZFE Zeitschrift für Familien- und Erbrecht (Recklinghausen, seit 2002; zitiert nach Jahr und Seite)
ZfF Zeitschrift für das Fürsorgewesen (Hannover, seit 1949; zitiert nach Jahr und Seite)
ZfGS Gesundheits- und Sozialpolitik (Baden-Baden, seit 2003; zitiert nach Jahr und Seite)
ZfIR Zeitschrift für Immobilienrecht (Köln, seit 1997; zitiert nach Jahr und Seite)
ZfJ Zentralblatt für Jugendrecht und Jugendwohlfahrt (Köln u.a., seit 1924/ 25; zitiert nach Jahr und Seite)
ZfL Zeitschrift für Lebensrecht (Köln, seit 1992, zitiert nach Jahr und Seite)
ZfRV Zeitschrift für Rechtsvergleichung, Internationales Privatrecht und Europarecht (Wien, seit 1960; zitiert nach

Band (Jahr) und Seite)
ZfS Zeitschrift für Schadensrecht (Bonn, seit 1980; zitiert nach Jahr und Seite)
ZfSH/SGB Sozialrecht in Deutschland und Europa (Starnberg, seit 1997; zitiert nach Jahr und Seite)
ZfSo Zeitschrift für Soziologie (Stuttgart, seit 1972; zitiert nach Jahr und Seite)
ZfSV Zentralblatt für Sozialversicherung, Sozialhilfe und Versorgung (Sankt Augustin, seit 1964; zitiert nach Jahr und

Seite)
ZfU Zeitschrift für Umweltpolitik, Analysen und Konzepte zur sozialwissenschaftlichen Umweltforschung und

Risikoberatung = Journal of Environmental Policy. Revue de la politique d'envirennement; (Frankfurt/ M., seit
1978; zitiert nach Jahr und Seite)

ZfV Zeitschrift für Versicherungswesen (Hamburg, seit 1950; zitiert nach Jahr und Seite)
ZfV aktuell Zeitschrift für Verwaltung (Wien, seit 2005; zitiert nach Jahr und Seite)
ZGB Zivilgesetzbuch
ZGE Zeitschrift für geistiges Eigentum (Tübingen, seit 2009; zitiert nach Jahr und Seite)
ZgGenW Zeitschrift für das gesamte Genossenschaftswesen. Organ für Kooperationsforschung und -praxis; (Göttingen,

seit 1952; zitiert nach Jahr und Seite)
ZgKredW Zeitschrift für das gesamte Kreditwesen (Frankfurt/ M. seit 1948; zitiert nach Jahr und Seite)
ZGR Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht (Berlin, seit 1972; zitiert nach Jahr und Seite)
ZHR Zeitschrift für das gesamte Handels- und Wirtschaftsrecht (Stuttgart, seit 1858; zitiert nach Band (Jahr) und

Seite)
ZIAS Zeitschrift für ausländisches und internationales Arbeits- und Sozialrecht (Heidelberg, seit 1987; zitiert nach

Jahr und Seite)
Ziff. Ziffer
ZInsO Zeitschrift für das gesamte Insolvenzrecht (Herne u.a., seit 1998; zitiert nach Jahr und Seite)
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht und Insolvenzpraxis (Köln, seit 1980; zitiert nach Jahr und Seite)
ZJapanR Zeitschrift für japanisches Recht, zugl. DJJV-Mitteilungen/ Dt.-Japanische Juristenvereinigung e.V. (Hamburg,

seit 1996; zitiert nach Jahr und Seite)
ZKJ Zeitschrift für Kindschaftsrecht und Jugendhilfe (Köln, seit 2006; zitiert nach Jahr und Seite)
ZKM Zeitschrift für Konfliktmanagement (Köln, seit 2000; zitiert nach Jahr und Seite)
ZLR Zeitschrift für das gesamte Lebensmittelrecht (Frankfurt/ M., seit 1974; zitiert nach Jahr und Seite)
ZLW Zeitschrift für Luftrecht und Weltraumrechtsfragen (Berlin u.a., seit 1926; zitiert nach Jahr und Seite)
ZNotP Zeitschrift für die NotarPraxis (Münster, seit 1997; zitiert nach Jahr und Seite)
ZNR Zeitschrift für neuere Rechtsgeschichte (Wien, seit 1979; zitiert nach Jahr und Seite)
ZÖR Zeitschrift für öffentliches Recht (Wien, zitiert nach Jahr und Seite)
ZOV Zeitschrift für offene Vermögensfragen (Berlin, seit 1991; zitiert nach Jahr und Seite)
ZPO Zivilprozeßordnung v. 30. Januar 1877 (RGBl. 83)
ZPol Zeitschrift für Politikwissenschaft (Baden-Baden, seit 1996; zitiert nach Jahr und Seite)
ZRHO Rechtshilfeordnung für Zivilsachen v. 19. Oktober 1956 i.d.F. v. 29. Dezember 1970 (BAnz. 1971 Nr. 1)
ZRP Zeitschrift für Rechtspolitik (München, seit 1968; zitiert nach Jahr und Seite)
ZSchR Zeitschrift für schweizerisches Recht, ZSR (Basel, seit 1852; zitiert nach Jahr und Seite)
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ZSR Zeitschrift für Sozialreform (Wiesbaden, seit 1955; zitiert nach Jahr und Seite)
ZSt Zeitschrift zum Stiftungswesen (Berlin, seit 2003; zitiert nach Jahr und Seite)
ZStV Zeitschrift für Stiftungs- und Vereinswesen (Baden-Baden, seit 2010; zitiert nach Jahr und Seite)
ZTR Zeitschrift für Tarif-, und Arbeits- und Sozialrecht des öffentlichen Dienstes (München, seit 1996; zitiert nach

Jahr und Seite)
zugl. zugleich
ZUM Film und Recht. Zeitschrift für Urheber- und Medienrecht (Baden-Baden, seit 1985; zitiert nach Jahr und Seite)
ZUR Zeitschrift für Umweltrecht (Baden-Baden, seit 1993; zitiert nach Jahr und Seite)
Zus.Abk. Zusatzabkommen
zust. zustimmend (-e, -es, -er)
ZustDG Gesetz zur Durchführung gemeinschaftsrechtlicher Vorschriften über die Zustellung gerichtlicher und

außergerichtlicher Schriftstücke in Zivil- und Handelssachen in denMitgliedsstaaten v. 9. Juli 2001 (BGBl. 2001
I 1536)

ZVersWiss Zeitschrift für die gesamte Versicherungswissenschaft (Karlsruhe, seit 1901; zitiert nach Band (Jahr) und Seite)
ZVG Gesetz über die Zwangsversteigerung und die Zwangsverwaltung v. 24.März 1897 i.d.F. v. 20.Mai 1898 (RGBl.

1898 713)
ZVI Zeitschrift für Verbraucher- und Privat-Insolvenzrecht (Köln, seit 2002; zitiert nach Jahr und Seite)
ZVglRWiss Zeitschrift für vergleichende Rechtswissenschaft, einschließlich der ethnologischen Rechtsforschung (Stuttgart,

seit 1878; zitiert nach Band (Jahr) und Seite)
ZVR Zeitschrift für Verkehrsrecht (Wien, seit 1956; zitiert nach Jahr und Seite)
ZWeR Zeitschrift für Wettbewerbsrecht (Köln, seit 2003; zitiert nach Jahr und Seite)
ZZP Zeitschrift für Zivilprozeß (Köln u.a., seit 1879; zitiert nach Band (Jahr) und Seite)
ZZPInt Zeitschrift für Zivilprozeß International (Köln, seit 1996; zitiert nach Band (Jahr) und Seite)
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der DDR § 8Abs. 1; FGB der DDR § 55; EGBGBArtt.
6, 19 Satz 1, 25, 26 Abs. 1 Satz 1, 224 § 1, 234 § 7 Abs.
4; BGB §§ 1924 Abs. 4, 2174, 2231 Nr. 2, 2247 Abs. 1,
2303 Abs. 1, 2361, 2369; FGG §§ 20 Abs. 1, 27 Abs. 1
Satz 4, 29 Abs. 4; GGArtt. 3, 6 Abs. 1, 14 Abs. 1 Satz 1;
ZPO § 546. Die Erbfolge für Muslime richtet sich im
ägypt. Recht nach islam. Recht. Eine gewillkürte Er-
beinsetzung findet nicht statt. Maßgebend ist das
ägypt. Gesetz Nr. 77/1943 über die Erbfolge; die in
Art. 7 des Gesetzes 77/1943 genannten Berufungs-
gründe sind abschließend. Als Berufungsgrund
kommt danach die Verwandtschaft in Betracht, die
nach Art. 7 Satz 3 des Ges. 77/1943 die Erbfolge auf-
grund des koranischen Erbteils (Art. 8 ff. des Ges. 77/
1943) bzw. aufgrund der agnatischen Abstammung
(Art. 16 ff. des Ges. 77/1943) begründet. Nach ägypt.
Recht werden nichteheliche Kinder eines männli-
chen Erblassers bei der Erbfolge mangels Verwand-
schaftsverhältnis nicht berücksichtigt, was sich auch
aus der Sonderregelung für illegitime Kinder weibli-
cher Erblasser unter Art. 47 des Ges. 77/1943 ergibt.
Ein Vaterschaftsanerkenntnis kann nicht erfolgen,
wenn das Kind aus einer nichtehelichen Beziehung
des Anerkennenden stammt. Eine Erbfolge zwischen
einemMuslim und einem Nichtmuslim gibt es nicht.
Die Wirksamkeit eines Testamentes bestimmt sich
nach dem ägypt. Gesetz 71/1946 über das Vermächt-
nis/Testament.‹, FamRZ 2008, S. 1564-1569 (mit
Anm. Thomas Rauscher)

Lohlker, R. ›Das islamische Recht im Wandel: Wu-
cher, Zins und Riba in Vergangenheit und Gegen-
wart‹, Münster, 1999

Lohlker, Rüdiger. ›Islamisches Familienrecht‹, 1.
Methodologische Studien zum Recht malikitischer
Schule in Vergangenheit und Gegenwart, Göttinger
Forum für Arabistik, Bd. 1, Göttingen, 2002

Lohlker, Rüdiger. ›Schari'a und Moderne: Diskus-
sionen zum Schwangerschaftsabbruch, zur Versiche-
rung und zum Zinswesen‹, Abhandlungen für die
Kunde des Morgenlandes, Bd. 51, Stuttgart, 1996

Lorenz, Stephan. ›Islamisches Ehegattenerbrecht
und deutscher ordre public: Vergleichsmaßstab für
die Ergebniskontrolle‹, IPRax 1993, S. 148-150

Marcks, Dietrich. ›Das Gesetzbuch über das Perso-
nenrecht und die Erbfolge nach dem hanefitischen

Ritus von 1875 in der heute geltenden Fassung, das
für die mohammedanische Bevölkerung Ägyptens
maßgebend ist, beinhaltet sowohl religiöses als auch
staatliches Recht. Nach koranischer Lehre ist die Ehe
ein Versprechen und ein Vertrag.‹, StAZ 1994, S.
198-200

Nagel, Tilman. ›Das islamische Recht - eine Einfüh-
rung‹, Westhofen, 2001

OLG Hamm. Az. 15 W 117/04 v. 28.02.05. ›EMRK
Art. 14; ägypt. ZGB Art. 17; ägypt. Gesetz zum Erb-
recht § 11; EGBGB Artt. 3 III, 6, 25; GG Artt. 3, 4, 14;
BGB § 2369; FGG §§ 12, 16a, 19, 27, 29; KostO §§ 30
I, 131 II. Das ägyptische Recht nimmt in seiner Kol-
lisionsnorm Art. 17 ZGB die deutsche Verweisung
uneingeschränkt an. Die Amtsermittlungspflicht
folgt im ägyptischen Recht aus § 12 FGG. Das ägyp-
tische Recht sieht einen allseitigen interreligiösen
Erbrechtsausschluss vor, diskriminiert also nicht eine
bestimmte Religion. Es folgt damit der sunnitischen,
genauer der hanafitischen Rechtsschule. Es kennt
aufgrund des religiösen Geltungsanspruchs des Erb-
rechts keine gewillkürte Erbfolge, sondern lediglich
die testamentarische Zuwendung von Vermächtnis-
sen. Nichtmuslime sind von der Erbfolge ausge-
schlossen.‹, FamRZ 2005, S. 1705-1711 = IPRspr.
2005 Nr. 78

OLGKoblenz. Az. 11 UF 771/03 v. 04.08.05. ›Ägypt.
Dekret-Ges. Nr. 25 Art. 20; ägypt. Gesetzbuch über
das Personenrecht und die Erbfolge nach dem hane-
fitischen Ritus v. 10. 3. 1929 (hanefit. Ges.) Artt. 365,
380, 381, 384 420; EGBGB Artt. 4, 6, 21; BGB § 1696
Abs. 1; FGG § 16a Nr. 4; GG Art. 3 Abs. 2 Satz 1, 4, 6;
StAG § 4 Abs. 1 Satz 1; ZPO §§ 261 Abs. 3 Nr. 2, 606a
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 621, 621e, 629a Abs. 2 Satz 1. In
Ägypt. besteht - wie in allen islam. Rechtsordnungen
- während der Ehe und auch nach ihrer Auflösung
eine Aufspaltung des Rechts der elterlichen Sorge ei-
nerseits in Erziehungsgewalt und die Vermögenssor-
ge (wilayat) sowie andererseits in die Personensorge.
Während die wilayat dem Vater zufällt (Artt. 365,
420 hanefit. Ges.), steht die hadanah vorrangig der
Mutter oder bei deren Verhinderung den - weibli-
chen - Verwandten des Kindes der mütterlichen Li-
nie nach näher bestimmter Rangfolge zu (Art. 380
hanefit. Ges.). Das Recht der hadanah endet beiMäd-
chen mit der Vollendung des 12. Lebensjahrs, wobei
der Richter eine Verlängerung bis zur Verheiratung
bestimmen kann (Art. 20 Abs. 1 des ägypt. Dekret-
Ges. Nr. 25). Ein Übergang der hadanah auf die Frau-
en der väterlichen Linie oder den Vater selbst (zum
Vorrang der mütterlichen Linie s. Art. 384 hanfit.
Ges.; zur hadanah einer Mutter christlichen oder jü-
dischen Glaubens s. Art. 381 hanefit. Ges.) ist in der
Regel nicht vorgesehen.‹, IPRspr. 2005 Nr. 71

OLGMünchen. Az. 4 UF 433/04 v. 26.07.05. ›Ägypt.
Ges. über das Personenrecht und die Erbfolge nach
dem hanifitischen Ritus (ägypt. Ges.) Artt. 11, 12
Abs. 2, 17; EGBGB Artt. 14 Abs. 1 Nr. 2, 15, 220 Abs.
3 Satz 5; BGB §§ 119, 125, 313 Abs. 2, 1378 Abs. 1,
1408, 1410; ZPO §§ 513 Abs. 2, 621 Abs 1 Nr. 8.
Mit der Vereinbarung einer Morgengabe bei einer is-
lam. Trauung wird einer allgemeinen, d.h. länder-
übergreifend, im Islam verbreiteten Vorstellung
Rechnung getragen, ohne dass damit zugleich eine
ausschließliche Unterstellung gerade unter das Recht
des Staats der Eheschließung verbunden ist. Die Ehe-
schließung nach ägypt. Recht gibt das Recht auf die
übliche Morgengabe (Artt. 11, 12 Abs. 2, 17 ägypt.
Ges.). Sie ist keine güterrechtliche Regelung (7. Kap.
ägypt. Ges.). Vermögensrechte werden durch die
Eheschließung nicht berührt. Eine güterrechtliche
Rechtswahl nach ägypt. Recht unterliegt keiner
Formvorschrift und kann somit auch durch konklu-
dentes Verhalten getroffen werden.‹, IPRspr. 2005
Nr. 46

Rauscher, Thomas. ›Sharia, Islamisches Familien-
recht der sunna und shia‹, Schriftenreihe der wissen-

schaftlichen Gesellschaft für Personenstandswesen
und verwandte Gebiete m.b.H., Neue Folge Bd. 28,
Frankfurt/ M., 1987

Rohe, Mathias. ›Eheschließung in islamischen Staa-
ten - Prüfung der Wirksamkeit durch deutsche Be-
hörden‹, StAZ 2006, S. 93-101

Rohe, Mathias. ›Das islamische Recht. Geschichte
und Gegenwart‹, 2. Aufl., München, 2009

Rohe, Mathias. ›Das neue ägyptische Familienrecht.
Auf dem Weg zu einem zeitgemäßen Islamischen
Recht‹, StAZ 2001, S. 193-207

Umstätter, Achim. ›Das Testament im ägyptischen
Erbrecht. Eine Untersuchung unter Berücksichti-
gung des klassischen islamischen Rechts‹, Europäi-
sche Hochschulschriften: Reihe 2, Rechtswissen-
schaft, Bd. 2858; zugl. Diss. Mainz 1999, Frankfurt/
M. u.a., 2000

Wohlgemuth, Arno. ›Das islamische Recht in der
Welt der Muslimbrüder‹, StAZ 1986, S. 206-211

Yassari, Nadjma. ›Die Vertragsfreiheit im islami-
schen Recht und im zeitgenössischen Recht islami-
scher Länder‹, IJVO 14 (2007), S. 1-16

Yassari, Nadjma. ›Das Eheverständnis im Islam und
in ausgewählten islamischen Ländern‹, FamRZ 2011,
S. 1-3

B.VIII. Sonstiges; insbes. Staatsangehörigkeit
AGSolingen. Az. 16 F 1000/80 v. 29.03.82. ›Staatsan-
gehörigkeitenG Nr. 26/1975 der Verein. Arab. Rep.
Art. 2 Nr. 1; GB über das PersonensorgeR u. die Erb-
folge nach hanefitischem Ritus Art. 130 Abs. 2. 1.
Nach religiösem islamitischen Recht hanefitischer
Schule steht dem Vater auch nach der Scheidung
das Recht zu, für die Kinder alle rechtlich bedeutsa-
men Entscheidungen zu treffen, während der Mutter
nur die tatsächliche Personensorge, die das Aufent-
haltsbestimmungsrecht nicht umfaßt, zusteht. 2. Ge-
mäßArt. 2 Nr. 1 StaatsangehörigkeitenGNr. 26/1975
der Verein. Arab. Rep. erwerben eheliche Kinder ei-
nes ägypt. Vaters die ägypt. Staatsangehörigkeit. Ge-
hört der Vater der islamitischen Glaubensrichtung
an, so gelten die Kinder als Muslime gemäß Art.
130 Abs. 2 d. GB über das PersonensorgeR u. die Erb-
folge nach hanefitischem Ritus.‹, IPRspr. 1982 Nr. 78
= FamRZ 1982, S. 738

Elwan, Omaia/ Menhofer, Bruno/ Otto, Dirk (Hrsg.).
›Ägypt. Staatsangehörigkeitsgesetz Artt. 10, 16. 1.
Staatsangehörigkeit. 2. Verlust der ägyptischen
Staatsangehörigkeit. 3. Erbstatut‹, in: Elwan, Omaia/
Menhofer, Bruno/ Otto, Dirk (Hrsg.), Gutachten
zum ausländischen Familien- und Erbrecht: Naher
Osten und Mittlerer Osten, Afrika und Asien, Nr. 6,
Frankfurt/ M. u.a., 2005

KG. Az. 10 U 286/05 v. 16.10.06. ›Ägypt. Ges. Nr.
117/1983 für den Schutz von archäologischenGegen-
ständen Artt. 1, 6, 26 Satz 1; EGBGB Artt. 6, 43 Abs.
1; BGB §§ 861 Abs. 1, 985, 1007 Abs. 1; ZPO §§ 286,
293, 294, 415, 417, 418, 437 Abs. 1, 935, 940. Nach
Art. 6 des ägypt. Ges. Nr. 117/1983 für den Schutz
von archäologischen Gegenständen sind alle archäo-
logischen Gegenstände als öffentliches Eigentum an-
zusehen, mit Ausnahme von awqaf (Anwesen reli-
giöser Stiftungen). Nach Art. 26 Satz 1 des ägyp. Ges.
Nr. 117/1983 hat die Behörde für bewegliche Monu-
mente Register über Antiquitäten zu führen. Art. 1
des ägypt. Ges. Nr. 117/1983 definiert den Begriff
der Antiquität. Der Zeitpunkt der Registrierung als
Antiquität richtet sich nach Art. 26 Satz 1 des ägypt.
Ges. Nr. 117/1983.‹, IPRspr. 2006 Nr. 42
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C. Verfahrensrecht (inkl.
Schiedsgerichtsbarkeit)
C.I.1. Gesetzestexte und Texte von
Staatsverträgen
Krüger, Hilmar. ›Gesetzesübersichten: Arabische
Staaten‹, BfAI: AWSt, Bestell-Nr.: 7056, 7. Aufl.,
Köln, 1999

C.II. Gesamtdarstellungen; Allgemeines
Hök, Götz-Sebastian. ›Einführung in das ägyptische
Handels- und Zivilprozeßrecht‹, RIW/AWD 1986, S.
614-619

C.III. Internationale Zuständigkeit
OLG Braunschweig. Az. 1 WF 123/84 v. 18.12.84.
›Ägypt. ZPO Art. 28; liban. Ges. Nr. 73/67 vom
19.12.1967. Nach der ägypt. ZPOArt. 28 sind die Ge-
richte der Republik Ägypten zuständig, Klagen zu
entscheiden, die gegen einen Ägypter erhoben wer-
den, auch wenn er weder Wohnsitz noch Aufenthalt
in Ägypten besitzt. Infolge dieser ausschließlichen
Zuständigkeit bei Klagen gegen einen Ägypter
kommt eine Anerkennung ausländischer Schei-
dungsurteile nicht in Betracht. Voraussetzung einer
Anerkennung eines ausländischen Scheidungsurteils
im Libanon ist vor allem, daß das Gericht des Urteils-
staates das religiöse Recht angewendet hat, das auch
das libanesische religiöse Gericht hätte anwenden
müssen.‹, IPRspr. 1984 Nr. 163 = FamRZ 1985, S.
1145 = Nds.Rpfl. 1985, S. 42

C.IV.1. Anerkennung ausländischer
Entscheidungen in Deutschland
BayObLG. Az. BReg. 1 Z 41/81 v. 30.11.81. ›Fam-
RÄndGArt. 7 §§ 1, 2; EGBGB Artt. 17, 30; ägypt. De-
kret-Ges. Nr. 25 v. 10.3.1929 ergänzt durch das Ges.
Nr. 44 v. 17.6.1979 Art. 5 a. Eine private Eheschei-
dung nach ägyptisch-hanefitischem Recht (Versto-
ßung/talaq), die ohne Wissen und gegen Willen der
in Deutschland befindlichen Ehefrau in Ägypten
durchgeführt worden ist und der die Ehefrau im An-
erkennungsverfahren widersprochen hat, ist nicht
anerkennungsfähig, wenn die Ehefrau selbst die
Scheidung vor einem deutschen Gericht erstrebt.‹,
IPRspr. 1981 Nr. 193 = BayObLGZ 1981, 353 =
IPRax 1982, S. 104 = FRES 11, 256 = NJW 1982, S.
1949 (LS) = FamRZ 1982, S. 296 = Bay.JMBl. 1982,
S. 47

C.IV.2. Anerkennungsvoraussetzungen in dem
genannten Land
Börner, Andreas. ›Anerkennung und Vollstreckung
ausländischer zivilrechtlicher Titel in Syrienmit Hin-
weisen auf das Recht anderer arabischer Staaten und
Schlußfolgerungen für die Behandlung syrischer zi-
vilrechtlicher Titel in Deutschland‹, Abhandlungen
zum Recht der Internationalen Wirtschaft, Bd. 38;
zugl. Diss. München 1994, Heidelberg, 1996

Elwan, Omaia/ Menhofer, Bruno/ Otto, Dirk (Hrsg.).
›Ägypt. ZPO von 1949 Artt. 881, 882; ägypt. ZPO von
1968 Artt. 248, 249, 251, 252, 254, 256, 298; ägypt.
ZPO i.d.F. des Gesetzes Nr. 13/1973 Artt. 248, 249,
263, 264, 269; ägypt. Gesetz Nr. 1/2000 Artt. 1, 4,
56, 62, 63; ägypt. Règlement von 1931 Art 99; deut-
sche ZPO § 328. 1. Vorläufige Vollstreckbarkeit und
Rechtsmittelzug im ägyptischen Recht. 2. Keine An-
erkennungsfähigkeit ausländischer Urteile bei entge-
genstehender inländischer Entscheidung. 3. Ehere-
gistrierung als Klagbarkeitsvoraussetzung nach ägyp-
tischem Recht‹, in: Elwan, Omaia/ Menhofer, Bruno/
Otto, Dirk (Hrsg.), Gutachten zum ausländischen
Familien- und Erbrecht: Naher Osten und Mittlerer
Osten, Afrika und Asien, Nr. 2, Frankfurt/ M., 2005

Fadlalla, Mohamed. ›Die Problematik der Anerken-
nung ausländischer Gerichtsurteile - Beiträge zum
Internationalen Zivilprozessrecht und zur Schiedsge-
richtsbarkeit‹, Marburg, 2004

OLG Braunschweig. Az. 1 WF 123/84 v. 18.12.84.
›Ägypt. ZPO Art. 28; liban. Ges. Nr. 73/67 vom

19.12.1967. Nach der ägypt. ZPOArt. 28 sind die Ge-
richte der Republik Ägypten zuständig, Klagen zu
entscheiden, die gegen einen Ägypter erhoben wer-
den, auch wenn er weder Wohnsitz noch Aufenthalt
in Ägypten besitzt. Infolge dieser ausschließlichen
Zuständigkeit bei Klagen gegen einen Ägypter
kommt eine Anerkennung ausländischer Schei-
dungsurteile nicht in Betracht. Voraussetzung einer
Anerkennung eines ausländischen Scheidungsurteils
im Libanon ist vor allem, daß das Gericht des Urteils-
staates das religiöse Recht angewendet hat, das auch
das libanesische religiöse Gericht hätte anwenden
müssen.‹, IPRspr. 1984 Nr. 163 = FamRZ 1985, S.
1145 = Nds.Rpfl. 1985, S. 42

Spellenberg, Ulrich. ›EGBGB - Internationales Ver-
fahrensrecht in Ehesachen (§§ 606 ff ZPO, Rz. 249);
Länderberichte‹, in: Julius von Staudinger, Kommen-
tar zum BGB mit Einführungsgesetz und Nebenge-
setzen, 12. Aufl., Berlin, 1990

C.V. Verfahren und Beweis
Bälz, Kilian. ›Die Popularklage zur Verteidigung
der „Rechte Gottes“: Hisba im heutigen Ägypten‹,
VRÜ 1998, S. 60-69

Bälz, Kilian. ›Eheauflösung aufgrund von Apostasie
durch Popularklage: der Fall Abu Zayd (zu Appella-
tionsgericht Kairo, 14.6.1995 - E. 287/111)‹, IPRax
1996, S. 353-356

Elwan, Omaia/ Menhofer, Bruno/ Otto, Dirk (Hrsg.).
›Ägypt. ZPO von 1949 Artt. 881, 882; ägypt. ZPO von
1968 Artt. 248, 249, 251, 252, 254, 256, 298; ägypt.
ZPO i.d.F. des Gesetzes Nr. 13/1973 Artt. 248, 249,
263, 264, 269; ägypt. Gesetz Nr. 1/2000 Artt. 1, 4,
56, 62, 63; ägypt. Règlement von 1931 Art 99; deut-
sche ZPO § 328. 1. Vorläufige Vollstreckbarkeit und
Rechtsmittelzug im ägyptischen Recht. 2. Keine An-
erkennungsfähigkeit ausländischer Urteile bei entge-
genstehender inländischer Entscheidung. 3. Ehere-
gistrierung als Klagbarkeitsvoraussetzung nach ägyp-
tischem Recht‹, in: Elwan, Omaia/ Menhofer, Bruno/
Otto, Dirk (Hrsg.), Gutachten zum ausländischen
Familien- und Erbrecht: Naher Osten und Mittlerer
Osten, Afrika und Asien, Nr. 2, Frankfurt/ M., 2005

Grapentin, Sabine. ›Das Markenrecht in Ägypten
unter Berücksichtigung zivilprozessualer Aspekte‹,
Schriftenreihe zum gewerblichen Rechtsschutz, Bd.
107; zugl. Diss. München 1998, Köln u.a., 1999

Henninger, Michael. ›Die Frage der Beweislast im
Rahmen des UN-Kaufrechts. Zugleich eine rechts-
vergleichende Grundlagenstudie zur Beweislast‹,
Rechtswissenschaftliche Forschung und Entwick-
lung, Bd. 448; zugl. Diss. München 1994, München,
1995

N.N. ›Ägypten: Rechtsverfolgung (vgl. DIV-Gut-
achten in ZBlJugR 1986, S. 104)‹, ZfJ 1990, S. 72-73

C.VI. Schiedsgerichtsbarkeit und
Schiedsvertrag
Adolphsen, Jens/ Schmalenberg, Franziska. ›Islami-
sches Recht als materielles Recht in der Schiedsge-
richtsbarkeit?‹, SchiedsVZ 2007, S. 57-64

Börner, Andreas. ›Anerkennung und Vollstreckung
ausländischer zivilrechtlicher Titel in Syrienmit Hin-
weisen auf das Recht anderer arabischer Staaten und
Schlußfolgerungen für die Behandlung syrischer zi-
vilrechtlicher Titel in Deutschland‹, Abhandlungen
zum Recht der Internationalen Wirtschaft, Bd. 38;
zugl. Diss. München 1994, Heidelberg, 1996

Ellaboudi, Mohamed. ›Schiedsgerichtsbarkeit in
Ägypten‹, Studien zur Rechtswissenschaft, Bd. 189;
zugl. Diss. Erlangen-Nürnberg 2006, Hamburg, 2006

Vogl, Thorsten. ›Schiedsgerichtsbarkeit im Mittel-
meerraum‹, SchiedsVZ 2010, S. 32-41

C.VIII. Insolvenz-, Vergleichs- und
Zwangsvollstreckungsrecht
Elwan, Omaia/ Menhofer, Bruno/ Otto, Dirk (Hrsg.).
›Ägypt. ZPO von 1949 Artt. 881, 882; ägypt. ZPO von
1968 Artt. 248, 249, 251, 252, 254, 256, 298; ägypt.
ZPO i.d.F. des Gesetzes Nr. 13/1973 Artt. 248, 249,
263, 264, 269; ägypt. Gesetz Nr. 1/2000 Artt. 1, 4,
56, 62, 63; ägypt. Règlement von 1931 Art 99; deut-
sche ZPO § 328. 1. Vorläufige Vollstreckbarkeit und
Rechtsmittelzug im ägyptischen Recht. 2. Keine An-
erkennungsfähigkeit ausländischer Urteile bei entge-
genstehender inländischer Entscheidung. 3. Ehere-
gistrierung als Klagbarkeitsvoraussetzung nach ägyp-
tischem Recht‹, in: Elwan, Omaia/ Menhofer, Bruno/
Otto, Dirk (Hrsg.), Gutachten zum ausländischen
Familien- und Erbrecht: Naher Osten und Mittlerer
Osten, Afrika und Asien, Nr. 2, Frankfurt/ M., 2005

C.IX. Sonstiges
Bentlage, Björn. ›Protest im Anzug. Der Ägyptische
Richterclub und der Konflikt mit dem Justizministe-
rium, 2000-2007‹, Bonner islamwissenschaftliche
Hefte, Bd. 12, Hamburg, 2008

Albanien

A. Internationales Privatrecht
A.III.2.a. Vertragsrecht
Knieper, Judith. ›Der Rechtsweg Albaniens nach Eu-
ropa - ein Schritt dahin: Die Konvention über das in-
ternationale Kaufrecht‹, WiRO 2010, S. 175-177

A.IV.3.c. Verwandtschaftsrecht (inkl.
Kindschaftsrecht)
Freiburg (Gutachten). ›Alban. IPR-G Artt. 5, 10, 31;
alban. Familiengesetzbuch (FGB) Artt. 48, 49, 59; Ge-
setz Nr. 7650 über die Adoption von Minderjährigen
durch Ausländer und einige Änderungen des Famili-
engesetzbuches vom 17.12.1992 (AdoptionsÄndG)
Art.16; EGBGB Artt. 3 Abs. 2, 4 Abs. 1, 10, 21, 22,
23; BGB §§ 1747, 1749, 1757, 1767, 1768 Abs. 1, 1770,
1772; FGG § 43b Abs. 1. 1. Zur internationalen
Adoptionszuständigkeit im Verhältnis zu Albanien.
2. Zur Maßgeblichkeit deutschen Rechts für die
Adoption eines Volljährigen albanischen Staatsange-
hörigen durch eine deutsche Staatsangehörige. 3. Zur
Maßgeblichkeit und zum Inhalt albanischen Rechts
als Zustimmungsstatut. 4. Zur Unerheblichkeit des
Verbots der Erwachsenenadoption nach albani-
schem Recht bei deutschem Adoptionsstatut. 5. Zu
den namensrechtlichenWirkungen einer solchen Er-
wachsenenadoption.‹, IPG 2003-2004 Nr. 29

A.V.1. Gesamtdarstellungen; Allgemeines
Ehricke, Ulrich. ›Grundzüge des albanischen Au-
ßenwirtschaftsrechts‹, IWB 1989, Fach 5, Albanien,
Gruppe 3, S. 5-10

A.V.4. Gesellschaftsrecht
Drobnig, Ulrich. ›Das internationale Gesellschafts-
recht nach der Privatisierung der Wirtschaft in den
osteuropäischen Ländern‹, in: Christian von Bar
(Hrsg.), Perspektiven des IPR nach dem Ende der
Spaltung Europas, Osnabrücker Rechtswissenschaft-
liche Abhandlungen, Bd. 37, S. 111-124, Köln u.a.,
1993

B. Sachrecht
B.I.1. Gesetzestexte und Texte von
Staatsverträgen
Bernhard, Peter. ›Albanien auf demWeg zurMarkt-
wirtschaft: Das „Gesetz über Grund und Boden“ vom
19.07.1991‹, RIW/AWD 1992, S. 23-29

Brunner, Georg/ Schmid, Karin/ Westen, Klaus.
›Wirtschaftsrecht der osteuropäischen Staaten -
WOS. Systematische Sammlung der Rechtsetzungs-
akte. (Loseblattsammlung)‹, Baden-Baden, 1991

9

Albanien



© sellier. european law publishers 
www.sellier.de

Halili, Gent. ›Joint ventures in der Sozialistischen
Volksrepublik Albanien‹, IPRax 1991, S. 202-204

Löwenstein, Michael Prinz zu. ›Albanien: Erster Teil
des Handelsgesetzbuchs und Gesetz über Handelsge-
sellschaften‹, WiRO 1994, S. 348-358

Schmidt-Neke, Michael (Übers.). ›Gesetz Nr. 7756
vom 11. Oktober 1993 über die Presse‹, WGO 1994,
S. 96-105

Stoppel, W. (Übers.). ›Gesetz Nr. 7764 über auslän-
dische Investitionen vom 2.November 1993 - Auszug
-‹, in: Herwig Roggemann (Hrsg.), Eigentum in Ost-
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Klaiber, Sven/ Ranjbar, Reza. ›Die Forderungsabtre-
tung in den MENA-Staaten‹, RIW/AWD 2007, S.
522-529

Seifert, Jörg. ›Rücktritt wegen Nichterfüllung nach
dem Vertragsrecht arabischer Staaten‹, RIW/AWD
1998, S. 464-468

B.III.2.b. Deliktsrecht
Neidhart, Hermann. ›Straßenverkehrsrecht in den
Maghreb-Ländern. Kfz-Unfälle und Sanktionen in
Tunesien, Marokko und Algerien‹, DAR 2009, S.
566-573

B.III.3. Sachenrecht
Seidl-Hohenveldern, Ignaz. ›Entschädigungslose
Entziehung eines Gebäudes in Algerien (Urt.Anm.)‹,
RIW/AWD 1985, S. 413-415

Strauch, Joachim. ›Der Eigentumsvorbehalt beiWa-
renlieferungen in das Ausland. Die Regelungen in
wichtigen Exportländern‹, 7. Aufl., Offenbach/ M.,
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Stumpf, Herbert (Hrsg.). ›Eigentumsvorbehalt und
Sicherungsübertragung imAusland: Recht derMobi-
liarsicherheiten im Ausland‹, RIW-Schriftenreihe,
Bd. 8, 5. Aufl., Heidelberg, 1988

B.IV.1. Gesamtdarstellungen; Allgemeines
Kuske, Silvia. ›Reislamisierung und Familienrecht
in Algerien. Der Einfluß des malikitischen Rechts
auf den „Code Algérien de la famille“‹, Islamkundli-
che Untersuchungen, Bd. 205, Berlin, 1996

B.IV.3.a. Gesamtdarstellungen; Allgemeines
Forstner, Martin. ›Das neue algerische Ehe- und
Kindschaftsrecht - Gesetz und soziale Wirklichkeit‹,
Teil 1: StAZ 1987, S. 197-221; Teil 2: StAZ 1987, S.
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Nelle, Dietrich. ›Familienrechtliche Modernisierung
und islamische Bioethik im neuen Familiengesetz-
buch von Algerien‹, StAZ 2005, S. 289-295

Nelle, Dietrich. ›Neue familienrechtliche Entwick-
lungen im Maghreb (Marokko, Algerien, Lybien,
Mauretenien und Tunesien)‹, StAZ 2004, S. 253-269

B.IV.3.b. Eherecht
AGBonn. Az. 36 III 91/81 - 94/81 v. 02.12.81. ›EheG
§ 15; PStG § 47. Eine vor demMufti in Köln geschlos-
sene Ehe zwischen algerischen Staatsangehörigen ist
für den deutschen Rechtsbereich nicht gültig, da der
Mufti zu Eheschließungen nicht ermächtigt ist.‹,
StAZ 1982, S. 245

Berlin (Gutachten). v. 11.10.82. ›Alg. Cc Artt. 1, 12;
alg. Ordonnance über den Personenstand Artt. 91,
95; alg. C.proc.civ. Art. 325. 1. Zum Zustand des Fa-
milienrechts in Algerien. 2. Anerkennung deutscher
Ehescheidungen in Algerien. 3. Ehescheidungsstatut
nach algerischem Recht. 4. Eheschließungsstatut
nach algerischem Recht.‹, IPG 1982 Nr. 37

Ebert, Hans-Georg. ›Das Personalstatut arabischer
Länder. Problemfelder, Methoden, Perspektiven.
Ein Beitrag zum Diskurs über Theorie und Praxis
des islamischen Rechts‹, Leipziger Beiträge zur Ori-
entforschung, Bd. 7, Frankfurt/ M. u.a., 1996

Elwan, Omaia/ Menhofer, Bruno/ Otto, Dirk (Hrsg.).
›Alger. ZGB Artt. 6-8, 11, 12, 13, 19; alger. Gesetz Nr.
62/157 Art. 2; alger. Gesetz Nr. 84/11 vom 9.6.1984
Artt. 8, 9, 18, 23; alger. Verordnung Nr. 70/20 vom
19.02.1970 Artt. 71, 73, 74; alger. Code pénal Artt.
323, 330, 331, 337-339; ägypt. Cc Art. 14; franz. Cc
Art. 3; EGBGB Art. 13. 1. Alger. IPR. 2. Eheschlie-
ßung nach algerischem Sachrecht. 3. Zivil- und straf-
rechtliche Folgen der Polygamie‹, in: Elwan, Omaia/
Menhofer, Bruno/ Otto, Dirk (Hrsg.), Gutachten
zum ausländischen Familien- und Erbrecht: Naher
Osten und Mittlerer Osten, Afrika und Asien, Nr. 1,
Frankfurt/ M., 2005

Ksiks, Fadlallah. ›Wie man islamisch heiratet. Die
islamische Ehe nach der Rechtsteilung von Qur'an
und Sunna‹, Düsseldorf, 2010

OLG Köln. Az. 27 WF 104/01 v. 16.05.01. ›Alger.
Familiengesetzbuch (FGB) Artt. 48, 53, 54; EGBGB
Art. 6. Gemäß Art. 48 des Gesetzes Nr. 84-11 vom
09.06.1984 über das Familiengesetzbuch erfolgt die
Scheidung nach algerischem Recht durch Willenser-
klärung des Ehemannes, durch gegenseitiges Einver-
nehmen oder auf Antrag der Ehefrau innerhalb der
Schranken der Artt. 53, 54 alger. FGB. Dabei bedarf
der Mann für die Verstoßungserklärung keines
Grundes, während die Ehefrau nur in den engen
Grenzen der Artt. 53, 54 alger. FGB die Scheidung
verlangen kann.‹, IPRspr. 2001Nr. 65 = FamRZ 2002,
S. 166 = NJWE-FER 2001, S. 308

OLG Rostock. Az. 10 WF 69/05 v. 07.11.05. ›Genfer
Flüchtlingskonvention Art. 12 Abs. 1; Alg. FamGB v.
9.6.1984 (alg. FamGB) Artt. 4 Satz 2, 48 Satz 2, 53;
EGBGB Artt. 6, 14 Abs. 1 Nr. 1, 17 Abs. 1; AsylVfG
§ 2Abs. 2; BGB §§ 1564, 1565, 1566 Abs. 2; GGArt. 3.
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talaq) die Scheidung herbeiführen. Der Scheidungs-
antrag der Ehefrau ist nur unter den engen Voraus-
setzungen des Art. 53 alg. FamGB zulässig. Nach Art.
4 Satz 2 alg. FamGB beruht die Ehe auf „Zuneigung,
Sanftmut und gegenseitigem Beistand“.‹, IPRspr.
2005 Nr. 59

OLG Zweibrücken. Az. 2 UF 1/98 v. 11.12.98.
›EGBGB Artt. 6, 18 Abs. 1, 4; BGB §§ 1361, 1601;
ZPO §§ 322, 318. Nach algerischem Recht steht der
geschiedenen Ehefrau nach der gesetzlichen Warte-
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FamRZ 2000, S. 32-33 =NJWE-FER 1999, S. 228-229

OLGZweibrücken. Az. 2 UF 132/95 v. 05.07.96. ›Al-
ger. FamGB Artt. 78, 79; EGBGB Art. 18 Abs. 7; ZPO
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halts die Lage der Ehegatten und deren Lebensum-
stände zu berücksichtigen. Gem. Art. 78 alger.
FamGB besteht der Unterhalt in der Ernährung, der
Kleidung, der ärztlichen Versorgung, der Unterbrin-

gung oder entsprechender Miete sowie all demjeni-
gen, was nach Brauch undGewohnheit als notwendig
angesehen wird. Das alger. Recht stellt somit auf den
tatsächlichen Bedarf der Ehegatten und die konkre-
ten Lebensumstände ab. Für die Zeit nach Ablauf
der gesetzlichenWartezeit bis zu einerWiederverhei-
ratung (dreiMonate) steht der Frau nach alger. Recht
kein Anspruch auf nachehelichen Unterhalt zu.‹,
FamRZ 1997, S. 93-95

OVG des Saarlandes. Az. 1 W 8/01 v. 18.01.02.
›EMRK Art. 8; Alg. Familiengesetzbuch Artt. 18, 22;
EGBGB Art. 13 Abs. 3 Satz 1; BGB § 1310; GG Art. 6
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Beamten errichtet werden. Art. 22 des alg. Familien-
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voraussetzungen nach den gesetzlichen Bestimmun-
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Scholz, Peter. ›Islam-rechtliche Eheschließung und
deutscher ordre public‹, StAZ 2002, S. 321-334

B.IV.3.c. Verwandtschaftsrecht (inkl.
Kindschaftsrecht)
AG Essen. Az. 20 C 416/84 v. 25.10.85. ›Alg. ZGB
Art. 10 Abs. 1 Satz 1. 1. Das algerische Familienrecht
trifft keine Unterscheidung zwischen ehelichen und
nichtehelichen Kindern, sondern nur eine Unter-
scheidung zwischen Kindern aus einer „legitimen“
und solcher aus einer „illegitimen“Geschlechtsbezie-
hung. 2. Das alg. Kollisionsrecht verweist in Kind-
schaftssachen, bei verschiedenem Heimatrecht von
Kind und Vater, auf das Heimatrecht des als „Vater“
in Betracht kommenden Mannes.‹, IPRspr. 1985 Nr.
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AG Hamburg. Az. 60 III 281/63 v. 20.12.85. ›1. Das
islamische Recht kennt zwar keine Legitimation
durch nachfolgende Eheschließung, ein Kind kann
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Nr. 105A = DAVorm 1987, S. 286

Boehm, Ana-Sabine. ›Maghreb-Staaten (Marokko,
Algerien, Tunesien). Sieben Fragen zur Geltendma-
chung von Unterhalt‹, JAmt 2007, S. 24-25
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EGBGB Artt. 22 (a.F.), 30 (a.F.), 220; PStG § 31.
Zur Anwendung des Art. 30 EGBGB (a.F.) im Zu-
sammenhang mit der Legitimation eines nichteheli-
chen Kindes durch den ausländischen (hier: algeri-
schen) Vater.‹, FamRZ 1989, S. 143-145 = NJW 1989,
S. 1275

DIV-Gutachten v. 16.06.1994; Az. LA4. ›Algerien:
Vaterschaftsanerkennung‹, ZfJ 1994, S. 435

DIV-Gutachten v. 27.04.1992, Az. LA 4. ›Algerien:
Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen‹, ZfJ
1992, S. 438-439

DIV-Gutachten v. 30.10.1987, Az. LA 4. ›Algerien:
Unterhaltsansprüche gegen einen Vater, der in Alge-
rien Wehrdienst leistet‹, ZfJ 1988, S. 39

KG. Az. 3 UF 7118/88 v. 12.07.89. ›MSA; EUGVÜ;
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Unterschiede, Einsatz der Arbeitskraft, Umfang der
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LG Hamburg. Az. 1 T 155/83 v. 28.07.83. ›Die Le-
gitimanerkennung eines deutschen Kindes durch sei-
nen algerischen Vater nach islamischem Recht ist als
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Ehelicherklärung zu qualifizieren.‹, IPRspr. 1983 Nr.
105 = HaSta 1984, S. 8

Menhofer, Bruno. ›Das grenzüberschreitende Be-
suchsrecht in europäisch- islamischen Kindschafts-
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(1987), S. 171-226

B.V.3. Handels-, Transport- und
Versicherungsrecht
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klassischen Islamrecht und das geltende Gesell-
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B.V.5. Urheberrecht und gewerblicher
Rechtsschutz
Fink, Elisabeth (Übers.). ›Verordnung Nr. 98-68
vom 21.2.1998 über die Errichtung und das Statut
desNationalen Algerischen Instituts für gewerbliches
Eigentum (INAPI)‹, PMZ 2000, S. 82-84

B.VI.3. Islam
Bälz, Kilian Rudolf. ›Islamisches Kreditwesen. Reli-
gion, Wirtschaft und Recht im Islam‹, ZVglRWiss 3
(2010), S. 272-292

Dilger, Konrad. ›Die Stärkung des islamischen
Rechts in Afrika als Folge der Emanzipation afrikani-
scher Staaten der Arabischen Liga‹, Jb.f.Afr.R. 1
(1980), S. 53-73

Ebert, Hans-Georg. ›Das Personalstatut arabischer
Länder. Problemfelder, Methoden, Perspektiven.
Ein Beitrag zum Diskurs über Theorie und Praxis
des islamischen Rechts‹, Leipziger Beiträge zur Ori-
entforschung, Bd. 7, Frankfurt/ M. u.a., 1996

Kellner, Martin. ›Islamische Rechtsmeinungen zu
medizinischen Eingriffen an den Grenzen des Le-
bens. Ein Beitrag zur kulturübergreifenden Bioethik‹,
Mitteilungen zur Sozial- und Kulturgeschichte der is-
lamischenWelt, Bd. 29; zugl. Diss.Wien 2007,Würz-
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Kuske, Silvia. ›Reislamisierung und Familienrecht
in Algerien. Der Einfluß des malikitischen Rechts
auf den „Code Algérien de la famille“‹, Islamkundli-
che Untersuchungen, Bd. 205, Berlin, 1996

Rohe, Mathias. ›Das islamische Recht. Geschichte
und Gegenwart‹, 2. Aufl., München, 2009

C. Verfahrensrecht (inkl.
Schiedsgerichtsbarkeit)
C.I.1. Gesetzestexte und Texte von
Staatsverträgen
Krüger, Hilmar. ›Gesetzesübersichten: Arabische
Staaten‹, BfAI: AWSt, Bestell-Nr.: 7056, 7. Aufl.,
Köln, 1999

C.I.3.a. Ratifikation
Sachs, Klaus. ›Das bilaterale französisch-algerische
Schiedsabkommen vom 27. März 1983 - Ein Muster
auch für andere Staaten?‹, IPRax 1986, S. 309-313

C.III. Internationale Zuständigkeit
Klaiber, Sven. ›Neues internationales Zivilprozess-
und Schiedsrecht in Algerien‹, IPRax 2010, S. 87-90

C.IV.1. Anerkennung ausländischer
Entscheidungen in Deutschland
OLGZweibrücken. Az. 2 UF 132/95 v. 05.07.96. ›Al-
ger. FamGB Artt. 78, 79; EGBGB Art. 18 Abs. 7; ZPO
§ 328; FamRÄndG Art. 7 § 1 Abs. 1 S. 3. Nach Art. 79
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halts die Lage der Ehegatten und deren Lebensum-
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Kleidung, der ärztlichen Versorgung, der Unterbrin-
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tatsächlichen Bedarf der Ehegatten und die konkre-
ten Lebensumstände ab. Für die Zeit nach Ablauf
der gesetzlichenWartezeit bis zu einerWiederverhei-
ratung (dreiMonate) steht der Frau nach alger. Recht
kein Anspruch auf nachehelichen Unterhalt zu.‹,
FamRZ 1997, S. 93-95

C.IV.2. Anerkennungsvoraussetzungen in dem
genannten Land
Berlin (Gutachten). v. 11.10.82. ›Alg. Cc Artt. 1, 12;
alg. Ordonnance über den Personenstand Artt. 91,
95; alg. C.proc.civ. Art. 325. 1. Zum Zustand des Fa-
milienrechts in Algerien. 2. Anerkennung deutscher
Ehescheidungen in Algerien. 3. Ehescheidungsstatut

nach algerischem Recht. 4. Eheschließungsstatut
nach algerischem Recht.‹, IPG 1982 Nr. 37

Klaiber, Sven. ›Neues internationales Zivilprozess-
und Schiedsrecht in Algerien‹, IPRax 2010, S. 87-90

Spellenberg, Ulrich. ›EGBGB - Internationales Ver-
fahrensrecht in Ehesachen (§§ 606 ff ZPO, Rz. 249);
Länderberichte‹, in: Julius von Staudinger, Kommen-
tar zum BGB mit Einführungsgesetz und Nebenge-
setzen, 12. Aufl., Berlin, 1990

C.VI. Schiedsgerichtsbarkeit und
Schiedsvertrag
Ben Abderrahmane, Dahmane. ›Das neue algerische
internationale Schiedsrecht‹, IPRax 1994, S. 313-318

Klaiber, Sven. ›Neues internationales Zivilprozess-
und Schiedsrecht in Algerien‹, IPRax 2010, S. 87-90

Krüger, Hilmar. ›Probleme des algerischen interna-
tionalen Vertrags- und Schiedsrechts‹, in: K.-H.
Böckstiegel (Hrsg.), Vertragspraxis u. Streiterledi-
gung im Wirtschaftsverkehr mit arab. Staaten,
Schriftenreihe d. Dt. Inst. f. Schiedsgerichtswesen,
Bd. 2, S. 17-60, Köln u.a., 1981

C.VII. Zustellung
DIV-Gutachten v. 16.06.1994; Az. LA4. ›Algerien:
Vaterschaftsanerkennung‹, ZfJ 1994, S. 435

Andorra

A. Internationales Privatrecht
A.II. Allgemeine Einführungen und
Gesamtdarstellungen
Rau, Hans. ›Internationales Privat- und Prozeß-
recht in Andorra‹, RabelsZ 53 (1989), S. 207-244

A.III.2.b. Deliktsrecht
Neidhart, Hermann. ›Wenn es in Liechtenstein, An-
dorra oder Gibraltar kracht. Gilt europäisches, natio-
nales oder autonomes Recht - oder von jedem et-
was?‹, DAR 2009, S. 770-771

B. Sachrecht
B.III.2.b. Deliktsrecht
Neidhart, Hermann. ›Unfall im Ausland. Band 2:
West-Europa‹, 5. Aufl., Bonn, 2007

Neidhart, Hermann. ›Wenn es in Liechtenstein, An-
dorra oder Gibraltar kracht. Gilt europäisches, natio-
nales oder autonomes Recht - oder von jedem et-
was?‹, DAR 2009, S. 770-771

Neidhart, Hermann. ›Unfall im Ausland. Schadens-
regulierung für 44 Länder von Albanien bis Zypern:
Abwicklung von Sach- und Personenschäden, An-
waltskosten, Haftungsgrundlagen, Versicherungs-
recht und Regulierungspraxis, außergerichtliche
und gerichtliche Wege zum Schadensersatz‹, Mün-
chen, 1995

Neidhart, Hermann. ›Unfallabwicklung in den eu-
ropäischen Kleinstaaten‹, DAR 1990, S. 400

B.IV.3.a. Gesamtdarstellungen; Allgemeines
Breuer, Kai. ›Ehe- und Familiensachen in Europa.
Das internationale Mandat mit Länderberichten‹,
FamRZ-Buch, Bd. 26, Bielefeld, 2008

B.V.1. Gesamtdarstellungen; Allgemeines
Zwernemann, Dieter. ›Informationshandbuch
Wirtschaftsrecht, Bd. 1: Die Staaten Europas‹, Mün-
chen, 1991

B.V.3. Handels-, Transport- und
Versicherungsrecht
Neidhart, Hermann. ›Unfall im Ausland. Schadens-
regulierung für 44 Länder von Albanien bis Zypern:
Abwicklung von Sach- und Personenschäden, An-
waltskosten, Haftungsgrundlagen, Versicherungs-
recht und Regulierungspraxis, außergerichtliche
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und gerichtliche Wege zum Schadensersatz‹, Mün-
chen, 1995

Zwernemann, Dieter. ›Andorra‹, in: Klaus Detzer
(Hrsg.), Ausländisches Recht der Handelsvertreter
und Vertragshändler, Schriftenreihe Recht der Inter-
nationalenWirtschaft, Bd. 54, S. 38, Heidelberg, 1997

B.V.4. Gesellschaftsrecht
Herberstein, Gabriele (Hrsg.). ›Die GmbH in Europa
- 50 Länder im Vergleich‹, 2. Aufl., Wien, 2001

B.V.7. Zahlungsverkehr, Wertpapiere und
Bankgeschäfte
LG Frankfurt/ M. Az. 3/2 O 145/90 v. 04.02.94.
›ScheckG Artt. 12, 63 f. Die Zivilgerichte Andorras
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C. Verfahrensrecht (inkl.
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C.II. Gesamtdarstellungen; Allgemeines
Rau, Hans. ›Internationales Privat- und Prozeß-
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Rau, Hans. ›Zahlungseinstellung und Konkurs in
Andorra‹, RIW/AWD 1990, S. 881-887
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A.I.1. Gesetzestexte und Texte von
Staatsverträgen
Hartard,Matthias (Übers.). ›Zivilgesetzbuch. Buch I
- Allgemeiner Teil, Titel I - Die Gesetze, ihre Inter-
pretation und Anwendung, Kapitel III, Rechte der
Ausländer und Gesetzeskollisionen‹, Jan Kropholler
u.a. (Hrsg.), Außereuropäische IPR-Ge, S. 36-75,
Hamburg, Würzburg, 1999

A.IV.3.b. Eherecht
München (Gutachten). v. 28.07.81. ›Angol. Gesetz
Nr. 52/1976 vom 2.7.1976 Artt. 2, 6; port. Cc Artt.
1778, 1792. 1. Angolanisches Staatsangehörigkeits-
recht. 2. Scheidungsvoraussetzungen nach angolani-
schem Recht. 3. Weitergelten vorrevolutionären
Rechts in Angola. 4. Scheidungsstatut nach angolani-
schem IPR. 5. Scheidungsvoraussetzungen nach port.
Recht und Scheidungsstatut nach port. IPR.‹, IPG
1980-81 Nr. 30

B. Sachrecht
B.I.1. Gesetzestexte und Texte von
Staatsverträgen
Jayme, Erik. ›Angola: Neues Staatsangehörigkeits-
recht‹, StAZ 2008, S. 51-53

N.N. ›Staatsangehörigkeitsgesetz Nr. 2/84 vom
07.02.1984‹, StAZ 1984, S. 220-221

N.N. ›Staatsangehörigkeitsgesetz vom 10.11.1975‹,
StAZ 1981, S. 29

N.N. ›Ehescheidungsgesetze (1976 und 1978)‹, StAZ
1982, S. 50-51

B.II. Allgemeine Einführungen und
Gesamtdarstellungen
Denissow, W. N. ›Rechtssysteme in Entwicklungs-
ländern‹, Berlin (Ost), 1981

B.IV.3.b. Eherecht
AG Wennigsen/ Deister. Az. 7 F 12/81 v. 14.10.81.
›Verf. der VR Angola Art. 58; port. Cc Artt. 55 Abs.
1 i.V.m. 55 Abs. 2; angol. Ges. Nr. 53/1976 und Nr. 9/
1978; port. Cc Artt. 1792 i.V.m. 1778; Ges. v.
30.7.1969 der UdSSR Art. 34. 1. Zu den Vorausset-
zungen einer Ehescheidung nach angolanischem

Recht. 2. Sowohl die Gesetze der VR Angola als auch
der UdSSR lassen innerhalb eines an sich bestehen-
den gesetzlichen Gewaltverhältnisses gerichtliche
oder behördliche Eingriffe hinsichtlich der Regelung
der elterlichen Sorge nach Scheidung zu. 3. Nach Art.
58 der angolanischen Verfassung ist das portugiesi-
sche IPR anwendbar.‹, IPRspr. 1981 Nr. 102

München (Gutachten). v. 28.07.81. ›Angol. Gesetz
Nr. 52/1976 vom 2.7.1976 Artt. 2, 6; port. Cc Artt.
1778, 1792. 1. Angolanisches Staatsangehörigkeits-
recht. 2. Scheidungsvoraussetzungen nach angolani-
schem Recht. 3. Weitergelten vorrevolutionären
Rechts in Angola. 4. Scheidungsstatut nach angolani-
schem IPR. 5. Scheidungsvoraussetzungen nach port.
Recht und Scheidungsstatut nach port. IPR.‹, IPG
1980-81 Nr. 30

B.V.3. Handels-, Transport- und
Versicherungsrecht
Detzer, Klaus. ›Angola‹, in: Klaus Detzer (Hrsg.),
Ausländisches Recht der Handelsvertreter und Ver-
tragshändler, Schriftenreihe Recht der Internationa-
len Wirtschaft, Bd. 54, S. 39, Heidelberg, 1997

B.VIII. Sonstiges; insbes. Staatsangehörigkeit
Jayme, Erik. ›Angola: Neues Staatsangehörigkeits-
recht‹, StAZ 2008, S. 51-53

Kubitz, Joachim. ›Probleme bei der Überprüfung
angolanischer Personenstandsurkunden‹, StAZ
1997, S. 147

C. Verfahrensrecht (inkl.
Schiedsgerichtsbarkeit)
C.IV.2. Anerkennungsvoraussetzungen in dem
genannten Land
Spellenberg, Ulrich. ›EGBGB - Internationales Ver-
fahrensrecht in Ehesachen (§§ 606 ff ZPO, Rz. 249);
Länderberichte‹, in: Julius von Staudinger, Kommen-
tar zum BGB mit Einführungsgesetz und Nebenge-
setzen, 12. Aufl., Berlin, 1990

Antigua und Barbuda

A. Internationales Privatrecht
A.I.1. Gesetzestexte und Texte von
Staatsverträgen
N.N. ›Bekanntmachung zu dem Haager Überein-
kommen über die Zustellung gerichtlicher und au-
ßergerichtlicher Schriftstücke im Ausland in Zivil-
oder Handelssachen vom 7.10.1988‹, BGBl. II 1988,
S. 966

B. Sachrecht
B.IV.3.b. Eherecht
N.N. ›Bekanntmachung über den Geltungsbereich
desÜbereinkommens über die Erklärung des Ehewil-
lens, das Heiratsmindestalter und die Registrierung
von Eheschließungen‹, BGBl. II 1989, Nr. 8

C. Verfahrensrecht (inkl.
Schiedsgerichtsbarkeit)
C.IV.2. Anerkennungsvoraussetzungen in dem
genannten Land
N.N. ›Bekanntmachung über den Geltungsbereich
des Übereinkommens über die Anerkennung und
Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche‹, BGBl.
II 1989, S. 292

C.VI. Schiedsgerichtsbarkeit und
Schiedsvertrag
Hummer, Waldemar. ›(Schieds-)gerichtsbarkeit in
der Karibik: Von der Ad-hoc-Schiedsgerichtsbarkeit
in der CARICOM/CCM zum „Karibischen Gerichts-
hof“ in der CSME‹, Völkerrecht und internationale
Beziehungen, Bd. 2, Münster, 2007

N.N. ›Bekanntmachung über den Geltungsbereich
des Übereinkommens über die Anerkennung und

Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche‹, BGBl.
II 1989, S. 292

Argentinien

A. Internationales Privatrecht
A.I.1. Gesetzestexte und Texte von
Staatsverträgen
N.N. (Übers.). ›Zivilgesetzbuch‹, Jan Kropholler u.a.
(Hrsg.), Außereuropäische IPR-Ge, S. 76-105, Ham-
burg, Würzburg, 1999

A.I.3.a. Ratifikation
Hohnerlein, Eva-Maria. ›Eine neue Konvention
zum Schutz von Adoptivkindern - Das Interamerika-
nische Übereinkommen über das auf die Minderjäh-
rigen-Adoption anwendbare Recht vom 24.05.1984‹,
StAZ 1985, S. 124-129

Neuhaus, Heinrich. ›Die Konventionen der OAS
(Organisation Amerikanischer Staaten) über Inter-
nationales Privatrecht in der Sicht eines Europäers
(Konventionen von Montevideo (1979) und von Pa-
nama (1975))‹, ZfRV 23 (1982), S. 287-301

Samtleben, Jürgen. ›Neue interamerikanische Kon-
ventionen zum Internationalen Privatrecht‹, RabelsZ
56 (1992), S. 1-114

A.II. Allgemeine Einführungen und
Gesamtdarstellungen
Samtleben, Jürgen. ›Das Internationale Prozess- und
Privatrecht des Mercosur. Ein Überblick‹, RabelsZ 63
(1999), S. 3-69

A.III.2.a. Vertragsrecht
Hernández-Bretón, Eugenio. ›Internationale Ge-
richtsstandsklauseln inAllgemeinen Geschäftsbedin-
gungen‹, Studien zum vergleichenden und interna-
tionalen Recht, Bd. 21; zugl. Diss. Heidelberg 1991,
Frankfurt/ M. u.a., 1993

Moeremans, Daniel/ Renken, Cornelius. ›Der Ver-
tragsabschluß mit argentinischen Partnern‹,
ZVglRWiss 91 (1992), S. 87-95

Weinberg, Inés M. ›Die Rechtsstellung ausländi-
scher Gläubiger in Argentinien‹, IPRax 1986, S.
316-319

A.III.2.b. Deliktsrecht
Firsching, Karl. ›Internationales Schuldrecht I, Vor-
bemerkungen zu Artt. 27-37 EGBGB n.F., Rz. 15‹, in:
J. v. Staudinger, Kommentar zum Bürgerlichen Ge-
setzbuch mit Einführungsgesetz und Nebengesetzen,
12. Aufl., Berlin, 1987

A.III.2.c. Sonstige gesetzliche
Schuldverhältnisse (Geschäftsführung ohne
Auftrag; ungerechtfertigte Bereicherung)
Firsching, Karl. ›Internationales Schuldrecht I, Vor-
bemerkungen zu Artt. 27-37 EGBGB n.F., Rz. 15‹, in:
J. v. Staudinger, Kommentar zum Bürgerlichen Ge-
setzbuch mit Einführungsgesetz und Nebengesetzen,
12. Aufl., Berlin, 1987

A.III.3. Sachenrecht
Ahrens, Helen. ›Kreditsicherheiten in Südamerika.
Mobiliarsicherheiten nach den nationalen und inter-
nationalen Privatrechten der Länder des Cono Sur
und ihre Bedeutung für den Rechtsverkehr mit
Deutschland‹, Schriften der Deutsch-Brasilianischen
Juristenvereinigung, Bd. 18; zugl. Diss. Kiel 1993,
Frankfurt/ M. u.a., 1993

Schmeinck, Sabine. ›Internationalprivatrechtliche
Aspekte des Kulturgüterschutzes‹, Münsterische Bei-
träge zur Rechtswissenschaft, Bd. 82; zugl. Diss.
Münster 1993, Berlin, 1994

A.IV.3.b. Eherecht
AG Bonn. Az. 45 (48) F 132/85 v. 27.10.88. ›ZPO
§ 606 a Abs. 1 Nr. 2; EGBGB Artt. 4 Abs. 1, 14 Abs.

14

Angola



© sellier. european law publishers 
www.sellier.de

1 Nr. 1, 17 Abs. 1; arg. Cc Art. 164. Für die Eheschei-
dung argentinischer Staatsangehöriger mit dem letz-
ten gemeinsamen Wohnsitz in der Bundesrepublik
Deutschland sind kraft einer Rückverweisung des ar-
gentinischen Rechts die deutschen Scheidungsbe-
stimmungen anwendbar. Schließen argentinische
Ehegatten den Versorgungsausgleich aus, so kann
das Gericht eine solche Vereinbarung gemäß § 1587
o BGB genehmigen.‹, IPRax 1989, S. 108-110

AG Detmold. Az. 16 F 189/88 v. 13.09.89. ›Arg. Cc
Artt. 164, 207 Abs. 2 Nr. 4, 217 Abs. 1. Das neue ar-
gentinische Ehescheidungsrecht enthält in Art. 164
Cc eine Kollisionsnorm, die auf den letztenWohnsitz
der Eheleute abstellt. Das argentinische Ehegesetz
kennt keine gesonderte Kollisionsnorm für den Ver-
sorgungsausgleich. Auch im argentinischen Recht
wird ein Bedürfnis gesehen, dem geschiedenen Ehe-
gatten einen Ausgleich für scheidungsbedingte
Nachteile im Bereich der Versorgung zu gewähren.‹,
IPRspr. 1989 Nr. 100 = IPRax 1990, S. 415

AG Freiburg/ Brsg. Az. 46 F 8/88 v. 27.04.88. ›ZPO
§ 606 a Abs. 1 Nr. 2; EGBGB Artt. 4 Abs. 1, 14 Abs. 1
Nr. 1, 17 Abs. 1; arg. Cc Art. 164. Die Ehescheidung
argentinischer Eheleute mit letztem Wohnsitz in der
Bundesrepublik richtet sich kraft einer Rückverwei-
sung des argentinischen Rechts nach deutschem
Recht.‹, IPRax 1989, S. 108

Imhof, Ralf. ›Das Ehegüterrecht in Argentinien‹,
EuropäischeHochschulschriften: Reihe 2, Rechtswis-
senschaft, Bd. 2433; zugl. Diss. Regensburg 1997,
Frankfurt/ M. u.a., 1998

KG. Az. 3 UF 4688/78 v. 25.07.78. ›ZPO § 606 b Nr.
1; EGBGB Artt. 27, 17; GG Art. 3; BGB § 156. 1. Ar-
gentinien würde mit großer Wahrscheinlichkeit die
im Ausland ausgesprochene Scheidung einer Ehe
mit argentinischer Beteiligung anerkennen, wenn
diese Ehe im Ausland (hier: Spanien) geschlossen
worden ist und kein Anhalt für die Annahme besteht,
daß durch die Ehescheidung außerhalb Argentiniens
argentinisches Recht umgangen werden sollte. 2. Das
argentinische Recht verweist in einem solchen Fall
verdeckt auf deutsches materielles Eherecht zurück,
sofern das Domizilrecht entscheidet. Diese Zurück-
verweisung führt hier nach Art. 27 EGBGB zur An-
wendung deutschen materiellen Eherechts.‹, NJW
1980, S. 535-536

Niewöhner, Franz. ›Zur Problematik des gespalte-
nen Ehegüterrechts im internationalen Privatrecht‹,
MittRhNotK 1981, S. 219-234

Piltz, Burghard. ›Neues materielles und internatio-
nales Scheidungsrecht in Argentinien‹, IPRax 1988,
S. 320-322

A.IV.3.c. Verwandtschaftsrecht (inkl.
Kindschaftsrecht)
Köln (Gutachten). ›Uruguayischer Código del Nino
Artt. 156-169; uruguayischer Cc Artt. 885, 1026,
1027; Abkommen über das internationale Privat-
recht v. 19.3.1940 Artt. 5-7, 23, 25; argent. Gesetz
Nr. 19.134 Artt. 32, 36, 37; argent. Adoptionsgesetz
Nr. 13.255 Artt. 5, 8; argent. Gesetz Nr. 13.252 Art.
12 S. 1. 1. Zum uruguayischen Adoptionsrecht. 2.
Zum argentinischen internationalen Adoptions-
recht. 3. Zum argentinischen materiellen Adoptions-
recht‹, IPG 1996 Nr. 36

A.IV.4. Erbrecht
Dörner, Heinrich. ›Nachlaßplanung in argenti-
nisch-deutschen Erbfällen‹, Arbeitshefte des Latein-
amerika-Zentrums, Bd. 9, Münster, 1994

Dörner, Heinrich. ›Nachlaßplanung in argenti-
nisch-deutschen Erbfällen‹, in: Jan Curschmann/
Harald Postel, Deutsch-Südamerikanische Rechtsta-
ge 1992, Schriften der Deutsch-Brasilianischen Juris-
tenvereinigung, Bd. 22, S. 121-146, Frankfurt/ M.
u.a., 1994

Hamburg (Gutachten). v. 16.03.82. ›EGBGB Art.
25; paraguayischer Cc Artt. 10, 11, 3283. 1. Quellen
des Zivilrechts in Paraguay. 2. Erbstatut nach dem
IPR von Argentinien und Paraguay.‹, IPG 1982
Nr. 30

OLG Düsseldorf. Az. 7 U 149/97 v. 05.06.98. ›Arg.
Cc Art. 3283; uruguayisch. Codigo del Nino Art. 167;
uruguayisch. Cc Artt. 1026, 1027; uruguayisch. Kin-
dergesetz Art. 166; EGBGB Artt. 4, 25 Abs. 1, Abs. 2;
BGB §§ 1754 Abs. 2, 1767 Abs. 1; AdoptivG 1976
Artt. 12 § 1 Abs. 1, 121 Abs. 5. Nach dem argentini-
schen Recht gilt für die Erbfolge das Recht des Domi-
zils des Erblassers. Nach uruguayischem Recht sind
die Wirkungen einer Adoption beschränkt auf 1. res-
pektvolles Verhalten gegenüber den Adoptanten, 2.
gegenseitige Unterhaltsverpflichtung und 3. gesetzli-
ches Erbrecht in den Fällen und mit der Maßgabe,
wie dies in dem Titel über die Intestaterbfolge im Zi-
vilgesetzbuch beschrieben ist. Erbrechtsfolgen sind
im Verhältnis zum Annehmenden nicht grundsätz-
lich ausgeschlossen. Das (einfach) adoptierte Kind
wird einem leiblichen Kind nicht allgemein gleichge-
stellt, sondern es treten nur die Rechtsfolgen ein, die
der Cc gerade einem „Adoptivkind“ zuordnet. Für
das Erbrecht des Adoptierten sieht Art. 1027 uru-
guayischer Cc vor, daß Adoptivkinder und eheliche
Geschwister des Erblassers diesen beerben, falls die
im vorangegangenen Art. genannten Personen feh-
len. Dabei handelt es sich um Verwandte in auf-
und absteigender Linie, den Ehegatten und natürli-
che Kinder. Die Erbschaft teilt sich in einen Teil für
eheliche Geschwister und einen anderen für die
Adoptivkinder. Wenn nur noch Angehörige aus ei-
ner der beiden Gruppen vorhanden sind, dann fällt
an diese Gruppe das gesamte Erbe. Adoptivkinder er-
ben nach dem uruguayischen Recht jedoch nichts,
wenn andere Verwandte vorhanden sind. Das Adop-
tivkind hat auch keinen Anspruch auf einen etwaigen
Pflichtteil. Trotz der Adoption bleiben nach Art. 166
uruguayisches Kindergesetz die verwandschaftlichen
Beziehungen zur früheren Familien bestehen.‹, Fo-
rum International (D) 1998, S. 131-135 = IPRax
1999, S. 380-383 = FamRZ 1998, S. 1627-1630 =Mit-
tRhNotK 1998, S. 427-429 = ZEV 1998, S. 487-489 =
IPRspr. 1998 Nr. 118

Pfundstein, Tobias. ›Pflichtteil und ordre public.
Angehörigenschutz im internationalen Erbrecht‹,
Münchener Universitätsschriften, Bd. 231; zugl. Diss.
München 2009, München, 2010

Tiedemann, Andrea. ›Internationales Erbrecht in
Deutschland und Lateinamerika‹, Studien zum aus-
ländischen und internationalen Privatrecht, Bd. 34,
Tübingen, 1993

A.V.4. Gesellschaftsrecht
Moeremans, Daniel. ›Internationales Privatrecht
und Durchgriffshaftung in Argentinien‹, RIW/
AWD 1989, S. 778-783

B. Sachrecht
B.I.1. Gesetzestexte und Texte von
Staatsverträgen
Acquarone,Maria. ›Argentinien‹, in: Deutsches No-
tarinstitut (Hrsg.), Notarielle Fragen des internatio-
nalen Rechtsverkehrs, Bd. III/ 1, S. 1-19, Würzburg,
1995

Hassemer, Michael (Übers.). ›Patent- und Ge-
brauchsmustergesetz Nr. 24.481, modifiziert durch
Gesetz Nr. 25.572‹, GRUR Int. 1998, S. 587-596

Kozel, Ingeborg. ›Südamerika: Forderungsabtre-
tung‹, BfAI: AWSt, Bestell-Nr.: 3156, Köln, Berlin,
1994

Max-Planck-Institut für Ausländisches und Interna-
tionales Privatrecht (Hrsg.). ›Rechtsquellen des
MERCOSUR. Spanischer Text und deutsche Über-
setzung der wichtigsten Verträge und Rechtsakte‹,
Baden-Baden, 2000

Zschocke, Christian Oscar. ›Das Gesetz über die
Handelsgesellschaften in Argentinien‹, BfAI AWSt
Nr. B-1/88, Köln, 1988

B.I.3.a. Ratifikation
Piltz, Burghard. ›Internationales Kaufrecht. Das
UN-Kaufrecht (Wiener Übereinkommen von 1980
in praxisorientierter Darstellung)‹, München, 1993

B.III.1. Schuld- und vermögensrechtliche
Gesamtdarstellungen; Allgemeines
Rivero Sánchez, JuanMarcos. ›Das deutsche Schuld-
recht. Vorbild oder Warnung für Reformprojekte in
Lateinamerika und insbesondere in Costa Rica?‹, Eu-
ropäische Hochschulschriften: Reihe 2, Rechtswis-
senschaft, Bd. 1776; zugl. Diss. Frankfurt/ M. 1995,
Frankfurt/ M. u.a., 1995

B.III.2.a. Vertragsrecht
Acquarone,Maria. ›Argentinien‹, in: Deutsches No-
tarinstitut (Hrsg.), Notarielle Fragen des internatio-
nalen Rechtsverkehrs, Bd. III/ 1, S. 1-19, Würzburg,
1995

Bernuth, Johann Mathias von. ›Lauterkeitsrecht,
Kartellrecht und Verbraucherschutz in der Ländern
des Mercosur‹, Schriftenreihe zum Wirtschaftsrecht
Lateinamerikas, Bd. 5; zugl. Diss. München 2000, Ba-
den-Baden, 2001

Gnielinski, Oliver. ›Das argentinische Verbraucher-
schutzrecht‹, Diss. Marburg 1996

Hernández-Bretón, Eugenio. ›Internationale Ge-
richtsstandsklauseln inAllgemeinen Geschäftsbedin-
gungen‹, Studien zum vergleichenden und interna-
tionalen Recht, Bd. 21; zugl. Diss. Heidelberg 1991,
Frankfurt/ M. u.a., 1993

Kalbe, Anna Katharina. ›Die zivilrechtlich Haftung
für Kreditkartenmißbrauch nach deutschem, chileni-
schem und argentinischem Recht‹, Diss. Mannheim
1997

Kozel, Ingeborg/ Kley, Britta. ›Argentinien. Rechts-
tipps für Exporteure‹, BfAI: AWSt, Bestell-Nr.: 8681,
2. Aufl., Köln, 2001

LG Darmstadt. Az. 18 O 848/92 v. 25.10.94. ›CISG
Artt. 1 lit. a, 30, 53, 78; Argent. Cc Art. 622; EGBGB
Art. 28 Abs. 2 S. 2; ZPO § 33. Nach Art. 622 argent.
Cc werden von der Rechtsprechung Zinsen in Anleh-
nung an die jeweiligen Wechseldiskontsätze zuge-
sprochen. Dieser beträgt derzeit 10%‹, IPRspr. 1994
Nr. 144

Moeremans, Daniel/ Renken, Cornelius. ›Der Ver-
tragsabschluß mit argentinischen Partnern‹,
ZVglRWiss 91 (1992), S. 87-95

Pacón, AnaMaría. ›Markenrecht undVerbraucher-
schutz in Lateinamerika. Eine Untersuchung am Bei-
spiel von Argentinien, Brasilien, Mexiko und Peru‹,
Schriftenreihe zumWirtschaftsrecht Lateinamerikas,
Bd. 1; zugl. Diss. Augsburg 1996, Baden-Baden, 1999

Reyven, Juan José. ›Zur Aufwertung von Geld- und
Wertschulden im argentinischen Recht‹, RabelsZ 45
(1981), S. 736-760

Schwonke, Martina. ›Verkehrsschutz bei der Stell-
vertretung im deutschen Recht und in den lateiname-
rikanischen Rechten unter besonderer Berücksichti-
gung des positiven Vertrauensschutzes‹, Arbeiten zur
Rechtsvergleichung, Bd. 148; zugl. Diss. Göttingen
1989, Baden-Baden, 1990

Stoffmehl, Elke. ›Online-Shopping in Argentinien
und Mexiko. Eine Untersuchung des Verbraucher-
vertragsrechts mit Blick auf das deutsche Recht unter
Berücksichtigung europarechtlicher Bezüge‹, Euro-
päische Hochschulschriften: Reihe 2, Rechtswissen-
schaft, Bd. 4225; zugl. Diss. Münster 2004, Frankfurt/
M. u.a., 2005
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B.III.2.b. Deliktsrecht
de Alencar Xavier, Yanko Marcius. ›Die EG-Pro-
dukthaftungsrichtlinie - ein mögliches Modell für
den Mercosur?‹, Europäische Hochschulschriften:
Reihe 2, Rechtswissenschaft, Bd. 2073; zugl. Diss. Os-
nabrück 1996, Frankfurt/ M. u.a., 1997

Franz, Martin. ›Die Durchsetzung von Immaterial-
güterrechten in Argentinien, Brasilien und Mexiko:
Eine Untersuchung vor dem Hintergrund des
TRIPS-Übereinkommens‹, Schriftenreihe zumWirt-
schaftsrecht Lateinamerikas, Bd. 12; zugl. Diss. Mün-
chen 2005, Baden-Baden, 2005

Goecke, Klaus. ›Die unbegrenzte Haftung Minder-
jähriger im Deliktsrecht: Bewertung, Änderungs-
möglichkeiten und Änderungsvorschlag auf der
Grundlage einer rechtsvergleichenden Untersu-
chung‹, Schriften zum Bürgerlichen Recht, Bd. 192;
zugl. Diss. Göttingen 1995/1996, Berlin, 1997

Junge, Ulf. ›Staatshaftung in Argentinien‹, Studien
zum ausländischen und internationalen Privatrecht,
Bd. 100, Tübingen, 2002

Kalbe, Anna Katharina. ›Die zivilrechtlich Haftung
für Kreditkartenmißbrauch nach deutschem, chileni-
schem und argentinischem Recht‹, Diss. Mannheim
1997

Kozel, Ingeborg/ Kley, Britta. ›Argentinien. Rechts-
tipps für Exporteure‹, BfAI: AWSt, Bestell-Nr.: 8681,
2. Aufl., Köln, 2001

B.III.3. Sachenrecht
Acquarone,Maria. ›Argentinien‹, in: Deutsches No-
tarinstitut (Hrsg.), Notarielle Fragen des internatio-
nalen Rechtsverkehrs, Bd. III/ 1, S. 1-19, Würzburg,
1995

Ahrens, Helen. ›Kreditsicherheiten in Südamerika.
Mobiliarsicherheiten nach den nationalen und inter-
nationalen Privatrechten der Länder des Cono Sur
und ihre Bedeutung für den Rechtsverkehr mit
Deutschland‹, Schriften der Deutsch-Brasilianischen
Juristenvereinigung, Bd. 18; zugl. Diss. Kiel 1993,
Frankfurt/ M. u.a., 1993

Hamburg (Gutachten). ›Argent. Cc Artt. 2280 Abs.
1, 2412, 2766, 2767, 2768, 4016; BGB §§ 935, 937
Abs.1. 1. Nach argentinischem Recht ist ein gutgläu-
biger Erwerb gestohlener Sachen vom Nichtberech-
tigten nicht möglich. 2. Zur Ersitzung gestohlener
oder veloren gegangener Sachen.‹, IPG 2003-2004
Nr. 10

Röthlisberger, Andreas. ›Traditionsprinzip und
Konsensprinzip bei der Mobiliarübereignung; eine
vergleichende Untersuchung zu den iberischen und
lateinamerikanischen Kodifikationen‹, Schweizer
Studien zum internationalen Recht, Bd. 28; zugl.
Diss. Bern 1982, Bern, 1982

Strauch, Joachim. ›Der Eigentumsvorbehalt beiWa-
renlieferungen in das Ausland. Die Regelungen in
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worden ist und kein Anhalt für die Annahme besteht,
daß durch die Ehescheidung außerhalb Argentiniens
argentinisches Recht umgangen werden sollte. 2. Das
argentinische Recht verweist in einem solchen Fall
verdeckt auf deutsches materielles Eherecht zurück,
sofern das Domizilrecht entscheidet. Diese Zurück-
verweisung führt hier nach Art. 27 EGBGB zur An-
wendung deutschen materiellen Eherechts.‹, NJW
1980, S. 535-536

Möllring, Eva. ›Anerkennung und Vollstreckung
ausländischer Urteile in Südamerika‹, Diss. Göttin-
gen 1984/85

Spellenberg, Ulrich. ›EGBGB - Internationales Ver-
fahrensrecht in Ehesachen (§§ 606 ff ZPO, Rz. 249);
Länderberichte‹, in: Julius von Staudinger, Kommen-
tar zum BGB mit Einführungsgesetz und Nebenge-
setzen, 12. Aufl., Berlin, 1990

C.V. Verfahren und Beweis
Baars, Alf/ Böckel, Margret. ›Argentinische Aus-
landsanleihen vor deutschen und argentinischen Ge-
richten‹, ZBB 2004, S. 445-464

Böckel, Margret. ›Einstweiliger Rechtsschutz im
MERCOSUR‹, Wirtschaftsrecht des MERCOSUR,
Bd. 6; zugl. Diss. Hamburg 2005/2006, Baden-Baden,
2006

DIV-Gutachten v. 23.06.1993, Az. LP 3. ›Geltendma-
chung von Unterhaltsansprüchen, keine Vollstreck-
barerklärung eines deutschen Titels‹, ZfJ 1993, S. 447

Henninger, Michael. ›Die Frage der Beweislast im
Rahmen des UN-Kaufrechts. Zugleich eine rechts-
vergleichende Grundlagenstudie zur Beweislast‹,
Rechtswissenschaftliche Forschung und Entwick-
lung, Bd. 448; zugl. Diss. München 1994, München,
1995

C.VI. Schiedsgerichtsbarkeit und
Schiedsvertrag
GrigeraNaón,Horacio/ Samtleben, Jürgen. ›Schieds-
gerichtsbarkeit in Argentinien‹, RIW/AWD 1983, S.
721-731

Lehmann, Julia. ›Neues von der Schiedsgerichtsbar-
keit des Mercosur. Ein Integrationsmotor à la Lu-
xemburg?‹, EuZW 2001, S. 622-625

C.VIII. Insolvenz-, Vergleichs- und
Zwangsvollstreckungsrecht
Beckmann, Jochen. ›Internationales Insolvenzrecht
im Mercosur‹, Wirtschaftsrecht des Mercosur, Bd.
3, Baden-Baden, 2000

Nitsche, Thomas M. ›Konzernfolgeverantwortung
nach lex fori concursus‹, Schriften zum Insolvenz-
recht, Bd. 12; zugl. Diss Hannover 2005

Radzyminski, Alejandro P. ›Das argentinische inter-
nationale Insolvenzrecht‹, ZVglRWiss 89 (1990), S.
466-497

C.IX. Sonstiges
Brandi-Dohrn, Anselm. ›Das neue Gesetz zur Be-
grenzung der Prozeßkostenlast in Argentinien (ley
No. 24.432; B.O. 10-1-95)‹, RIW/AWD 1996, S.
209-212

Gebel, Anja C. ›Ombudsinstitutionen in Lateiname-
rika - Die Kunst des Überzeugens und politische
Machtinteressen‹, Europäische Hochschulschriften:
Reihe 31, Politikwissenschaft, Bd. 562; zugl. Diss.
Hamburg 2008, Frankfurt/ M. u.a., 2008

Sievers, Nadja. ›Mediation als alternative Konflikt-
lösungsmöglichkeit auch in Deutschland? Eine
rechtsvergleichende Untersuchung am Beispiel der
argentinischen mediación previa‹, Europäische
Hochschulschriften: Reihe 2, Rechtswissenschaft,
Bd. 3060; zugl. Diss. Hamburg 2000, Frankfurt/ M.,
2001

Armenien

A. Internationales Privatrecht
A.I.1. Gesetzestexte und Texte von
Staatsverträgen
Mindach, Christel (Übers.). ›Zivilgesetzbuch der Re-
publik Armenien, Abschnitt 12 - Internationales Pri-
vatrecht‹, IPRax 2009, S. 96-100

A.II. Allgemeine Einführungen und
Gesamtdarstellungen
Mindach, Christel. ›Zum Stand der IPR-Kodifikati-
on in der GUS‹, IPRax 2009, S. 94-96

A.IV.3.b. Eherecht
Ostrovska, Kateryna. ›Rückverweisungen im inter-
nationalen Ehe-scheidungs- und Ehegüterrecht des
postsowjetischen Rechtsraumes‹, IPRax 2006, S.
518-522

B. Sachrecht
B.I.1. Gesetzestexte und Texte von
Staatsverträgen
N.N. ›Bekanntmachung über den Schutz des ge-
werblichen Eigentums inArmenien vom 6. Juli 1994‹,
PMZ 1994, S. 443-445

N.N. ›Bekanntmachung über den Schutz des ge-
werblichen Eigentums in Armenien‹, PMZ 1994, S.
223-224

B.II. Allgemeine Einführungen und
Gesamtdarstellungen
Knieper, Rolf/ Chanturia, Lado/ Schramm, Hans-
Joachim. ›Das Privatrecht im Kaukasus und in Zen-
tralasien. Bestandsaufnahme und Entwicklung‹, Ber-
lin, 2010

B.III.2.a. Vertragsrecht
Ziegenhagen, Ivailo. ›Chancen im armenischen
Wohnungsmarkt‹, WiRO 2007, S. 174-177

B.III.2.b. Deliktsrecht
Goecke, Klaus. ›Die unbegrenzte Haftung Minder-
jähriger im Deliktsrecht: Bewertung, Änderungs-
möglichkeiten und Änderungsvorschlag auf der
Grundlage einer rechtsvergleichenden Untersu-
chung‹, Schriften zum Bürgerlichen Recht, Bd. 192;
zugl. Diss. Göttingen 1995/1996, Berlin, 1997

B.III.3. Sachenrecht
Ziegenhagen, Ivailo. ›Chancen im armenischen
Wohnungsmarkt‹, WiRO 2007, S. 174-177

B.IV.2. Personen-, Namens- und
Geschäftsfähigkeitsrecht
Heinemann, Renate. ›Vatersnamen in Armenien,
keine Vatersnamen in Georgien‹, StAZ 1997, S. 80

B.V.4. Gesellschaftsrecht
Tiede,Wolfgang/ Sprachmüller, Demid. ›Einführung
in das armenische Gesellschaftsrecht‹, WiRO 2010, S.
193-224

B.V.5. Urheberrecht und gewerblicher
Rechtsschutz
Gavrilov, Eduard P. ›Neuere Entwicklungen auf
dem Gebiet des Urheberrechts und gewerblichen
Rechtsschutzes in Rußland und in der Gemeinschaft
Unabhängiger Staaten (GUS)‹, GRUR Int. 1994, S.
392-396
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Nersisyan, Susanna. ›Urheberrecht in Armenien:
Vergangenheit - Gegenwart - Zukunft‹, GRUR Int.
2005, S. 206-215

B.V.7. Zahlungsverkehr, Wertpapiere und
Bankgeschäfte
Tiede,Wolfgang/ Köhler, Rafael/ Powolot, Rita. ›Ein-
führung in das Sicherungsrecht der Republik Arme-
nien‹, WiRO 2010, S. 360-366

B.VIII. Sonstiges; insbes. Staatsangehörigkeit
Hecker, Hellmuth. ›Die Staatsangehörigkeit in den
Republiken vor Gründung, während des Bestehens
und nach Zerfall der Sowjetunion - Teil 2: Die Staats-
angehörigkeit in den zwölf Republiken der Gemein-
schaft Unabhängiger Staaten‹, StAZ 2000, S. 129-145

Knieper, Rolf/ Chanturia, Lado/ Schramm, Hans J.
(Hrsg.). ›Grundlagen der Zivilrechtsordnung in
den Staaten des Kaukasus und Zentralasiens in Theo-
rie und Praxis - Materialien einer Konferenz an der
Universität Bremen vom 29. und 30.März 2007‹, Ber-
lin, 2008

C. Verfahrensrecht (inkl.
Schiedsgerichtsbarkeit)
C.II. Gesamtdarstellungen; Allgemeines
Boguslawskij, Mark M. ›Die Regelung der Staaten-
immunität in der Gesetzgebung der GUS-Staaten‹,
IPRax 2002, S. 43-49

Spitsa, Natalia/ Lowitzsch, Jens. ›Gerichtssystem
und Gerichtsreform in Armenien‹, WiRO 2000, S.
240-243

C.V. Verfahren und Beweis
Mkrtumjan, Arman. ›Das Gerichtssystem der Re-
publik Armenien und einige Probleme bei der
Anwndung der neuen Zivilprozessordnung‹, in:
MarkM. Boguslawskij/Alexander Trunk (Hrsg.), Re-
form des Zivil- und Wirtschaftsprozessrechts in den
Mitgliedstaaten der GUS, Veröffentlichungen der
Wissenschaftlichen Vereinigung für Internationales
Verfahrensrecht e.V., Bd. 16, S. 51-59, Bielefeld, 2004

C.VI. Schiedsgerichtsbarkeit und
Schiedsvertrag
Mindach, Christel. ›Anerkennung und Vollstre-
ckung von Drittlandsschiedssprüchen in Handelssa-
chen in den GUS-Mitgliedsstaaten‹, IPRax 2011, S.
303-312

Aserbaidschan

A. Internationales Privatrecht
A.II. Allgemeine Einführungen und
Gesamtdarstellungen
Mindach, Christel. ›Zum Stand der IPR-Kodifikati-
on in der GUS‹, IPRax 2009, S. 94-96

A.IV.1. Gesamtdarstellungen; Allgemeines
Acar, Gültekin/ Lorenz, Moritz. ›Das Ehe- und
Kindschaftsrecht der Republik Aserbaidschan in der
deutschen Gerichtspraxis‹, IPRax 2003, S. 372-377

B. Sachrecht
B.I.1. Gesetzestexte und Texte von
Staatsverträgen
N.N. ›Bekanntmachung über den Schutz des ge-
werblichen Eigentums in Aserbaidschan‹, PMZ 1994,
S. 224

Ongerbayeva, Gulzada/ Mammadov, Rufat. ›Repu-
blik Aserbaidschan: Gesetz über den Schutz auslän-
discher Investitionen‹, WiRO 2007, S. 213-217

B.II. Allgemeine Einführungen und
Gesamtdarstellungen
Knieper, Rolf/ Chanturia, Lado/ Schramm, Hans-
Joachim. ›Das Privatrecht im Kaukasus und in Zen-

tralasien. Bestandsaufnahme und Entwicklung‹, Ber-
lin, 2010

B.III.2.a. Vertragsrecht
Mammadov, Rufat. ›Verbraucherschutzrecht in
Aserbaidschan‹, WiRO 2006, S. 333-338

B.IV.2. Personen-, Namens- und
Geschäftsfähigkeitsrecht
Baenitz, Angela. ›Aserbaidschanisches Namens-
recht‹, StAZ 1997, S. 247

Gaaz, Berthold. ›Zum Recht des Kindesnamens in
Europa‹, StAZ 2008, S. 365-369

Neunzig, Werner. ›Legalisation aserbaidschanischer
Personenstandsurkungen‹, StAZ 2000, S. 87

B.IV.3.b. Eherecht
Ksiks, Fadlallah. ›Wie man islamisch heiratet. Die
islamische Ehe nach der Rechtsteilung von Qur'an
und Sunna‹, Düsseldorf, 2010

B.V.1. Gesamtdarstellungen; Allgemeines
Rubanov, A. A. ›Grundsätzliche Fragen der rechtli-
chen Regelung ausländischer Investitionen in Ruß-
land und den anderen unabhängigen Staaten‹,
ROW 1993, S. 199-202

B.V.4. Gesellschaftsrecht
Ongerbayeva, Gulzada/ Mammadov, Rufat. ›Repu-
blik Aserbaidschan: Gesetz über den Schutz auslän-
discher Investitionen‹, WiRO 2007, S. 213-217

B.VI.3. Islam
Bälz, Kilian Rudolf. ›Islamisches Kreditwesen. Reli-
gion, Wirtschaft und Recht im Islam‹, ZVglRWiss 3
(2010), S. 272-292

Kellner, Martin. ›Islamische Rechtsmeinungen zu
medizinischen Eingriffen an den Grenzen des Le-
bens. Ein Beitrag zur kulturübergreifenden Bioethik‹,
Mitteilungen zur Sozial- und Kulturgeschichte der is-
lamischenWelt, Bd. 29; zugl. Diss.Wien 2007,Würz-
burg, 2010

B.VIII. Sonstiges; insbes. Staatsangehörigkeit
Hecker, Hellmuth. ›Die Staatsangehörigkeit in den
Republiken vor der Gründung, während des Beste-
hens und nach dem Zerfall der Sowjetunion. Teil 1:
Verfassungen, Familiengesetzbücher, Einzelvor-
schriften 1918-1991‹, StAZ 1997, S. 157-171

Hecker, Hellmuth. ›Die Staatsangehörigkeit in den
Republiken vor Gründung, während des Bestehens
und nach Zerfall der Sowjetunion - Teil 2: Die Staats-
angehörigkeit in den zwölf Republiken der Gemein-
schaft Unabhängiger Staaten‹, StAZ 2000, S. 129-145

Knieper, Rolf/ Chanturia, Lado/ Schramm, Hans J.
(Hrsg.). ›Grundlagen der Zivilrechtsordnung in
den Staaten des Kaukasus und Zentralasiens in Theo-
rie und Praxis - Materialien einer Konferenz an der
Universität Bremen vom 29. und 30.März 2007‹, Ber-
lin, 2008

C. Verfahrensrecht (inkl.
Schiedsgerichtsbarkeit)
C.II. Gesamtdarstellungen; Allgemeines
Boguslawskij, Mark M. ›Die Regelung der Staaten-
immunität in der Gesetzgebung der GUS-Staaten‹,
IPRax 2002, S. 43-49

Kobylenkova, Anna. ›Das neue Zivilprozessrecht in
Aserbeidschan‹, in: Mark M. Boguslawskij/Alexan-
der Trunk (Hrsg.), Reform des Zivil- und Wirt-
schaftsprozessrechts in denMitgliedstaaten der GUS,
Veröffentlichungen der Wissenschaftlichen Vereini-
gung für Internationales Verfahrensrecht e.V., Bd.
16, S. 61-64, Bielefeld, 2004

C.VI. Schiedsgerichtsbarkeit und
Schiedsvertrag
Mindach, Christel. ›Anerkennung und Vollstre-
ckung von Drittlandsschiedssprüchen in Handelssa-

chen in den GUS-Mitgliedsstaaten‹, IPRax 2011, S.
303-312

C.IX. Sonstiges
Reichenbecher, Zeno. ›Rechtsexport oder Rechts-
formberatung im Südkaukasus‹, DRiZ 2010, S. 290-
294

Äthiopien

A. Internationales Privatrecht
A.IV.3.a. Gesamtdarstellungen; Allgemeines
Nelle, Dietrich. ›Neue familienrechtliche Entwick-
lungen am Horn von Afrika (Äthiopien, Eritrea,
Dschibuti, Somalia und Sudan)‹, StAZ 2004, S. 93-
103

B. Sachrecht
B.I.1. Gesetzestexte und Texte von
Staatsverträgen
Eshete, Mandefro (Übers.). ›Gesetz Nr. 123/1995
über Erfindungen, kleine Erfindungen und Ge-
schmacksmuster‹, GRUR Int. 2000, S. 531-536

Eshete, Mandefro (Übers.). ›Verordnung des Minis-
terrats Nr. 12/1997 über Erfindungen, kleine Erfin-
dungen und Geschmacksmuster‹, GRUR Int. 2000,
S. 536-544

Eshete, Mandefro (Übers.). ›Verordnung des Minis-
terrates Nr. 121/1993 über Technologietransfer‹,
GRUR Int. 2000, S. 544-547

Nelle, Dietrich. ›Äthiopien: Neues Staatsangehörig-
keitsrecht‹, StAZ 2004, S. 234-237

B.II. Allgemeine Einführungen und
Gesamtdarstellungen
Denissow, W. N. ›Rechtssysteme in Entwicklungs-
ländern‹, Berlin (Ost), 1981

Dilger, Konrad. ›Die Rolle des islamischen Rechts
im ostafrikanischen Raum. Ein Beitrag zur Rechts-
entwicklung in Somalia, in der Volksrepublik Jemen
und in Äthiopien‹, Jb.f.Afr.R. 2 (1981), S. 3-40

Scholler, Heinrich. ›Recht und Sprichwort in Ähtio-
pien‹, in: Heinrich Scholler (Hrsg.), Rechtssprich-
wort und Erzählgut - Europäische und afrikanische
Beispiele, zugl. Schriften zum internationalen Recht,
Bd. 135; S. 89-108, Berlin, 2002

Scholler, Heinrich. ›Die Rezepion westlichen Rechts
in Äthiopien. Ein Beitrag zur Rezeptions- und Imple-
mentierungstheorie‹, Jb.f.Afr.R. 2 (1981), S. 119-140

B.IV.2. Personen-, Namens- und
Geschäftsfähigkeitsrecht
AG Rottweil. Az. 4 GRI 12/99 v. 30.09.02. ›Genfer
Flüchtlingsabk. v. 1951 Art. 12; EGBGB Artt. 5 Abs.
1, 10 Abs. 2; BGB §§ 1355 Abs. 2, 1600c, 1617c Abs. 1
Satz 1; PStG §§ 45, 47. Das äthiop. und eritreische
Namensrecht kennt in der Praxis die Aufteilung der
Namen in Vor- und Familiennamen nicht. In der
Praxis führt in Äthiopien jeder einen Vornamen
und fügt, um Verwechslungen zu vermeiden, den
Namen des Vaters an. In der Praxis werden somit
nicht Vor- und Familiennamen, sondern Eigenna-
men geführt.‹, IPRspr. 2003 Nr. 4

AG Tübingen. Az. 9 GR 27/00 v. 29.05.00. ›EGBGB
Art. 10 Abs. 3. Das äthiopische Namensrecht kennt
keine Vor- und Familiennamen. Der Name einer
Person setzt sich zusammen aus dem Eigennamen
und dem angfügten Eigennamen des Vaters.‹, StAZ
2001, S. 112-113

Kubitz, Joachim. ›Namensführung von äthiopi-
schen Staatsangehörigen‹, StAZ 2000, S. 180

Ockenfuß, Hans Jürgen. ›Äthiopisches Namens-
recht‹, StAZ 1994, S. 158-160
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Schifferdecker, Alfred. ›Vornamen in Äthiopien‹,
StAZ 1990, S. 23

Stamm, Wolfgang. ›Äthiopisches Namensrecht‹,
StAZ 1999, S. 211-212

Stenz, Heinz. ›Namensführung äthiopischer Kin-
der‹, StAZ 1985, S. 142

B.IV.3.a. Gesamtdarstellungen; Allgemeines
Nelle, Dietrich. ›Neue familienrechtliche Entwick-
lungen am Horn von Afrika (Äthiopien, Eritrea,
Dschibuti, Somalia und Sudan)‹, StAZ 2004, S. 93-
103

B.IV.3.b. Eherecht
Balanowski, Manfred. ›Eheschließung äthiopischer
Staatsangehöriger im islamischen Zentrum in Mos-
kau‹, StAZ 1999, S. 20

OLG Celle. Az. 10 UF 178/90 v. 10.09.90. ›Äthiop.
BGB Artt. 641 Abs. 1 und 2, 674. Dem äthiopischen
Recht ist eine Wohnungszuweisung außerhalb eines
laufenden Scheidungsverfahrens fremd.‹, Nds.Rpfl.
1991, S. 6-7; FamRZ 1991, S. 439-441 m.Amn. Hen-
rich =NJW-RR 1991, S. 713-714; IPRspr. 1990 Nr. 89

OLG Frankfurt/ M. Az. 5 UF 14/97 v. 31.07.97.
›Äthiop. ZGB Artt. 623 Abs. 2, 671; EGBGB Art. 18;
BGB §§ 1361, 1570; Nach äthiop. - für Eritrea anzu-
wendendem - Recht kann zwar eine Ehe auf religiöse
Art geschlossen werden, jedoch habenUrteile religiö-
ser Gerichte, die die Ehe scheiden, keineWirkung für
den Staat. Religiöse Scheidungsurteile können nach
Artt. 623 Abs. 2, 671 äthiop. ZGB, das für Eritrea an-
zuwenden ist, nur als Scheidungsgründe geltend ge-
macht werden.‹, FamRZ 1998, S. 1431-1432 =
IPRspr. 1997 Nr. 191

B.IV.3.c. Verwandtschaftsrecht (inkl.
Kindschaftsrecht)
LG Bielefeld. Az. 3 T 294/89 v. 03.05.89. ›Äthiop.
ZGBArt. 803; EGBGBArtt. 22, 23; BGB § 1748. Nach
Art. 803 Abs. 1 äthiopisches ZGB müssen der Vater
und die Mutter der Adoptierten der Adoption zu-
stimmen, soweit sie am Leben und bekannt sind. Eine
Ersetzung der Zustimmung eines Elternteils im Falle
einer gröblichen Pflichtverletzung und wegen
Gleichgültigkeit wie nach § 1748 BGB ist im äthiopi-
schen ZGB nicht vorgesehen.‹, IPRspr. 1989 Nr. 149
= FamRZ 1989, S. 1338-1339

B.IV.3.d. Verlöbnis; nichteheliche
Lebensgemeinschaft
Striewe, Peter. ›Ausländisches und Internationales
Privatrecht der nichtehelichen Lebensgemeinschaft‹,
Osnabrücker Rechtswissenschaftliche Abhandlun-
gen, Bd. 4; zugl. Diss. Osnabrück 1985, Köln u.a.,
1986

B.V.3. Handels-, Transport- und
Versicherungsrecht
Detzer, Klaus. ›Äthopien‹, in: Klaus Detzer (Hrsg.),
Ausländisches Recht der Handelsvertreter und Ver-
tragshändler, Schriftenreihe Recht der Internationa-
len Wirtschaft, Bd. 54, S. 32-34, Heidelberg, 1997

B.V.5. Urheberrecht und gewerblicher
Rechtsschutz
Demissew, Sebel. ›Grundzüge des äthiopischen Ur-
heberrechts - Schutzvoraussetzungen, Urheber-
schaft, Schutzinhalt‹, GRUR Int. 2003, S. 686-695

Demissew, Sebel. ›Grundzüge des äthiopischen Ur-
heberrechts - Schranken, Schutzdauer, Urheberver-
tragsrecht, verwandte Schutzrechte, Sanktionen‹,
GRUR Int. 2003, S. 901-914

Demissew, Sebel. ›Ausgewählte Fragen des äthiopi-
schen Urheberrechts im Vergleich zum deutschen
Recht unter Berücksichtigung der internationalen
Entwicklung‹, Urheberrechtliche Abhandlungen des
Max-Planck-Instituts für ausländisches und interna-
tionales Patent-, Urheber- und Wettbewerbsrecht,
Bd. 46; zugl. Diss. München 2002, München, 2003

Eshete, Mandefro. ›Patent- und gebrauchsmuster-
rechtliche Entwicklungen in Äthiopien‹, GRUR Int.
2000, S. 512-530

Eshete, Mandefro. ›Grundzüge des äthiopischen Pa-
tentrechts im Vergleich zum deutschen und europäi-
schen Patentrecht‹, Schriften zum gewerblichen
Rechtsschutz, Bd. 112; zugl. Diss. München 2000,
Köln u.a., 2000

Eshete, Mandefro. ›Das äthiopische Patentgesetz.
Eine Notwendigkeit?‹, RiAf 2002, S. 17-31

B.V.6. Unlauterer Wettbewerb und
Kartellrecht
Eshete, Mandefro. ›Lizenz- und Technologietrans-
ferverträge in Äthiopien, Kenia und Tansania. Ver-
gleichende Darstellungmit dem deutschen und euro-
päischen Recht‹, GRUR Int. 2000, S. 975-989

B.VI.3. Islam
Dilger, Konrad. ›Die Rolle des islamischen Rechts
im ostafrikanischen Raum. Ein Beitrag zur Rechts-
entwicklung in Somalia, in der Volksrepublik Jemen
und in Äthiopien‹, Jb.f.Afr.R. 2 (1981), S. 3-20

B.VIII. Sonstiges; insbes. Staatsangehörigkeit
Nelle, Dietrich. ›Äthiopien: Neues Staatsangehörig-
keitsrecht‹, StAZ 2004, S. 234-237

C. Verfahrensrecht (inkl.
Schiedsgerichtsbarkeit)
C.IV.2. Anerkennungsvoraussetzungen in dem
genannten Land
Spellenberg, Ulrich. ›EGBGB - Internationales Ver-
fahrensrecht in Ehesachen (§§ 606 ff ZPO, Rz. 249);
Länderberichte‹, in: Julius von Staudinger, Kommen-
tar zum BGB mit Einführungsgesetz und Nebenge-
setzen, 12. Aufl., Berlin, 1990

Australien

A. Internationales Privatrecht
A.III.2.a. Vertragsrecht
München (Gutachten). v. 25.07.84. ›1. Allgemeines
zur australischen Rechtsordnung. 2. Statut der Be-
weislast nach australischem IPR. 3. Vertragliches
Leistungsstörungsrecht. 4. Vergütungsanspruch und
Zurückbehaltungsrecht des Beauftragten.‹, IPG 1984
Nr. 5

A.III.2.b. Deliktsrecht
Deißner, Susanne. ›Internationale Zuständigkeit
und Deliktsstatut in Australien - Neuere Entwicklun-
gen in Anpassung an moderne Gegebenheiten‹,
IPRax 2005, S. 47-57

Hoffmann, Bernd von. ›Außervertragliche Schuld-
verhältnisse: Art. 38 n.F. (Unerlaubte Handlungen),
Rz. 59‹, in: Julius von Staudinger, Kommentar zum
Bürgerlichen Gesetzbuch mit Einführungsgesetz
und Nebengesetzen, 12. Aufl., Berlin, 1992

Riegl, Werner. ›Streudelikte im Internationalen Pri-
vatrecht‹, Diss. Augsburg 1986

Witzleb, Normann. ›Internationale Zuständigkeit
für Ehrverletzungen im Internet. Die australische
Perspektive‹, RabelsZ 69 (2005), S. 124-149
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B.V.2. Arbeits- und Sozialrecht
Bieback, Karl-Jürgen. ›Arbeitsrechtlicher Schutz
atypischer Arbeitsverhältnisse im englischen, austra-
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Münch-Heubner, Peter L. ›Der Umbau des Sozial-
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recht, Institut für Arbeitsrecht und Arbeitsbeziehun-
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Cornish, W.R./ McGonigal, Peter. ›Die urheber- und
kartellrechtliche Beurteilung von Parallelimporten in
Australien‹, GRUR Int. 1980, S. 25-29

Ellinger, E. Peter. ›Aspekte des Antitrustrechts in
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Australien uundNeuseeland auf demGebiet des Kar-
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C. Verfahrensrecht (inkl.
Schiedsgerichtsbarkeit)
C.II. Gesamtdarstellungen; Allgemeines
Knöfel, Oliver L. ›Internationales Zivilverfahrens-
recht „Down Under“. Australisch-neuseeländisches
Binnenmarktprozessrecht‹, RIW/AWD 2009, S.
603-608

C.III. Internationale Zuständigkeit
BayObLG. Az. 1 Z 25/79 v. 05.02.80. ›Austr. FamRG
(Family Law Act v. 12.6.1975) Teil V Nr. 39 Abs. 3 lit.
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m.b.H., Neue Folge, Bd. 25, Frankfurt/ M., 1986

BGH. Az. XII ZB 50/06 v. 02.09.09. ›Haager Unter-
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FamFG §§ 40, 53, 57, 86; GG Art. 103 Abs. 1; GVG
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führende Werbung in Australien‹, GRUR Int. 1992,
S. 193-195

Schulz, Andrea. ›Zuständigkeit und gerichtliches
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Group. Erste Schlussfolgerungen aus der Insolvenz
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Australien / New South Wales

A. Internationales Privatrecht
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Will (Hrsg.), Das Recht Deutschlands und der
Schweiz im Dialog III, Schriftenreihe deutscher Ju-
ra-Studenten in Genf, Bd. 11, S. 50-73, Genf, 1995

Dienst-Rohloff, Sigrid. ›Die Entwicklung des
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Reng, Ingo. ›Unterhaltsansprüche aufgrund nicht-
ehelicher Lebensgemeinschaft. Internationales Pri-
vatrecht und ausländisches materielles Recht‹, Studi-
en zum vergleichenden und internationalen Recht,
Bd. 22; zugl. Diss. Regensburg 1992, Frankfurt/ M.,
1994

Schatte, Gisela. ›Die Rechtslage der nichtehelichen
Lebensgemeinschaft in Australien - unter besonderer
Berücksichtigung des de Facto Relationships Act
1984 (New South Wales)‹, FamRZ 1987, S. 14-23

Voß, Sabine. ›Ein Gesetzesvorschlag für die vermö-
gens- und unterhaltsrechtliche Auseinandersetzung
nichtehelicher Lebensgemeinschaften in Deutsch-
land - nach dem Beispiel des De Facto Relationships
Act von 1984 von Neusüdwales/ Australien‹, Müns-
terische Beiträge zur Rechtswissenschaft, Bd. 71; zugl.
Diss. Münster 1992, Münster, 1993

B.V.2. Arbeits- und Sozialrecht
Musil, Ariane. ›Der Ausgleich arbeitsbedingter
Schäden abhängig Beschäftigter in New South Wales
und Deutschland‹, Europäische Hochschulschriften:
Reihe 2, Rechtswissenschaft, Bd. 2993, Frankfurt/ M.
u.a., 2000

C. Verfahrensrecht (inkl.
Schiedsgerichtsbarkeit)
C.IX. Sonstiges
Kilian, Matthias. ›Anwaltsrecht in den Antipoden.
Berufsrecht im australischen Bundesstaat New South
Wales‹, AnwBl. 2002, S. 686-692

Australien / Northern Territory

B. Sachrecht
B.IV.3.d. Verlöbnis; nichteheliche
Lebensgemeinschaft
Reng, Ingo. ›Unterhaltsansprüche aufgrund nicht-
ehelicher Lebensgemeinschaft. Internationales Pri-
vatrecht und ausländisches materielles Recht‹, Studi-
en zum vergleichenden und internationalen Recht,
Bd. 22; zugl. Diss. Regensburg 1992, Frankfurt/ M.,
1994
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Australien / Queensland

B. Sachrecht
B.IV.4. Erbrecht
Passau (Gutachten). ›Succession Act 1981 secs. 9,
26. 1. Nachlassspaltung bei der Erbfolge nach einer
australischen Erblasserin. 2. Formgültigkeit eines
Testaments nach demRecht vonQueensland. 3. Aus-
legung von auf der Grundlage australischen Rechts
getroffenen testamentarischen Anordnungen nach
deutschem Recht. 4. Wirksamkeit einer Erbausschla-
gung.‹, IPG 2002 Nr. 26

B.V.3. Handels-, Transport- und
Versicherungsrecht
Figert, Horst. ›Die Circular-Indemnity-Klausel im
australischen und deutschen Recht‹, VersR 1998, S.
147-162

Australien / South Australia

C. Verfahrensrecht (inkl.
Schiedsgerichtsbarkeit)
C.I.1. Gesetzestexte und Texte von
Staatsverträgen
Krüger, Hilmar. ›Gesetzesübersichten: Arabische
Staaten‹, BfAI: AWSt, Bestell-Nr.: 7056, 7. Aufl.,
Köln, 1999

Australien / Tasmania

B. Sachrecht
B.III.2.a. Vertragsrecht
Köln (Gutachten). ›Fair Trading Act 1990 (Tas) secs.
12, 16 lit. k, 41 Abs. 1, 5; Trade Practices Act 1975
(Cth) secs. 53 lit. g, 87 Abs. 2; EGBGB Artt. 27, 28
Abs. 2 Satz 2, 29 Abs. 2, 35. 1. Zu der Einbeziehung
von Allgemeinen Geschäftsbedingungen in einen
Automietvertrag. 2. Nach der Parol Evidence Rule
sind die Parteien an alle in einem Vertrag abgedruck-
ten Klauseln gebunden. Nach der Regel aus L'Estran-
ge v. Graucob gilt dies aufgrund der Unterschrift des
Klägers unabhängig von einer Kenntnis dieser Klau-
seln. 3. Zu der Frage, ob dennoch hinreichend auf die
Klauseln hingewiesen werden muss. 4. Zu der Ausle-
gung eines Hinweises auf Allgemeine Geschäftsbe-
dingungen in einem Vertragsformular.‹, IPG 2003-
2004 Nr. 3

B.IV.3.d. Verlöbnis; nichteheliche
Lebensgemeinschaft
Reng, Ingo. ›Unterhaltsansprüche aufgrund nicht-
ehelicher Lebensgemeinschaft. Internationales Pri-
vatrecht und ausländisches materielles Recht‹, Studi-
en zum vergleichenden und internationalen Recht,
Bd. 22; zugl. Diss. Regensburg 1992, Frankfurt/ M.,
1994

Australien / Western Australia

A. Internationales Privatrecht
A.V.6. Unlauterer Wettbewerb und
Kartellrecht
Wengler, Wilhelm. ›Neue Kollisionsnormen für Fair
Trading - Gesetze in Australien‹, IPRax 1989, S. 121-
122

B. Sachrecht
B.V.3. Handels-, Transport- und
Versicherungsrecht
Figert, Horst. ›Die Circular-Indemnity-Klausel im
australischen und deutschen Recht‹, VersR 1998, S.
147-162

Bahamas

B. Sachrecht
B.II. Allgemeine Einführungen und
Gesamtdarstellungen
Arnold, Hans-Henning. ›Rechtsordnung und
Rechtspflege der Bahamas‹, ZVglRWiss 82 (1983),
S. 97-141

B.IV.3.c. Verwandtschaftsrecht (inkl.
Kindschaftsrecht)
Faetan, Nathalie. ›Bahamas. Sieben Fragen zur Gel-
tendmachung von Unterhalt‹, JAmt 2009, S. 240-241

B.V.3. Handels-, Transport- und
Versicherungsrecht
Detzer, Klaus. ›Bahamas‹, in: Klaus Detzer (Hrsg.),
Ausländisches Recht der Handelsvertreter und Ver-
tragshändler, Schriftenreihe Recht der Internationa-
len Wirtschaft, Bd. 54, S. 50, Heidelberg, 1997

B.V.4. Gesellschaftsrecht
BGH. Az. IV a ZR 196/82 v. 13.06.84. ›Zur Rechts-
figur des „trust“ im angelsächsischen Recht.‹, IPRspr.
1984 Nr. 121 = BGHWarn 1984 Nr. 199 = RIW/
AWD 1985, S. 154 = WM 1984, S. 1125 = DB 1984,
S. 2192 = IPRax 1985, S. 221 = MDR 1985, S. 212

C. Verfahrensrecht (inkl.
Schiedsgerichtsbarkeit)
C.I.3.a. Ratifikation
OLGDüsseldorf. Az. 7U 134/99 v. 31.03.00. ›Haager
ZPÜbk. Art. 17; Dt.-brit. Abkommen über den
Rechtsverkehr vom 20.03.1928 Art. 14; BGB §§ 17,
24; ZPO § 110. 1. Nach engl. Recht hat ein Kläger oh-
ne Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit grundsätz-
lich Sicherheit für die Prozeßkosten zu leisten. Aller-
dings ist ein Kläger der im Ausland wohnt nicht
schlechthin zur Sicherheitsleistung verpflichtet. 2.
Das dt.-brit. Abkommen über den Rechtsverkehr
vom 20.03.1928 ist im Verhältnis zu den Bahamas
weiter anzuwenden.‹, IPRax 2001, S. 228-230

Bahrain

A. Internationales Privatrecht
A.I.1. Gesetzestexte und Texte von
Staatsverträgen
Elwan, Omaia. ›Gesetz über die Zivil- und Handels-
prozeßordnung. Das anwendbare Recht auf Fragen
des Personalstatuts von Nichtmuslimen‹, Jan Kro-
pholler u.a. (Hrsg.), Außereuropäische IPR-Ge, S.
106-107, Hamburg, Würzburg, 1999

Elwan, Omaia (Übers.). ›Dekretgesetz Art. 16‹, Jan
Kropholler u.a. (Hrsg.), Außereuropäische IPR-Ge,
S. 107, Hamburg. Würzburg, 1999

Krüger, Hilmar. ›Gesetzesübersichten: Arabische
Staaten‹, BfAI: AWSt, Bestell-Nr.: 7056, 7. Aufl.,
Köln, 1999

A.IV.1. Gesamtdarstellungen; Allgemeines
Elwan, Omaia. ›Bahrainische Kollisionsbestim-
mungen über das Personalstatut‹, IPRax 1986, S.
59-60

A.IV.3.b. Eherecht
Elwan, Omaia/ Menhofer, Bruno/ Otto, Dirk (Hrsg.).
›Haager EheWÜbk. Art. 2; Verfassung des Staates
Bahrain vom 26.05.1973 Art. 105; bahrain. Gesetz
über die Zivil- und Handelsprozessordnung vom
22.06.1971 Art. 21; ägypt. ZGBArt. 13; kanad. Divor-
ce Act 1968 sec. 5; kanad. Divorce Act 1985 secs. 3, 8;
GG Art. 3; EGBGB Artt. 4, 6, 14, 17. 1. Kollisions-
recht. 2. Ehescheidungsrecht. 3. Bahrainisches Schei-
dungskollisionsrecht. 4. Kanadisches Scheidungskol-
lisionsrecht. 5. Weiterverweisung. 6. Kanad. Schei-
dungsrecht. 7. Scheidungsgründe‹, in: Elwan, Omaia/

Menhofer, Bruno/ Otto, Dirk (Hrsg.), Gutachten
zum ausländischen Familien- und Erbrecht: Naher
Osten und Mittlerer Osten, Afrika und Asien, Nr. 2,
Frankfurt/ M., 2005

B. Sachrecht
B.I.1. Gesetzestexte und Texte von
Staatsverträgen
Baumann, Herbert/ Ebert, Matthias (Hrsg.). ›Die
Verfassungen der Mitgliedsländer der Liga der Ara-
bischen Staaten‹, Verfassungen der Länder Afrikas
sowie des Nahen und Mittleren Ostens, Bd. 1, Berlin,
1995

Ebert, Hans-Georg (Übers.). ›Bahrain: Verfahren der
Eheschließung und Scheidung‹, StAZ 2008, S. 117-
121

B.II. Allgemeine Einführungen und
Gesamtdarstellungen
Krüger, Hilmar. ›Überblick über das Zivilrecht der
Staaten des ägyptischen Rechtskreises‹, Recht van
de Islam 14 (1997), S. 67-131

Krüger, Hilmar. ›Arabische Staaten: Übersicht über
die wichtigsten Gesetzesbestimmungen‹, BfAI:
AWSt, Bestell-Nr.: 4591, 6. Aufl., Köln, 1996

B.III.2.a. Vertragsrecht
Klaiber, Sven/ Ranjbar, Reza. ›Die Forderungsabtre-
tung in den MENA-Staaten‹, RIW/AWD 2007, S.
522-529

Krüger, H. ›Zum Recht der Forderungsabtretung in
der arabischen Welt‹, in: FS Ulrich Spellenberg
(2010), S. 605-617

Trappe, Johannes/Meyer-Reumann, Rolf. ›Vertrags-
und Schari'a Recht in den arabischen Golfstaaten‹, in:
Henning von Boehmer (Hrsg.), Deutsche Unterneh-
men in den arabischen Golfstaaten, S. 199-236, Stutt-
gart, 1990

B.IV.3.a. Gesamtdarstellungen; Allgemeines
Ebert, Hans-Georg. ›Bahrain: Familienrechtliche
Neuerungen‹, StAZ 2008, S. 104-106

B.IV.3.b. Eherecht
Elwan, Omaia/ Menhofer, Bruno/ Otto, Dirk (Hrsg.).
›Bahrain. Zivil- und Handelsprozessordnung Artt.
17, 21; jordan. ZGB Nr. 43/1976 vom 1.8.1976 Art.
14; jordan. Personenstandsgesetz Nr. 61/1976 Artt.
85ff., 90, 93, 97, 102, 107, 134, 135, 136, 161; EGBGB
Artt. 14, 17, 30, 220 Abs. 1; FamRÄndG Art. 7 § 1.1.
Bahrainisches Familienrecht. 2. Jordanisches Famili-
enrecht. 3. Privatscheidung‹, in: Elwan, Omaia/ Men-
hofer, Bruno/ Otto, Dirk (Hrsg.), Gutachten zum
ausländischen Familien- und Erbrecht: Naher Osten
und Mittlerer Osten, Afrika und Asien, Nr. 1, Frank-
furt/ M., 2005

Elwan, Omaia/ Menhofer, Bruno/ Otto, Dirk (Hrsg.).
›Haager EheWÜbk. Art. 2; Verfassung des Staates
Bahrain vom 26.05.1973 Art. 105; bahrain. Gesetz
über die Zivil- und Handelsprozessordnung vom
22.06.1971 Art. 21; ägypt. ZGBArt. 13; kanad. Divor-
ce Act 1968 sec. 5; kanad. Divorce Act 1985 secs. 3, 8;
GG Art. 3; EGBGB Artt. 4, 6, 14, 17. 1. Kollisions-
recht. 2. Ehescheidungsrecht. 3. Bahrainisches Schei-
dungskollisionsrecht. 4. Kanadisches Scheidungskol-
lisionsrecht. 5. Weiterverweisung. 6. Kanad. Schei-
dungsrecht. 7. Scheidungsgründe‹, in: Elwan, Omaia/
Menhofer, Bruno/ Otto, Dirk (Hrsg.), Gutachten
zum ausländischen Familien- und Erbrecht: Naher
Osten und Mittlerer Osten, Afrika und Asien, Nr. 2,
Frankfurt/ M., 2005

Ksiks, Fadlallah. ›Wie man islamisch heiratet. Die
islamische Ehe nach der Rechtsteilung von Qur'an
und Sunna‹, Düsseldorf, 2010

Scholz, Peter. ›Islam-rechtliche Eheschließung und
deutscher ordre public‹, StAZ 2002, S. 321-334
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B.IV.3.c. Verwandtschaftsrecht (inkl.
Kindschaftsrecht)
DIV-Gutachten v. 08.03.1989. ›Anerkennung durch
einen islamischen Vater (Bahrain), Unterhaltsan-
sprüche, Erbrecht‹, ZfJ 1989, S. 252

B.IV.4. Erbrecht
Ebert, Hans-Georg. ›Das Erbrecht arabischer Län-
der‹, Leipziger Beiträge zur Orientforschung, Bd. 18,
Frankfurt/ M. u.a., 2004

B.V.2. Arbeits- und Sozialrecht
Küppers, Norbert F. ›Aufenthalts- und Arbeitsrecht
in den arabischen Golfstaaten‹, in: Henning von Bo-
ehmer (Hrsg.), Deutsche Unternehmen in den arabi-
schen Golfstaaten, S. 437-464, Stuttgart, 1990

B.V.3. Handels-, Transport- und
Versicherungsrecht
Abderrahmane, Ben. ›Handelsvertreterrecht in den
Ländern des „Arab Gulf Cooperation Council“‹,
RIW/AWD 1990, S. 365-369

Amereller, Florian. ›Das Recht der Handelsvertreter
und Vertragshändler in der MENA-Region‹, Köln,
2007

BfAI (Hrsg.). ›Handelsvertreterrecht in Bahrain‹,
Köln, 1986

Detzer, Klaus. ›Bahrain‹, in: Klaus Detzer (Hrsg.),
Ausländisches Recht der Handelsvertreter und Ver-
tragshändler, Schriftenreihe Recht der Internationa-
len Wirtschaft, Bd. 54, S. 51-55, Heidelberg, 1997

Krüger, Hilmar. ›Anmerkungen zum Recht der
Handelsvertreter und Eigenhändler in den arabi-
schen Golfstaaten‹, in: Henning von Boehmer
(Hrsg.), Deutsche Unternehmen in den arabischen
Golfstaaten, S. 237-276, Stuttgart, 1990

Krüger, Hilmar. ›Handelsvertreterrecht auf der Ara-
bischen Halbinsel‹, in: FS Gerhard Kegel (1987), S.
269-301, Stuttgart, Berlin, Köln, Mainz, 1987

Krüger, Hilmar. ›Handelsvertreterrecht in den ara-
bischen Golfstaaten‹, RIW/AWD 1993, S. 993-996

Seiler, Otto J. ›Seetransport zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und den arabischen Golfstaaten‹,
in: Henning von Boehmer (Hrsg.), Deutsche Unter-
nehmen in den arabischen Golfstaaten, S. 333-354,
Stuttgart, 1990

B.V.4. Gesellschaftsrecht
Grabau, Fritz-René. ›Der Gesellschaftsvertrag im
klassischen Islamrecht und das geltende Gesell-
schaftsrecht der islamischen Staaten‹, ZVglRWiss
89 (1990), S. 330-357

Lacher, Jörg S./ Meyer-Reumann, Rolf. ›Die Joint
Venture Company (JVC) in den arabischen Golfstaa-
ten‹, in: Henning von Boehmer (Hrsg.), Deutsche
Unternehmen in den arabischen Golfstaaten, S. 87-
134, Stuttgart, 1990

B.V.5. Urheberrecht und gewerblicher
Rechtsschutz
Meyer-Laucke, Wilfried/ Meyer-Reumann, Rolf.
›Der gewerbliche Rechtsschutz in den arabischen
Golfstaaten‹, in: Henning von Boehmer (Hrsg.),
Deutsche Unternehmen in den arabischen Golfstaa-
ten, S. 501-554, Stuttgart, 1990

N.N. ›Hinweis auf die Warenzeichengesetzgebung‹,
PMZ 1995, S. 204

Schackel, Torsten/ Meyer-Reumann, Rolf. ›Waren-
zeichenschutz der Vereinigten Arabischen Emirate
und in der Golfregion‹, RIW/AWD1993, S. 996-1002

B.V.7. Zahlungsverkehr, Wertpapiere und
Bankgeschäfte
Amereller, Florian. ›Hintergründe des „Islamic Ban-
king“. Rechtliche Problematik des riba-Verbotes in
der Shari'a und seine Auswirkungen auf einzelne
Rechtsordnungen arabischer Staaten‹, Schriften

zum Internationalen Recht, Bd. 71; zugl. Diss. Mainz
1994, Berlin, 1995

Eicher, Karlheinz. ›Claims und Change Orders im
Anlagengeschäft mit den arabischen Golfstaaten‹,
in: Henning von Boehmer (Hrsg.), Deutsche Unter-
nehmen in den arabischen Golfstaaten, S. 555-582,
Stuttgart, 1990

Eisemann, Frédéric/ Schütze, Rolf A. ›Das Doku-
mentenakkreditiv im Internationalen Handelsver-
kehr‹, 3. Aufl., Heidelberg, 1989

Krüger, Hilmar. ›Arabische Staaten: Recht der
Bankgarantien‹, BfAI: AWSt, Bestell-Nr.: 2582, Köln,
Berlin, 1994

Schütze, Rolf A. ›Bankgarantien und Dokumenten-
akkreditive im deutsch-arabischen Geschäftsver-
kehr‹, in: Henning von Boehmer (Hrsg.), Deutsche
Unternehmen in den arabischen Golfstaaten, S.
277-298, Stuttgart, 1990

B.VI.3. Islam
Bälz, Kilian Rudolf. ›Islamisches Kreditwesen. Reli-
gion, Wirtschaft und Recht im Islam‹, ZVglRWiss 3
(2010), S. 272-292

Kellner, Martin. ›Islamische Rechtsmeinungen zu
medizinischen Eingriffen an den Grenzen des Le-
bens. Ein Beitrag zur kulturübergreifenden Bioethik‹,
Mitteilungen zur Sozial- und Kulturgeschichte der is-
lamischenWelt, Bd. 29; zugl. Diss.Wien 2007,Würz-
burg, 2010

Reinhardt, Klaus. ›Das Shari´a-Recht der arabi-
schen Golfstaaten‹, RIW/AWD 1997, S. 747-749

Reissner, Johannes. ›Die Stellung des Islams und des
islamischen Rechts in ausgewählten Staaten: Saudi-
Arabien und die kleineren Golfstaaten‹, in: Werner
Ende/ Udo Steinbach (Hrsg.), Der Islam in der Ge-
genwart, S. 531-543, 4. Aufl., München, 1996

Trappe, Johannes/Meyer-Reumann, Rolf. ›Vertrags-
und Schari'a Recht in den arabischen Golfstaaten‹, in:
Henning von Boehmer (Hrsg.), Deutsche Unterneh-
men in den arabischen Golfstaaten, S. 199-236, Stutt-
gart, 1990

Yassari, Nadjma. ›Die islamische Brautgabe im
deutschen Kollisions- und Sachrecht (zu BGH,
9.12.2009 - XII ZR 107/08, unten S. 85, Nr. 8)‹, IPRax
2011, S. 63-68

B.VIII. Sonstiges; insbes. Staatsangehörigkeit
Krüger, Hilmar. ›Staatsangehörigkeitsrecht‹, StAZ
1986, S. 21-25

Krüger, Hilmar/ Küppers, Norbert F. ›Bahrain: Än-
derungen des Staatsangehörigkeitsrechts‹, StAZ
1990, S. 24

C. Verfahrensrecht (inkl.
Schiedsgerichtsbarkeit)
C.I.1. Gesetzestexte und Texte von
Staatsverträgen
Krüger, Hilmar. ›Gesetzesübersichten: Arabische
Staaten‹, BfAI: AWSt, Bestell-Nr.: 7056, 7. Aufl.,
Köln, 1999

C.IV.2. Anerkennungsvoraussetzungen in dem
genannten Land
Bälz, Kilian. ›Die Anerkennung und Vollstreckung
ausländischer Zivilurteile und Schiedssprüche in den
Arabischen Golfstaaten‹, RIW/AWD 2011, S. 118-
125

C.VI. Schiedsgerichtsbarkeit und
Schiedsvertrag
Bälz, Kilian. ›Die Anerkennung und Vollstreckung
ausländischer Zivilurteile und Schiedssprüche in den
Arabischen Golfstaaten‹, RIW/AWD 2011, S. 118-
125

Dilger, Konrad. ›Schiedsgerichtsbarkeit und Voll-
streckung ausländischer Entscheidungen in den
Golfstaaten‹, in: K.-H. Böckstiegel (Hrsg.), Vertrag-
spraxis u. Streiterl. im Wirtschaftsverkehr mit arab.
Staaten; Schriftenreihe d. dt. Inst. f. Schiedsgerichts-
wesen, Bd. 2, S. 101-122, Köln u.a., 1981

Krüger, Hilmar. ›Zur Einrede der Schiedsgerichts-
barkeit in Bahrain‹, RIW/AWD 1989, S. 821-822

Triebel, Volker B./ Al-Hejailan, Salah. ›Internationa-
le Schiedsgerichtsbarkeit nach den Rechten der ara-
bischen Golfstaaten‹, in: Henning von Boehmer
(Hrsg.), Deutsche Unternehmen in den arabischen
Golfstaaten, S. 583-614, Stuttgart, 1990

Bangladesch

A. Internationales Privatrecht
A.IV.4. Erbrecht
Elwan, Omaia/ Menhofer, Bruno/ Otto, Dirk (Hrsg.).
›Genfer Flüchlingskonvention vom 28.07.1951 Artt.
1, 12; Bangladeschischer Succession Act 1925 secs.
4-19; bangladeschischer Code of Civil Procedure
1908 secs. 13, 14; 19; Indian Succession Act 1925 sec.
4; EGBGB Artt. 4, 25; AslyVerfG § 3; BGB §§ 2353,
2369. 1. Erbrecht von Bangladesch. 2. Erbrechtliche
Kollisionsnormen. 3. IPR bei Flüchlingen. 4. Renvoi
des IPR von Bangladesch‹, in: Elwan, Omaia/ Men-
hofer, Bruno/ Otto, Dirk (Hrsg.), Gutachten zum
ausländischen Familien- und Erbrecht: Naher Osten
und Mittlerer Osten, Afrika und Asien, Nr. 1, Frank-
furt/ M., 2005

B. Sachrecht
B.IV.2. Personen-, Namens- und
Geschäftsfähigkeitsrecht
Krömer, Karl. ›Bangladeschisches Namensrecht‹,
StAZ 1995, S. 20-21

Neumann, Gerhard. ›Bangladeschische Personen-
standsurkunden‹, StAZ 1996, S. 23-24

B.IV.3.b. Eherecht
AG Hamburg. Az. 268 F 32/99 v. 27.05.99. ›Muslim
Family Laws Ordinance 1961 Secs. 7, 8; EGBGB Artt.
14 Abs. 1 Nr. 1 Alt. 2, 17. Nach sec. 7 der trotz der
Abtrennung von Bangladesch weiterhin geltenden
Muslim Family Laws Ordinance 1961 kann die Ehe
durch Verstoßung (talaq) des Ehemannes aufgelöst
werden. Dies kann gem. sec. 8 auch durch die ord-
nungsgemäß bevollmächtigte Ehefrau geschehen‹,
FamRZ 2000, S. 958 = IPRSpr. 1999 Nr. 61

Justizministerium NRW. Az. II B. 169/81 v. 29.07.83.
›Muslim Family Law Ordinance 1961 sec. 6; Musli-
mes Marriages and Divorces (Registration) Act 1974
i.V.m. den Rules 1975 sec. 1 (2, sec. 6 (2), (3), Nr. 20
(Rules). Zu den Wirksamkeitsvoraussetzungen von
Eheschließungen und Scheidungen nach dem Recht
von Bangladesh.‹, IPRspr. 1983 Nr. 2

Kantonsgericht St. Gallen. Az. GVP 1995 Nr. 44 v.
14.09.95. ›Schweiz. IPR-G Artt. 27, 65 Abs. 1; ZGB
Art. 122 Abs. 3. In Bangladesch richtet sich die Auf-
lösung der Ehe zwischenMuslimen nach der Muslim
Family Laws Ordinance von 1961. Die Ordinance er-
laubt es dem Ehemann, die Ehe durch einfache Ver-
stoßung aufzulösen. Der Ehefrau steht dieses Recht
nicht zu, es kann ihr aber vom Ehemann delegiert
werden. Die Ordinance fügt den herkömmlichen Re-
geln drei Voraussetzungen hinzu: Der Ehemannmuß
erstens den in bestimmter Form ausgesprochenen
Talaq demVorsitzenden der zuständigen „Union Pa-
rishad“ anzeigen, zweitens der Ehefrau eine Kopie
davon zustellen und drittens eine Frist von 90 Tagen
abwarten. Der Vorsitzende ist gehalten, ein Schieds-
gericht zu bestellen und eine Versöhnung anzustre-
ben. Er hat aber keine Entscheidungskompetenz
und nicht einmal die Befugnis, eine Scheidungsur-
kunde auszustellen. Der Talaq ist selbst dann gültig,
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wenn er nichts unternimmt. Ob ein Talaq als auslän-
dische Scheidung in der Schweiz anerkannt werden
kann, richtet sich nach Art. 65 IPR-G. Der in dieser
Norm verwendete Begriff der Ehescheidung geht
über den des schweiz. Zivilrechts hinaus. Die Schei-
dung imAusland braucht nicht in einem zivilgericht-
lichen Verfahren ausgesprochen worden zu sein. Es
genügt jedes andere im betreffenden Staat anerkann-
te Verfahren, auch wenn es sich vor Verwaltungsbe-
hörden oder vor einem religiösen Gericht abwickelte.
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Schlattes, S. E. (Übers.). ›Andenstaaten: Beschluß
Nr. 344 - Gemeinsame Regelungen über den Ge-
werblichen Rechtsschutz‹, GRUR Int. 1994, S. 917-
931

B.I.3.a. Ratifikation
CastroMontenegro, Jorge. ›Die Regelung des Patent-
und Lizenzrechts im Andenpakt. Systematische Dar-
stellung mit Hinweisen auf das deutsche Patent-
recht‹, Regionalwissenschaft Lateinamerikas, Bd. 2;
zugl. Diss. Münster 1992, Münster, Hamburg, 1993

Hohnerlein, Eva-Maria. ›Eine neue Konvention
zum Schutz von Adoptivkindern - Das Interamerika-
nische Übereinkommen über das auf die Minderjäh-
rigen-Adoption anwendbare Recht vom 24.05.1984‹,
StAZ 1985, S. 124-129

B.III.2.a. Vertragsrecht
Firsching, Karl. ›Internationales Schuldrecht I, Vor-
bemerkungen zu Artt. 27-37 EGBGB n.F., Rz. 17‹, in:
J. v. Staudinger, Kommentar zum Bürgerlichen Ge-
setzbuch mit Einführungsgesetz und Nebengesetzen,
12. Aufl., Berlin, 1987

Grötsch, Michael/ Wiethaup, Gerd. ›Die Sicherung
und Durchsetzbarkeit von Forderungen nach boli-
vianischem Recht‹, RIW/AWD 1987, S. 797-798

Schwonke, Martina. ›Verkehrsschutz bei der Stell-
vertretung im deutschen Recht und in den lateiname-
rikanischen Rechten unter besonderer Berücksichti-
gung des positiven Vertrauensschutzes‹, Arbeiten zur
Rechtsvergleichung, Bd. 148; zugl. Diss. Göttingen
1989, Baden-Baden, 1990

B.III.3. Sachenrecht
Röthlisberger, Andreas. ›Traditionsprinzip und
Konsensprinzip bei der Mobiliarübereignung; eine
vergleichende Untersuchung zu den iberischen und
lateinamerikanischen Kodifikationen‹, Schweizer
Studien zum internationalen Recht, Bd. 28; zugl.
Diss. Bern 1982, Bern, 1982

Strauch, Joachim. ›Der Eigentumsvorbehalt beiWa-
renlieferungen in das Ausland. Die Regelungen in
wichtigen Exportländern‹, 7. Aufl., Offenbach/ M.,
1997

Stumpf, Herbert (Hrsg.). ›Eigentumsvorbehalt und
Sicherungsübertragung imAusland: Recht derMobi-

liarsicherheiten im Ausland‹, RIW-Schriftenreihe,
Bd. 8, 5. Aufl., Heidelberg, 1988

B.IV.2. Personen-, Namens- und
Geschäftsfähigkeitsrecht
Fritsche, Karl. ›Ehenamen einer Deutschen nach
Eheschließung mit einem Bolivianer 1980 in Boli-
vien; Familiennamen der in Bolivien geborenen Kin-
der‹, StAZ 1990, S. 300-301

Heinen, Hans Peter. ›Namensführung der Ehefrau
in Bolivien‹, StAZ 1993, S. 398-401

Jauß, Wolfgang. ›Ehenamen eines Deutschen, der
nach seinem früheren bolivianischenHeimatrecht ei-
nen Doppelnamen führt‹, StAZ 1995, S. 116

B.IV.3.c. Verwandtschaftsrecht (inkl.
Kindschaftsrecht)
AG Brühl. Az. 80 XVI K 3/99 v. 26.11.99. ›FGG § 16
a; PStG § 45 Abs. 2; GG Art. 3. Bei einer boliviani-
schen Adoption handelt es sich nicht um eine schwa-
che, sondern um eine Volladoption. Sie kommt in ih-
renWirkungen der Annahme als Kind gleich‹, IPRax
2001, S. 141-142

DIV-Gutachten v. 30.08.1990, Az. B2, B3. ›Bolivien/
Brasilien: Scheinehelichkeit nach bolivianischem und
brasilianischem Recht. Namensführung bei Doppel-
staatern. Anerkennung der Vaterschaft unter den
drei Alternativen des Art. 20 I EGBGB; Art. 19, 14,
10 EGBGB‹, ZfJ 1990, S. 596-597

Fuchs, Angelika. ›Auslandsadoptionen vor inländi-
schenGerichten (zu AGBrühl, 26.11.1999 - 80 XVI K
3/99 und OGH, 22.12.1999 - 3 Ob 321/99y)‹, IPRax
2001, S. 116-119

Heinrich, Gregor. ›Adoption in Lateinamerika‹,
ZVglRWiss 85 (1986), S. 100-135

Kornmacher, Stefan. ›Die Rechtsstellung des nicht-
ehelichen Kindes im spanischsprachigen Lateiname-
rika‹, Deutsche Hochschuledition, Bd. 56; zugl. Diss.
Kiel 1996, Neuried, 1996

B.IV.3.d. Verlöbnis; nichteheliche
Lebensgemeinschaft
Paust, Sebastian. ›Vermögensrechtliche Beziehun-
gen zwischen den Partnern einer nichtehelichen Le-
bensgemeinschaft. Eine rechtsvergleichende Be-
trachtung unter Einbeziehung des deutschen, spani-
schen, portugiesischen und lateinamerikanischen
Rechts‹, Deutsch-Spanische Rechtsschriften; zugl.
Diss. Regensburg 1991, Baden-Baden, 1992

Striewe, Peter. ›Ausländisches und Internationales
Privatrecht der nichtehelichen Lebensgemeinschaft‹,
Osnabrücker Rechtswissenschaftliche Abhandlun-
gen, Bd. 4; zugl. Diss. Osnabrück 1985, Köln u.a.,
1986

B.V.1. Gesamtdarstellungen; Allgemeines
Herdegen, Matthias. ›Investitionsschutz in Latein-
amerika: Neuere Entwicklungen im Verfassungs-
und Völkervertragsrecht‹, ZVglRWiss 94 (1995), S.
341-352

B.V.2. Arbeits- und Sozialrecht
Mesa-Lago, Carmelo. ›Die Renten der Sozialen Si-
cherheit in Lateinamerika nach drei Jahrzehnten
der Reform‹, ZIAS 2009, S. 1-34

B.V.3. Handels-, Transport- und
Versicherungsrecht
Mallmann, Dankwart. ›Lateinamerika - Handels-
vertreterrecht‹, BfAI: AWSt, Bestell-Nr.: 10458, Köln,
2004

Zwernemann, Dieter. ›Bolivien‹, in: Klaus Detzer
(Hrsg.), Ausländisches Recht der Handelsvertreter
und Vertragshändler, Schriftenreihe Recht der Inter-
nationalen Wirtschaft, Bd. 54, S. 70-72, Heidelberg,
1997

B.V.5. Urheberrecht und gewerblicher
Rechtsschutz
Bohn, Patricia. ›Parallelimportregelungen im Pa-
tent- und Markenrecht in Lateinamerika‹, Schriften-
reihe zum Wirtschaftsrecht Lateinamerikas, Bd. 17;
zugl. Diss. München 2009, Baden-Baden, 2010

Correa, Carlos M. ›Veränderungen im lateinameri-
kanischen Patentrecht‹, GRUR Int. 1994, S. 799-807

Grützmacher, Rolf/ Laier, Hubert/ May, Dietmar.
›Der Internationale Lizenzverkehr. Genehmigungs-
vorschriften, Steuern, Devisenbestimmungen und
Hinweise zur internationalen Lizenzpraxis‹, Schrif-
tenreihe Recht der Internationalen Wirtschaft, Bd.
6, 8. Aufl., Heidelberg, 1997

Markowski, Andreas. ›Der gewerbliche Rechts-
schutz in den Ländern der Andengemeinschaft‹,
Schriftenreihe zumWirtschaftsrecht Lateinamerikas,
Bd. 11; zugl. Diss. München 2003, Baden-Baden,
2004

Olivares Santibánez, María Christina. ›Marken-
schutz im lateinamerikanischen Recht‹, Diss. Göttin-
gen 1981

B.V.6. Unlauterer Wettbewerb und
Kartellrecht
Böttcher, Georg. ›Kartell- und Lauterkeitsrecht in
den Ländern der Andengemeinschaft‹, Schriftenrei-
he zum Wirtschaftsrecht Lateinamerikas, Bd. 10;
zugl. Diss. München 2003, Baden-Baden, 2004

B.VIII. Sonstiges; insbes. Staatsangehörigkeit
Goncalves, Guilherme. ›Rechtssoziologische Inter-
pretationen des Rechtsdiskurses in Lateinamerika.
Eine postkoloniale Kritik‹, Juridikum 2010, S. 311-
325

C. Verfahrensrecht (inkl.
Schiedsgerichtsbarkeit)
C.IV.1. Anerkennung ausländischer
Entscheidungen in Deutschland
Fuchs, Angelika. ›Auslandsadoptionen vor inländi-
schenGerichten (zu AGBrühl, 26.11.1999 - 80 XVI K
3/99 und OGH, 22.12.1999 - 3 Ob 321/99y)‹, IPRax
2001, S. 116-119

C.IV.2. Anerkennungsvoraussetzungen in dem
genannten Land
Hohnerlein, Eva-Maria. ›Eine neue Konvention
zum Schutz von Adoptivkindern - Das Interamerika-
nische Übereinkommen über das auf die Minderjäh-
rigen-Adoption anwendbare Recht vom 24.05.1984‹,
StAZ 1985, S. 124-129

Möllring, Eva. ›Anerkennung und Vollstreckung
ausländischer Urteile in Südamerika‹, Diss. Göttin-
gen 1984/85

Spellenberg, Ulrich. ›EGBGB - Internationales Ver-
fahrensrecht in Ehesachen (§§ 606 ff ZPO, Rz. 249);
Länderberichte‹, in: Julius von Staudinger, Kommen-
tar zum BGB mit Einführungsgesetz und Nebenge-
setzen, 12. Aufl., Berlin, 1990

C.VI. Schiedsgerichtsbarkeit und
Schiedsvertrag
Samtleben, Jürgen. ›Schiedsgerichtsbarkeit in den
Andenpaktstaaten, Teil I u. II‹, RIW/AWD 1984, S.
600-604 u. 860-874

C.IX. Sonstiges
Gebel, Anja C. ›Ombudsinstitutionen in Lateiname-
rika - Die Kunst des Überzeugens und politische
Machtinteressen‹, Europäische Hochschulschriften:
Reihe 31, Politikwissenschaft, Bd. 562; zugl. Diss.
Hamburg 2008, Frankfurt/ M. u.a., 2008
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Bosnien und Herzegowina

A. Internationales Privatrecht
A.IV.1. Gesamtdarstellungen; Allgemeines
Jessel-Holst, Christa. ›Neue Entwicklungen im Be-
reich des Familienrechts der jugoslawischen Nach-
folgestaaten - unter besonderer Berücksichtigung
der Neukodifikation in der Republika Srpska (Bos-
nien und Herzegowina) vom Jahre 2002‹, FamRZ
2004, S. 847-854

A.IV.3.b. Eherecht
BayObLG. Az. 2 Z BR 17/92 v. 02.04.92. ›Jugosl. Ge-
setz v. 15.07.1982 zur Lösung von Gesetzeskollisio-
nen mit anderen Staaten Artt. 36-38; jugosl. GG über
die Ehe v. 03.04.1946 Artt. 7, 8; EGBGB Art. 15; GBO
§ 20. Nach jugosl. IPR ist eine Rechtswahl möglich.
Das Kollisionsrecht Jugoslawiens sieht hinsichtlich
der güterrechtlichen Wirkungen einer Ehe keine
Rück- oder Weiterverweisung vor. Diese Regel gilt
auch in den ehemaligen jugosl. Teilrepubliken. Die
Republiken und autonomen Gebiete Jugoslawiens
haben die Artt. 7, 8 des früher in Jugoslawien als Bun-
desrecht geltenden Grundgesetzes über die Ehe über-
nommen. Nach dem Recht Kroatiens, Mazedoniens,
Bosnien-Herzegowinas, Montenegros, Serbiens und
Sloweniens ist danach grundsätzlich nur das wäh-
rend der Ehe durch Arbeit erworbene Vermögen ge-
meinsames Vermögen. Das vor der Ehe erlangte Ver-
mögen bleibt Alleineigentum des jeweiligen Ehegat-
ten.‹, DNotZ 1992, S. 575-578 = BayObLGZ 1992, S.
85-88 = MittRhNotK 1992, S. 152-153 = RPfleger
1992, S. 341-342 = IPRspr. 1992 Nr. 87

OLG Stuttgart. Az. 17 UF 104/96 v. 18.03.97. ›Bosn.
Familienges. v. 29.5.1979 Artt. 55, 60 ff., 66; jugosl.
Ges. v. 15.7.1982 zur Lösung von Gesetzeskollisionen
mit den Vorschriften anderer Länder in bestimmten
Beziehungen (IPR-G) Artt. 61 Abs. 2, 89; EGBGB
Artt. 14 Abs. 1 Nr. 1, 17 Abs. 1; ZPO § 606 Abs. 1
Nr. 4. Es ist davon auszugehen, dass das jugosl.
IPR-G von der Republik Bosnien und Herzegowina
übernommen worden ist. Nach dessen Art. 61 Abs.
2 sind die jugosl. Gerichte in Ehesachen ausschließ-
lich zuständig, wenn der beklagte Ehegatte Jugoslawe
ist und einen Wohnsitz in Jugoslawien unterhält.
Nach Art. 89 Abs. 1 IPR-G scheidet die Anerkennung
einer ausländischen Gerichtsentscheidung aus, wenn
in der Sache, die ergangen ist, eine ausschließliche
Zuständigkeit der jugosl. Gerichte besteht. Das Aner-
kennungshindernis besteht nicht ausnahmslos. Nach
Art. 89 Abs. 2 IPR-G bedeutet die ausschließliche Zu-
ständigkeit der jugosl. Gerichte kein Hindernis für
die Anerkennung einer ausländischen Gerichtsent-
scheidung, wenn sich der Beklagte der Anerkennung
nicht widersetzt. Nach Art. 55 bosn. Familienges.
setzt die Scheidung schwere und dauerhafte Zerrüt-
tung der Ehebeziehungen voraus. In Artt. 60 ff bosn.
Familienges. ist ein Versöhnungsversuch vorgese-
hen. Er ist bei Aufenthalt eines Ehepartners im Aus-
land entbehrlich, Art. 66 bosn. Familienges..‹, IPRspr.
1997 Nr. 165

Westenburger, Helmut. ›Die Anwendbarkeit des
Art. 13 EGBGB bei der Eheschließung bosnischer
Staatsangehöriger‹, StAZ 1995, S. 248-249

A.IV.3.c. Verwandtschaftsrecht (inkl.
Kindschaftsrecht)
BayObLG. Az. 1 Z BR 35/01 v. 26.03.02. ›MSA Art.
2 Abs. 2 Satz 2; jugosl. Ges. zur Lösung von Gesetzes-
kollisionenmit den Vorschriften anderer Staaten (ju-
gosl. IPR) v. 15.7.1982 Art. 44; Ges. über die Familie
von Bosnien und Herzegowina Artt. 142 ff.; EGBGB
Artt. 7, 14, 21, 22, 23; BGB § 1748. Das Internationale
Privatrecht von Bosnien und Herzegowina sieht in
Art. 44 für die Voraussetzungen einer binationalen
Adoption vor, daß die Rechte beider Staaten kumu-
lative Anwendung finden. Nach Art. 142 Abs. 1 i.V.
m. Artt. 153 ff. des Ges. über die Familie von Bosnien

und Herzegowina ist die Ersetzung der Einwilligung
des Vaters hinsichtlich einer Adoption des Kindes
nicht möglich. Die Gültigkeit der Annahme an Kin-
des statt hängt von der Einwilligung der Eltern des
Angenommenen ab, Artt. 142 Abs. 1, 154 Ges. über
die Familie von Bosnien und Herzegowina. Im Falle
der „nicht vollen Annahme“ kann die Zustimmung
eines Elternteils entbehrlich sein, Art. 149 Ges. über
die Familie von Bosnien und Herzegowina.‹, Bay-
ObLGZ 2002, S. 99-107 = FamRZ 2002, S. 1282-1285
= IPRspr. 2002 Nr. 112

LG Rottweil. Az. 4 T 129/94 v. 03.02.95. ›Jugosl.
IPR-G Art. 41. Nach Art. 41 jugosl. IPR-Ges ist für
die Anerkennung, Bestätigung oder Anfechtung der
Vaterschaft bzw. Mutterschaft das Recht des Staates
anzuwenden, dessen Staatsangehörigkeit die Person,
deren Vaterschaft oder Mutterschaft anerkannt, be-
stätigt oder angefochten wird, zur Zeit der Geburt
des Kindes besaß. Nach dem Recht aller früheren ju-
gosl. Teilrepubliken bestehen keine Unterschiede
zwischen Kindern, deren Eltern verheiratet, und Kin-
dern, deren Eltern dies nicht sind. In Bosnien-Herze-
gowina wird ein voreheliches Kind bereits durch das
Vaterschaftsanerkenntnis wie ein eheliches Kind le-
gitimiert. Daher entfällt eine (nochmalige) Legitima-
tion durch die nachfolgende Eheschließung.‹, NJW-
RR 1995, S. 967

A.IV.4. Erbrecht
Hamburg (Gutachten). ›Jugosl. Gesetz über die Re-
gelung von Kollisionen der Gesetze mit den Vor-
schriften anderer Staaten bei bestimmten Verhältnis-
sen 1982 Art. 30; kroat. Gesetz über die Beerbung
Artt. 9, 10, 21, 23, 133. 1. Recht von Bosnien-Herze-
gowina als Erbstatut. 2. Gesetzliche Erbfolge; Erhö-
hung des Erbteils im Bedarfsfall (Noterbrecht).‹,
IPG 1999 Nr. 39

B. Sachrecht
B.I.1. Gesetzestexte und Texte von
Staatsverträgen
Celic, Katja/ Sarcevic, Edin (Übers.). ›Gesetz vom 16.
Dezember 1997 über die bosnisch-herzegowinische
Staatsangehörigkeit‹, WGO 1998, S. 337-348

Pürner, Stefan. ›Föderation Bosnien und Herzego-
wina: Privatisierungsgesetz‹, WiRO 1998, S. 182-186

Pürner, Stefan. ›Gesamtstaat Bosnien und Herzego-
wina: Gesetz über den Verbraucherschutz‹, WiRO
2004, S. 145-150

Pürner, Stefan (Übers.). ›Bosnien und Herzegowina
(Gesamtstaat): Gesetz über die Politik direkter aus-
ländischer Investitionen in Bosnien und Herzegowi-
na‹, WiRO 1999, S. 25-29

Pürner, Stefan (Übers.). ›Föderation Bosnien und
Herzegowina: Bankengesetz‹,WiRO 1999, S. 337-344

Pürner, Stefan (Übers.). ›Gesetz über die Unterneh-
men vom 23. Juli 1998 (SL RS 43/1999) - Auszug -‹,
WiRO 1999, S. 263-270

Pürner, Stefan (Übers.). ›Gesetz über die öffentli-
chen und privaten Stiftungen vom 30. April 1998
(SN FBiH 16/1998)‹, WiRO 2000, S. 315-319

Pürner, Stefan (Übers.). ›Bosnien und Herzegowina:
Gesetz über ausländische Anlagen‹, WiRO 1995, S.
466-470

B.I.3.a. Ratifikation
OLG Köln. Az. 27 UF 23/94 v. 29.06.94. ›Haager
ZPÜbk. Artt. 18, 19; ZPO §§ 328 Abs. 1, 722, 723Abs.
2 S. 2. Bosnien-Herzegowina ist durch Abgabe einer
Rechtsnachfolgeerklärung Vertragspartei des Haager
ZPÜbk. geworden‹, IPRspr. 1994 Nr. 165 = FamRZ
1995, S. 306-307 = RIW/AWD 1995, S. 247 = IPRax
1996, S. 268-269

B.II. Allgemeine Einführungen und
Gesamtdarstellungen
Bernstorff, Christian Graf von. ›Vertrags-, Kauf-,
Handels- und Gesellschaftsrecht in Osteuropa mit
Hinweisen zu Investitionsbedingungen‹, Köln, 1999

Bernstorff, Christoph Graf von. ›Zivilrechtsentwick-
lung in Mittel- und Osteuropa‹, RIW/AWD 1998, S.
825-832

Kleine, Klaus. ›Die Rechtsentwicklung auf dem Bal-
kan‹, in: FS Herwig Roggemann (2006), S. 327-332,
Berlin, 2006

B.III.2.a. Vertragsrecht
OLGFrankfurt/ M. Az. 17U 8/95 v. 14.01.04. ›Bosn.
Verordnung mit Gesetzeskraft über die Übernahme
des Gesetzes über das Zivilverfahren v. 11.4.1992; ju-
gosl. Ges. über die Schuldverhältnisse v. 30.3.1978
(jugosl. Obliagtionengesetz) Artt. 142 bis 144; jugosl.
Ges. über das Zivilverfahren v. 24.12.1976 (jugosl.
ZivVfG) Artt. 46 Abs. 1, 48, 59, 70; slowen. Verfas-
sungsgesetz zur Durchführung der Verfassungsur-
kunde über die Souveränität und Unabhängigkeit
der Republik Slowenien v. 25.6.1991 Art. 1; EGBGB
Artt. 27 Abs. 1, 28; ZPO §§ 21, 23, 38 Abs. 2. Art. 70
jugosl. ZivVfG bestimmt, dass die Parteien, sofern
nicht eine ausschließliche Zuständigkeit begründet
ist, ein örtlich unzuständiges Gericht als Gerichts-
stand vereinbaren können, sofern dieses nur sachlich
zuständig ist. Die Gerichtsvereinbarung muss sich
auf einen bestimmten Rechtsstreit oder mehrere
Rechtsstreitigkeiten beziehen, die aus einem be-
stimmten Rechtsverhältnis hervorgehen. Die Verein-
barung muss in Schriftform erfolgen, Art. 70 Abs. 3
jugosl. ZivVfG. Anforderungen an eine bestimmte
Eigenschaft der vertragsschließenden Personen gibt
es nicht. Das prorogierte Gericht muss nicht aus-
drücklich genannt sein, sich aber nach den Umstän-
den eindeutig ermitteln lassen, also bestimmbar sein.
Der allgemeine Gerichtsstand einer juristischen Per-
son ist nach Artt. 46 Abs. 1, 48 jugosl. ZivVfG bei
dem Gericht an dem Ort begründet, an dem eine ju-
ristische Person ihren Sitz hat. Nach Art. 59 jugosl.
ZivVfG besteht bei einer so genannten auswärtigen
Geschäftsstelle einer juristischen Person aber wahl-
weise auch ein besonderer Gerichtsstand bei demGe-
richt am Ort dieser Geschäftsstelle, wenn der streit-
gegenständliche Anspruch aus den Rechtsbeziehun-
gen dieser Geschäftsstelle herrührt. Art. 142 Abs. ju-
gosl. Obligationengesetz regelt, dass die durch ir-
gendeine Vertragspartei festgelegten allgemeinen Be-
dingungen, sie es, dass sie in der Vertragsurkunde
enthalten sind, sei es, dass der Vertrag auf sie ver-
weist, die in dem nämlichen Vertrag zwischen den
Parteien getroffenen Regelungen ergänzen und wie
diese verbindlich sind. Von einer Ungültigkeit sol-
cher allgemeiner Bedingungen ist nach Art. 143 Abs.
1 jugosl. Obligationengesetz nur auszugehen, wenn
diese gerade dem Zweck des abgeschlossenen Ver-
trags oder guten Geschäftsbräuchen zuwiderlaufen.
Art. 143 Abs. 2 jugosl. Obligationengesetz regelt, dass
ein Gericht die Anwendung einzelner Bestimmun-
gen, die der anderen Partei Einwendungsrechte ent-
ziehen oder aufgrund derer irgendeine Partei ver-
tragliche Rechte oder Fristen verliert oder die sonst
ungerecht oder übertrieben streng gegen irgend je-
manden sind, ablehnen kann.‹, IPRspr. 2004 Nr. 97

Vodicar, Ales. ›Schadensersatz bei Vertragsverlet-
zungen. Eine rechtsvergleichende Betrachtung des
deutschen Rechts und der Rechtsordnung der Nach-
folgestaaten Ex-Jugoslawiens‹, Studien zum Zivil-
recht, Bd. 50; zugl. Diss. Augsburg 2007, Hamburg,
2008

B.III.2.b. Deliktsrecht
Neidhart, Hermann. ›Unfall im Ausland. Band 1:
Ost-Europa‹, 5. Aufl., Bonn, 2006

Neidhart, Hermann. ›Die westlichen Balkanstaaten
- auf dem langen Weg nach Europa. Aktuelles zum

44

Bosnien und Herzegowina



© sellier. european law publishers 
www.sellier.de

Verkehrsrecht in sieben Ländern Südosteuropas‹,
DAR 2008, S. 568-579

Neidhart, Hermann. ›Unfall im Ausland. Schadens-
regulierung für 44 Länder von Albanien bis Zypern:
Abwicklung von Sach- und Personenschäden, An-
waltskosten, Haftungsgrundlagen, Versicherungs-
recht und Regulierungspraxis, außergerichtliche
und gerichtliche Wege zum Schadensersatz‹, Mün-
chen, 1995

Vucic, Aleksandra. ›Geldersatz für seelische
Schmerzen im Recht der Nachfolgestaaten Jugosla-
wiens, unter besonderer Berücksichtigung des Ange-
hörigenschmerzensgeldes‹, ZfRV 2003, S. 178-186

B.III.3. Sachenrecht
Hinteregger, Monika/ Boric, Tomislav (Hrsg.). ›Si-
cherungsrechte an Immobilien in Europa‹, Grazer
Beiträge zum Recht der Länder Südosteuropas und
der europäischen Integration, Bd. 1, Wien, 2009

Imamovic, Fatima. ›Die Auswirkungen des Wohn-
und Eigentumsrechts in Bosnien-Hezregowina auf
die Rückkehr der Minderheiten‹, Studien zum Völ-
ker- und Europarecht, Bd. 89; zugl. Diss. Köln 2010,
Hamburg, 2011

Rericha, Roman/ Pestek, Edisa. ›Aktuelle Probleme
der Verwertung von Pfandrechten an beweglichen
Sachen in Bosnien und Herzegowina‹, WiRO 2008,
S. 43-45

Zwitter-Tehovnik, Jasna/ Paunovic, Biljana. ›Mus-
ter: Antrag auf Eintragung einer Hypothek in der Fö-
deration Bosnien-Herzegowina‹, Eastlex 2005, S.
121-122

B.IV.1. Gesamtdarstellungen; Allgemeines
Jessel-Holst, Christa. ›Neue Entwicklungen im Be-
reich des Familienrechts der jugoslawischen Nach-
folgestaaten - unter besonderer Berücksichtigung
der Neukodifikation in der Republika Srpska (Bos-
nien und Herzegowina) vom Jahre 2002‹, FamRZ
2004, S. 847-854

B.IV.2. Personen-, Namens- und
Geschäftsfähigkeitsrecht
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Gesetz über Gesetzes- und Zuständigkeitskollisionen
v. 27.02.1979 Art.16; Bosnien u. Herzegowina Ges.
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Kroatien hat das jugosl. IPR-G von 1982 als kroat.
Gesetz nur mit wenigen formellen Änderungen über-
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über die Familie v. 29.5.1979 i.d.F. v. 20.12.1989 kann
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beziehungen schwer und dauerhaft zerrüttet sind
und dadurch das Zusammenleben unerträglich ge-
worden ist. Art. 72 Abs. 2 des Bosn. Ges. über die Fa-

milie regelt die immer anzusprechende Möglichkeit
der Aussöhnung. Nach Art. 75 des Bosn. Ges. über
die Familie wird zusammen mit der Scheidung über
die Obhut und Erziehung der gemeinsamen Kinder
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die Ehe v. 03.04.1946 Artt. 7, 8; EGBGB Art. 15; GBO
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Das Kollisionsrecht Jugoslawiens sieht hinsichtlich
der güterrechtlichen Wirkungen einer Ehe keine
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ten.‹, DNotZ 1992, S. 575-578 = BayObLGZ 1992, S.
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nach Art. 47 gemäß dem Beitrag eines jeden der Ehe-
gatten geteilt. Die Höhe der Anteile bestimmt im
Streitfalle das Gericht nach dessen Beitrag unter
Würdigung aller Umstände. Dabei wird nicht nur
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nien-Herzegowina Artt. 10, 82 Abs. 1; EGBGB Artt.
21 Abs. 1 S. 1, 14 Abs. 1 S. 1; PstG §§ 30, 31; Das Recht
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der Kenntnisnahme der Anfechtungstatsachen.‹,
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gowina über die Familie genügt für die Eintragung in
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die Anerkennung, Bestätigung oder Anfechtung der
Vaterschaft bzw. Mutterschaft das Recht des Staates
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ehelicher Lebensgemeinschaft. Internationales Pri-
vatrecht und ausländisches materielles Recht‹, Studi-
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und ihre Bedeutung für den Rechtsverkehr mit
Deutschland‹, Schriften der Deutsch-Brasilianischen
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